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Die Transitionsdebat1l 

Heidrun Zinecker 

Die Transitionsdebatte über Lateinamerika ­
Dichotomien, Defizite und deviant cases 

Die Transitionsdebatte, die mit dem Erscheinen des vierbändigen Stan­
dardwerkes von 0'Donnell/SchmitterlWhitehead angeregt wurde,! ist 
inzwischen nicht nur als eine "veritable growth industry"," sondern auch 
als mainstream der vergleichenden Politikwissenschaft etabliert. und hat 
sich empirisch nahezu den gesamten Globus zu eigen gemacht. Neben 
Osteuropa, wo politisches Kalkül, das Überraschungsmoment und der 
radikal-systemare Charakter des Wandels in besonderer Weise zur 
Publikationslust animiert haben mögen, ist dabei Lateinamerika der be­
vorzugte regionale Gegenstand einer schier unüberschaubaren Literatur­
fülle. Es gibt einfache Erklärungen für eine solche Favorisierung Latein­
amerikas als empirischer Bezugspunkt: Erstens handelt es sich um jene 
Region, die hinsichtlich der Extension und Intension von Ähnlichkeiten 
(sozioökonomische und politische Legate, Sprache, Kultur) als "the best 
laboratory forcol11~~ativeanalysis"] gilt. Daraus ergibt sich zweitens, daß 
es für Lateinamerikanisten sprachlich und logistisch relativ leicht ist, eine 
vergleichsweise große Anzahl von Fällen zur Kenntnis zu nehmen. Schließ­
lich hat drittens die lateinamerikanische "Transitionswelle" im interkon­
tinentalen Vergleich auch de facta die größte Fallanzahl hervorgebracht, 
wobei der Beginn der "Welle" in dieser Region schon zum Ende der 
siebziger Jahre zu datieren ist, so daß zudem die für ausgewogene Analy­
sen notwendige längere zeitliche Distanz gegeben ist, was wiederum eine 
stärkere theoretische Komprimiertheit der Analysen erlaubt. 

Der Stellenwert der Transitionsdebatte in der heutigen politologischen 
Lateinamerikanistik kann kaum überschätzt werden. Dies hat einzelne 
Autoren4 dazu bewogen, einem Paradigmenwechsel von der Revolutions­
theorie bzw. Dependenztheorie hin zu einer modernisierungstheoretisch 
orientierten Transitions"theorie" das Wort zu reden. Ohne einen solchen 
thematischen Akzentwechsel an sich in Frage stellen zu wollen, sei die 
Bezeichnung als theoretischer Paradigmenwechsel doch bezweifelt, denn 
die Transitionsdebatte besitzt nicht den Rang einer selbständigen Theo-
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rie,5 da sie nur imstande ist, Transitionsprozesse zu beschreiben, zu 
systematisieren, aber noch keinen kohärenten Erklärungswert besitzt. Ein 
Grund dafür ist die Ergebnisorientiertheit von Theorien, welche die 
entsprechenden Prozesse erst endgültig in sich aufnehmen, wenn das 
Endresultat bekannt ist. Das gilt sowohl für die Revolutionstheorie, die fast 
immer nur die siegreichen Revolutionen zum Gegenstand nimmt und nur 
sehr selten unvollendete revolutionäre Prozesse, als auch für die Reflexion 
von Demokratisierungsprozessen, die einen Theorieanspruch erst dann 
erheben kann, wenn diese als etablierte Demokratien "geronnen" sind. 

Etwas verkürzt dargestellt sind es hingegen einmal mehr das traditio­
nelle modernisierungstheoretische Paradigma und das - die neueste latein­
amerikanische Demokratisierungsdiskussion allerdings weniger prägen­
de - dependenztheoretische Paradigma, zwischen denen die Transitions­
diskussion ausgetragen wird, und es sind letztlich auch "alte" politik­
wissenschaftlichen Dichotomien, die sie inhaltlich bestimmen: Staat vs . 
Markt, Zivilgesellschaft vs. Staat, Elite vs. Masse, Nationales vs. Globales 
etc. Das Neue der Transitionsdebatte ergibt sich in erster Linie aus dem 
besonderen "wellenartigen"6 bzw. "pendelhaften"7 Charakter der Transi­
tionen, eie in Lateinamerika (selbst im Vergleich zu ähnlichen Prozessen 
in den dI...;ißiger Jahren) gleichzeitig noch nie so zeitlich komprimiert und 
so cross-national waren. Eine andere Frage ist, ob die Erklärung eben 
dieser historischen Einmaligkeit eines Paradigmenwechsels innerhalb der 
Theorie jedarf, die gegenwärtige Analyse der Transitionsproblematik 
selbst erfüllt diese Mission jedoch nicht. 

Die Transitionsdebatte ist in ihre "metatheoretische" oder besser - da 
ihr hier der Rang einer Theorie abgesprochen wurde - in eine selbstreflektive 
Phase eingetreten. Die im folgenden notierten Überlegungen sind eben 
diesem Anliegen8 auch verpflichtet; sie können und wollen nicht den 
Anspruch eines Fazits erheben. Ihre Vorläufigkeit sei Schwäche und 
Stärke zugleich. Selbstreflexion in der Wissenschaft setzt in der Regel 
immer dann ein, wenn Ernüchterung über Euphorie zu obsiegen beginnt. 
Genau diese Tendenz scheint gegenwärtig die anfänglich teleologische 
und voluntaristische Linearität der Transitionsdebatte über Lateinamerika 
zu modifizieren. Nachdem zunächst konstatiert wurde, die Debatte habe 
bereits ein "reichlich abgegrastes Feld"9 hinterlassen, und später, sie sei in 
einen "theoretical impasse"l0 geraten, beklagen besonders kritische Stim­
men in den neuesten Publikationen gar ein "disenchantment" bzw. 
"desencanto".11 Dabei reicht das Spektrum der Ernüchterung von der 
Frage nach den Schwierigkeiten der Konsolidierung der neuen Demokra­
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tien, I" nach dem Stellenwert verbliebener autoritärer Elemente innerhalb 
der Demokratie nach der Transition l3 bzw. dem autoritären Weg der 
Transition,14 der Prognose. auch diese Demokratisierung sei nur Pause 
zwischen zwei Autoritarismen,15 bis hin zum Zweifel daran, ob es sich 
denn überhaupt schon um demokratische Transitionen gehandelt habe. 
wobei nicht selten der "traditionsreiche" Pessimismus mitschwingt, La­
teinamerika könne per definitionem keinen endgültigen Ausweg aus einer 
chronisch verfestigten Zyklizität von Autoritarismus und Demokratie 
finden. 16 Und jene, die einst zu den optimistischen Wegbereitern der 
Transitionsdiskussion gehörten, beginnen nun die Transitionsetappen 
zeitlich-inhaltlich "aufzufächern" und damit auch unter den eigenen 
"alten" Transitionsrastern durch eine stärkere holistische Sicht die Spezifik 
der Länder-Fall-Beispiele wiederzuentdecken. Dazu dient ihnen vor­
nehmlichdas Konzept der .,delegativen" (nicht-institutionalisierten. nicht­
repräsentativen) Demokratie, die für die südamerikanischen "Post-Transi­
tion-Staaten" Argentinien. Brasilien, Peru, Ecuador und Bolivien, aber 
auch für das Gros der mitttelamerikanischen Länder als typisch bezeichnet 
werden. 17 

Daß zu Beginn der neunziger Jahre ein Prozeß der Desillusionierung 
eingesetzt hat, ist gleichermaßen Empirie und Theorie geschuldet. Anders 
gesagt, zunächst reflektiert die Transitionsdebatte eine zunehmende 
Krisenhaftigkeit der Transitionsproze sse selbst. Als empirischer "Wende­
punkt" in Lateinamerika gilt der autogolpe des peruanischen Präsidenten 
Fujimori im April 1992. Auch der russische .,Katzenjammer" der Gegen­
wart zeitigt durchaus Fernwirkung in seiner Rezeption durch die Disputan­
ten lateinamerikanischer Transitionen. IR 

Schließlich ist die Debatte in den Kontext einer generellen Krise der 
Sozialwissenschaft gestellt,19 und dabei wird auch sie jenem schlechten 
Ruf gerecht, nach dem politische Lateinamerika-Studien von jeher eher 
"trend-followers" als ..trend-setters" dercomparative politics sind.2°Sartori 
gestand ein: "Vis-a-vis the high hopes of three decades ago, comparative 
politics is, to say the least, a disappointment. "21 Parallel zu diesem deutli­
chen, doch trüben Eingeständnis wird, unterschiedlich prononciert. eine 
Kluft zwischen genuiner Politikwissenschaft und Lateinamerikanistik 
beklagt.22 Entsprechen beide Einschätzungen der Realität, so ist der 
logische Schluß wahrlich vernichtend: Zu den ohnehin schwachen 
comparative politics als politikwissenschaftliche Disziplin gesellt sich 
eine noch schwächere politologische Lateinamerika-Komparatistik. Na­
türlich kann hier nicht diskutiert werden, ob und wie die erste der beiden 
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pessimistischen Aussagen bewiesen werden kann. Wohl aber ist klar, daß 
die komparative Lateinamerikanistik, darunter zuvörderst die Transitions­
analyse, nicht besser sein kann, als es das von den comparative politics 
entwickelte methodologische Instrumentarium gestattet. 

In der noch kurzen Geschichte der Transitionsdebatte über Lateiname­
rika sind zwischen Euphorie und Enttäuschung - grob angeschlagen ­
zwei einander partiell überlappende bzw. in einander übergehende Phasen 
festzustellen: Die erste Phase war ab Mitte der achtziger Jahre durch das 
von 0'DonnelVSchmitterlWhitehead herausgegebene Standardwerkgrund­
sätzlich geprägt worden. Wohljede folgende Publikation dieser Phase zum 
Thema nahm auf den "Vierbänder" Bezug und zeigte sich in der Regel 
auch seinem approach methodologisch verpflichtet. In dieselbe Etappe 
fällt auch das (zumindest vorläufige) Ende aller autoritären Regime in 
Südamerika. Folgerichtig ist die Literatur in dieser Zeit empirisch auch 
vornehmlich auf die "klassischen" Fälle eines relativ komprimierten 
Regimewechsels in diesem Teil Lateinamerikas fokussiert. Thematisch ist 
die Debatte auf Analyse, Verlauf, Periodisierung, Dynamik, Protagonisten 
und Modi der Transition konzentriert. Als methodologischer Ansatz 
dominiert eindeutig der modernisierungstheoretische, behavioralistische, 
ja "elitenlastige". Die Mißachtung der Strukturen gegenüber den Akteu­
ren, der Massen gegenüber den Eliten, des Konfliktes gegenüber dem Pakt 
führte zu einem beträchtlichen voluntaristischen Ansatz und daher zu einer 
euphemistischen Grundstimmung, da Demokratisierung allein vom Wil­
len der Eliten abhängig und schnell sowie zielgerichtet machbar zu sein 
schien. "Crafting"23 und "engineering democracy"24 wurden zum geflügel­
ten Wort, und die Transition sah sich nicht selten auf ein spieltheoretisches 
oder "demokratie-technologisches" Problem reduziert.25 Als Ortder Transit­
ion figurierten fast ausschließlich die politischen Institutionen. Als 
demokratietheoretischer Ansatz überwog deshalb auch klar der Bezug auf 
Schumpeter im "schlechteren" und Dahl im "besseren" Fall und damit die 
Identifikation von Demokratie mit politischem procedere. Es war die 
optimistische Anfangsphase, die sich mit der Debatte über die Konsolidie­
rung der neuen Demokratien im Kreise zu drehen begann. Mit der Diskus­
sion um diese sogenannte "zweite Transition", die schon zu diesem 
Zeitpunkt zuweilen wie eine Flucht vor den "ungelösten" Fällen der ersten 
Transition anmutete, schien die Diskussion "gesättigt", und es hatte den 
Anschein. als bliebe thematisch nur noch, das Schicksal der sich "konso­
lidierenden" Demokratien weiterzuverfolgen und, gestützt durch 
"Demokratiemessungen", Klassifikationen der neu errichteten Demokra­
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tien anzulegen. Doch mit der Selbstreflexion kam auch die (Selbst-)Kritik, 
und mit dem Beginn der neunziger Jahre wurde sie zunehmend zum 
Grundtenor der zweiten Phase der Transitionsdebatte. Innerhalb dieser, 
sehr viel heterogeneren und streitbareren Diskussionsetappe sind minde­
stens drei Tendenzen auszumachen: Zunächst meldeten sich jene zu Wort, 
die ein ausgewogeneres Verhältnis von Struktur und Handeln für die 
Analyse und die Berücksichtigung von "Prozeßmustern" sowohl in Ge­
stalt der cleavages als auch der politischen Legate einforderten.26 Dann 
intervenierten auch die Dependenztheoretiker der "alten Schule", die ­
jeweils unterschiedlich nuanciert, aber zumindest in der Konsequenz ­
politische Demokratie an ökonomische Gleichheit und die Rationalisie­
rung des Weltmarktes banden und Demokratisierung damit in eine entle­
gene Zukunft verlegtenY Die dritte Tendenz wurde von den "Transitions­
klassikern" vertreten, die eine weitergehende inhaltliche Aufsplittung des 
Transitionsprozesses verfochten, die Linearität ihrer eigenen Sichtweise 
aus der ersten Phase zunehmend modifizierten, jedoch ohne ihren 
behavioralistischen und elitenlastigen Ansatz grundsätzlich in Frage zu 
stellen.28 Dabei traten innerhalb aller drei Tendenzen - in jeweils vöIlig 
unterschiedlicher Diktion präsentiert - neue FragesteIlungen in den Vor­
dergrund: 
- die Einbindung nationaler Transitionsprozesse in globale Transitionen, 
- die "Wiederentdeckung" der "civil cociety", 
- die "doppelte Transition" zur Demokratk und zum Neoliberalismus, 
- die Gefahr der ,,(Un-) Regierbarkeit" als Folge demokratischer Transi­

tion. 
Die Diskussion um diese vier Themen, die für die zweite Etappe der 

Transitionsdebatte so charakteristisch sind, bewegt sich zwischen zwei 
extremen (und hier bewußt zugespitzt dargestellten) Erklärungsmustern: 

Variante 1: Einer durch die Demokratisierung und die pluralistischen 
Ausdruckmöglichkeiten innerhalb der neuen Demokratie ohnehin ent­
fesselten" civil sociery würden zusätzlich die allerdings unvermeidb~ren 
sozialen Kosten auferlegt, die aus der neoliberalen Strukturanpassung 
erwüchsen, weIche sich ihrerseits aus den Erfordernissen von Weltmarkt 
und Weltordnung ableite. Daraus ergebe sich eine "neue" Krise der 
Regierbarkeit ("ingobernabilidad"), die den Konsolidierungsprozeß der 
neuen Demokratien gefährde. Als logischer, wenn auch explizit selten 
fonnulierter Ausweg aus dem Dilemma bliebe die Option der unsichtbaren 
Hand des Marktes kombiniert mit der wiedererhobenen harten Hand des 
Staates oder/und die "Selbstbeschneidung" der Zivilgesellschaft. 
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Variante 2: Eine historisch überkommene und den Abhängigkeiten 
vom Weltmarkt geschuldete ökonomische und soziale Ungleichheit sei 
durch die sozialen Kosten der neoliberalen Strukturanpassung enorm 
verstärkt worden und habe die "alte" Strukturkrise noch verschärft. Die 
Etablierung von Demokratien sei somit ohne Reformierung des Welt­
marktes per se ausgeschlossen, da fehlende ökonomische Ressourcen des 
Volkes (pueh/o) immer auch einen entsprechenden Mangel an politischen 
Ressourcen implizierten. Zivilgesellschaft sei mit eben diesem Volk bzw. 
mitjenen Bewegungen, in denen es sich politisch konstituiert (movimientos 
socia/es), gleichzusetzen. Nur sie seien die Protagonisten des Kampfes um 
eine "tatsächliche" Demokratisierung. Die Transitionen der achtziger 
Jahre hätten dagegen nur zur Errichtung von "Iow intensity democracies" 
geführt, die- ähnlich der früheren Doktrin der Nationalen Sicherheit - von 
außen und mit dem Ziel der Ruhigstellung der Zivilgesellschaft "indu­
ziert" worden seien. 

Während "Variante I" einen neokonservativen modernisierungs­
theoretischen approach widerspiegelt, steht "Variante 2" für den beson­
ders radikalen dependenztheoretischen Ansatz. So zugespitzt wie hier 
dargestellt, kommen diese Erkläruagsmuster in der Literatur nicht oft vor, 
doch gerade durch die Zuspitzung zeigen sie eine sehr reale Gefahr auf, die 
methodologisch paradoxerweise beiden Ansätzen gemeinsam ist: Sowohl 
die Gefahr der Minimierung des demokratischen Anspruchs, die dem 
ersten Ansatz eigen ist, als auch die der zweiten Sichtweise innewohnende 
Tendenz der Maximierung desselben führen in ihrer logischen Konse­
quenz zu einer "Heilserwartung" von außen und zu Fatalismus im Innern, 
das heißt statt zu mehr politischer Mobilisierung und Partizipation zu mehr 
Abstentionismus und Apathie. In beiden Fällen drängt sich das Bild einer 
"blockierten" Gesellschaft auf. Beide paradigmatischen Sichtweisen ge­
hen also letztlich auf eine gemeinsame theoretische Matrix"9 zurück, eine 
Matrix, in der die Determinanz der Ökonomie gegenüber der Politik 
festgeschrieben und die Möglichkeiten einer relativ autonomen politi­
schen Entwicklung unterbewertet werden. Dem elitären Voluntarismus 
der "Gründerzeit" der Transitionsdiskussion steht nun ein ebenso elitärer 
Pragmatismus bzw. - bezogen auf die Subalternen - gar Fatalismus (der 
natürlich auch mit dem Zusammenbruch des europäischen Sozialismus zu 
tun hat) entgegen. Obwohl verbal immer wieder beschworen, besitzt die 
Zivilgesellschaft bei beiden Varianten eine konzeptionell untergeordnete 
bzw. eindimensionale Bedeutung. Folgerichtig wird in den Mittelpunkt 
demokratietheoretischer Überlegungen die Frage nach der widersprüch­
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lich interpretierbaren democrada posible ("mögliche Demokratie") und 
damit nach dem Verhältnis von Utopie und Pragmatismus gerückt. 

Der Grundton der Diskussion in dieser zweiten Phase wandelte sich 
somit nunmehr von Euphorie zu mehr Pragmatismus, ja Pessimismus. 
Empirisch hängt das auch damit zusammen, daß das Schwergewicht jetzt 
auf den noch verbliebenen subregionalen "weißen Flecken" auf der 
lateinamerikanischen Transitions-Landkarte, das heißt aufMittelamerika, 
gelegt wird, wo Demokratisierungsprozesse, selbst ausgehend von sehr 
optimistischen, weil formalen Prämissen, nur schwerlich als abgeschlos­
sen gelten können. Nun hat aber mit Peru auch die südamerikanische 
E.rfahrung ein klares Beispiel nicht nur für einen Rückschlag innerhalb 
eines demokratischen Transitionsprozesses aufgebracht, sondern auch die 
Variante einer Transition von einem zu einem anderen autoritären Regime 
suggeriert. 

Die genannten Etappen, einschließlich der ihnen zugehörenden Extrem­
positionen, können natürlich nur das grobe Gefüge und die Entwicklungs­
tendenzen einer inzwischen fast zehnjährigen Transitionsdebatte markie­
ren. Die Tendenz zu mehr Heterogenität der Positionen und kritischer 
(Selbst)reflektion innerhalb der zweiten Etappe ist offensichtlich. Den­
noch lassen sich Defizite ausmachen, die typisch für beide Etappen sind 
und die im folgenden, weil sie im Prinzip durchaus zu vermitteln wären, 
als "falsche" Dichotomien benannt und diskutiert werden sollen. Diese 
"Dichotomien" finden sich in der Regel in der Mehrzahl der Transitions­
analysen zu den wechselseitigen Verhältnissen der folgenden Kategorien: 
1.	 Staat, Regime und Regierung, 
2.	 Realität,Utopie und historisch-strukturelle Limitierung von Demokra­

tie, 
3.	 normativer Anspruch und Verifizierbarkeit der Demokratiekriterien 
4.	 Struktur und Akteur sowie Elite und Masse ' 
5.	 Markt, Staat und Zivilgesellschaft, ' 
6.	 (In-) Stabilität und Transition, 
7.	 Transition und Revolution, 
8.	 komparativer Anspruch und Fall-Analyse. 

In der Regel sind diese Dichotomien entweder einer terminologischen 
Konfusion oder der Schwäche geschuldet, stabilitätsorientierte, evolutio­
näre, modernisierungstheoretische und revolutions-, konflikt- und/oder 
dependenztheoretische Ansätze nicht für einander fruchtbar machen zu 
können. Die Dichotomien sind durchaus grundsätzlicher Art. doch treten 
sie insonderheit bei jenen Fällen hervor. die am Rande der Transitions­
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debatte stehen, weil sie nicht in das "klassische" Transitionskonzept 
passen wollen. Diese Länder - auf dem lateinamerikanischen Festland 
sind es Mexico, Kolumbien. Venezuela, Peru, Guatemala, EI Salvador und 
Honduras - seien hier als deviant cases der Transitionsdebatte bezeichnet 
und im besonderen empirischer Gegenstand der folgenden Diskussion. 
Auf den ersten Blick scheint die Marginalstellung in der Transitions­
analyse das Einzige zu sein, was diesen Ländern gemeinsam ist. Auf den 
zweiten Blick lassen sich innerhalb der Transitionsproblematik jedoch 
weitere verblüffende Gemeinsamkeiten feststellen: Stets fällt eine ausge­
sprochene Prozeßhaftigkeit von Transition ins Auge, wobei der Beginn 
nur schwer zu datieren ist, aber in der Regel historisch weit hinter den 
Beginn der letzten "Transitionswelle" zurückgeht. In allen Ländern kann 
Transition selbst als Etablierung von Demokratie (geschweige denn schon 
als Konsolidierung) als noch nicht vollzogen eingestuft werden, das heißt 
sie muß als "im Fluß" befindlich und reversibel (EI Salvador), stagnierend 
(Guatemala), als im Jahrzehnte zurückliegenden Beginn (Kolumbien) 
oder vor dem Vollzug (Honduras) "versandet", als abgebrochen oder 
unterbrochen (Peru), "zurückgerollt" (Venezuela) bzw. als zumindest 
kontemporär grundsätzlich gegendemokratisch (Mexico) gelten. Es sind 
gegenwärtig Regime-Hybride zu konstatieren, die sich zwar auch (Mexico) 
bzw. überwiegend (Honduras, Kolumbien) demokratischer procedere 
bedienen, doch die zur gleichen Zeit dominant oder zumindest wesentlich 
autoritär bzw. violent sind, ohne jedoch dem "klassischen" autoritären 
Regimetyp vergangener Jahrzehnte, ob nun in seiner süd- oder mitteIame­
rikanischen Prägung, zu gleichen. In allen Ländern hat aber die Armee 
noch immer National-Security-Funktionen inne und muß als entscheiden­
der Machtfaktor angesehen werden. Schließlich ist für die Gesamtheit 
dieser Fälle eine soziale Polarisation auszumachen, die noch über das 
übliche lateinamerikanische Maß hinausgeht und die auch injüngster Zeit 
immer wieder kleinere (Kolumbien, Honduras) oder größere (Venezuela, 
Mexico) soziale Explosionen hervorrief. 

1. Die terminologische Konfusion betrifft zunächst den Terminus 
..Transition" selbst: Er suggeriert gewissermaßen die (positive) Vorbe­
stimmung seines Ergebnisses, womit ihm nahezu eine teleologische Be­
deutung zugeschrieben wäre. Das mag weniger problematisch in den 
Fällen sein, da Transition (als Regimewechsel) erst einmal stattgefunden 
hat, obgleich auch da ihre Irreversibilität noch in Frage gestellt ist. Doch 
eine solche Bestimmung verschließt den Blick vor "offenen" Prozessen 
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des Regimewandels und erst recht vor Transitionen, die sich außerhalb 
politischer Institutionen vollziehen, sowie vor dem Pänomen des (unbe­
friedigten) Transitionsbedaifs. Die deviant cases haben gerade das ge­
mein. 

Der konventionelle Gebrauch der Kategorie ist inzwischen auf den 
"demokratischen Regimewechsel" fokussiert, obgleich die ..klassische" 
Definition jeglichen Regimewandel meint.30 Die Konzentration auf den 
Regimewechsel heißt schließlich, graduelle politische Demokratisierung, 
jeglichen nichtinstitutionellen politischen Wandel und außerpolitische 
Demokratisierung zu ignorieren. 

Für den Modus der Transition liegt eine verwirrend-widersprüchliche 
Vielfalt von Termini vor. Im Deutschen sind das die Begriffe "Transition" 
und "Transformation", "Regimewandel" und "Systemwechsel", ..Libera­
lisierung" und "Demokratisierung".31 1m Englischen konkurrieren 
"transformation", "replacement", "transplacement" ,32 "transaction", 
"breakdown", "extrication",33 transition by pact, imposition, reform. 
revolution.34 Das Spanische offeriert "reforma", "ruptura", "ruptforma".35 

Die Etappen der Transition sind (zuweilen bei jeweils denselben 
Autoren) widersprüchlich benannt. So figuriert "Demokratisierung" ei­
nerseits als Überbegriff für Transition, andererseits aber auch als der... n 
Unterbegriff, wenn sie als die der "Liberalisierung" nachfolgende zweite 
Phase der Transition bezeichnet wird.36 Gleichzeitig wird von einer "zwei­
ten Transition" als der Konsolidierungsphase der neuen Demoknü;e 
gesprochen. Schließlich werden die Begriffe "Demokratisierung" und 
"Redemokratisierung" äußerst kontrovers gebraucht: Daß es sich um eine 
Redemokratisierung handelt, scheint nur für Chile und Uruguay - also für 
jene Länder mit ausgewiesener demokratischer Tradition - unstrittig zu 
sein. Doch auch im Falle der anderen südamerikanischen neuen Demokra­
tien wird in der Literatur "Redemokratisierung" favorisiert. 37 Für MitteI­
amerika finden beide Konzepte Verwendung, wobei jedoch zu Recht eine 
scharfe Polemik gegen die Möglichkeiteiner Redemokratisierung auf dem 
- mit Ausnahme Costa Ricas - vordemokratischen38 und insofern anti­
demokratischen39 Isthmus geführt wird. 

Vor allem aber ist weder der Ausgangspunkt ("autoritäres Regime"/ 
"Autoritarismus"/"autoritärer Staat") noch der Endpunkt der Transition 
("demokratisches Regime"/"Demokratie"/"demokratischer Staat") bis­
her eindeutig und konsensträchtig definiert worden.40 So haben zunächst 
die Urheber der Terrllini nicht erklärt, warum der kategoriale Wechsel vom 
"bureaucratic-authoritarian State (BA) "41 zum ..authoritarian political 
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regime"42 vorgenommen wurde, um dann auch später dem Unterschied 
zwischen beiden Kategorien zumindest für das Problem der Demokratisie­
rung keine besondere Relevanz zuzumessen,43 Dabei kann die analytische 
Umerscheidung zwischen Staat, Regime und - dies vor allem - Regierung 
durchaus entscheidend für die Beantwortung der Frage sein, ob und mit 
welcher Dimension eine Transition stattgefunden hat. So waren die 
salvadorianische und guatemaltekische Regierung in der zweiten Hälfte 
der achtziger Jahre formal demokratisch gewählt, doch weder das Regime 
(die sich in Normen und Relationen zwischen politischen Institutionen und 
Bürgern widerspiegelnde Form der Herrschaftsausübung) noch der Staat 
(das Set von Institutionen und juristischen Regeln, das heißt die politi­
schen Gewalten und administrativen Organe) wurde einem demokrati­
schen Anspruch gerecht. Im Fall von Kolumbien und Venezuela mag man 
hingegen geneigt sein, den Ch31akter der staatlichen Institutionen für 
demokratischer zu halten als das Regime, für Chile oder Paraguay nach 
1989 könnte, denkt man an die Armee, die Umkehrung gelten. Besonders 
gefährlich ist es, demokratische Regierungswechsel für schon vollzogene 
Transitionen zu erklären. Andererseits ist zu berücksichti!!en, daß auch 
Regierungen das Regime und den Staat partiell und in der Wahrnehmung 
großer Teile der Bevölkerung auch in Gänze repräsentieren. in Anlehnung 
an Strasser soll hier deshalb davon ausgegangen werden, daß Staat, 
Regime und Regierung nie isoliert voneinander existieren und hinsichtlich 
ihrer kategorialen Ausdehnung in der genannten Reihenfolge zu nennen 
sind, Gleichzeitig gehen sie partiell ineinander über. So wäre es falsch, die 
Begriffe unvermittelt nebeneinander zu setzen, und richtig, vom "Regime 
der Regierung des Staates" zu sprechen.44 Eine solche Position versteht 
sich auch als Gegenentwurf zu der neoliberal inspirierten Position, das im 
Ergebnis einer Transition gewandelte Regime solle gegenüber dem Staat 
Barrieren errichten,45 Hinzugefügt sei jedoch, daß auch mit allen drei 
Kategorien der Begriff selbst der politischen Demokratie nicht ausge­
schöpft ist. Wie noch zu sehen sein wird, werden sie von der nicht­
institutionellen, aber dennoch politischen Zivilgesellschaft "umschlos­
sen". 

2. Der "Endpunkt" der Transition, die Demokratie, ist selbstverständ­
lich einer noch weitaus kontroverseren Diskussion ausgesetzt. In diesem 
Zusammenhang reichen die Antinomien von "formaler" vs. "substantiel­
le", "repräsentativer" vs. "delegative" Demokratie, "delegativer Demo­
kratie" vs. "demokratische Bewegung".46 Im Mittelpunkt steht stets die 
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Frage nach dem Verhältnis von liberaler und partizipativer Demokratie. 
Die Antinomien finden in der Gegenüberstellung von procedere und 
"Selbstregierung" wohl ihre extremsten Pole. Demokratietheoretisch 
werden dabei Schumpeter und Dahl vs. MacPherson "gehandelt". Die 
Entscheidung zugunsten von "Dichotomie" oder "Kontinuum" bzw. die 
Favorisierung von (wenigen) Zwischenstufen ("semi-demokratisch", 
"dictablanda" und "democradura" oder democracia/autoritarismo 
"excluyeme" bzw." incluyente ") werden im allgemeinen für komplizierte 
"Marginalfälle" zu Rate gezogen, ohne diese jedoch damit immer adäquat 
charakterisieren zu können. 

"Democracy became a 'hurrah' word",47 aber - so könnte man etwas 
provokant formulieren - keiner weiß, was es in concreto bedeutet. Die 
Annäherung an den Begriff erschwert ein doppelt "falsches" Dilemma. 
Zum einen geht es um das antinomische Verhältnis von Utopie und 
Pragmatismus und damit von Maximierung und Minimierung des demo­
kratischen Anspruches. Zum anderen scheinen die "Pragmatiker" eine 
durchaus notwendige Operationalisierung der Kategorie "Demokratie" 
als eine "vorauseilende Minimierung" des demokratischen Anspruches zu 
interpretieren, und die "Utopisten" dagegen die Operationalisierung ihrem 
Maximalansp:uch zu opfern. Was ist damit gemeint? 

Bereits aus der Demokratietheorie sind "Minimierungen des demokra­
tischen Anspruches" - unter pragmatischem Gesichtspunkt vorgeschla­
gen - bekann~. Sie heben im Verbund auf die gnostischen Grenzen und auf 
die jeweils historisch limitierte "Machbarkeit" von Demokratie als der 
"Kunst des Möglichen" ab. Spätestens seitdem in der Demokratietheorie 
direkte durch repräsentative Demokratie normativ ersetzt wurde, hat fast 
jede Bestimmung von Demokratie auch jenen resignativen Churchillschen 
Unterton, nachdem es die schlechteste Regierungsform, ausgenommen 
aller übrigen sei. Was hier noch Bonmot ist, wird zum Programm, wenn 
Demokratie als die Frucht einer Situation angesehen wird, in der die 
friedliche Koexistenz weniger kostet als die gegenseitige Zerstörung.4g 

Da die Demokratie nicht gestaltbar ist, wird sie beispielsweise bei Dahl 
letz.tlich zur Polyarchie "abgemindert", das heißt zu einem Set von Insti­
tutionen, die formale politische Spielregeln markieren. Die Idee von der 
sozialen Gleichheit gilt ihm zwar weiter als Axiom,49 verbleibt jedoch im 
Hintergrund und wird von seinen Rezipienten zumeist völlig vernachläs­
sigt. Da Dahl (neben Schumpeter) als der in der lateinamerikanischen 
Transitionsliteratur meistzitierte moderne Demokratietheoretiker gelten 
kann, wird die Polyarchie mit ihren Kriterien zur "Latte", an der lateiname-

Die Transitionsdebabi 

rikanische Demokratisierung in -icr ~ 

sieben Polyarchiekriterien eine.;, Dai 
feststellbar zu sein, und glei.:r..zelU~ 

komparativen infrastrukturellen ~a. 

Lateinamerika gemeinsam mit aD.k 
gleich zum Norden hat. Späte.;,te:b h 
amerikanische Demokratie dur.:h el! 
mit der Norm westlicher Indusme:aJ 
dem oder mit eigenen, aus dem \\ e.;"t;e 
Verfassungsnormen bestimmt v, e:-.:ie 

Das heißt, erstens bleibt die Frafe. c 
nur westliche oder eben auch 1ate mar 
existiert das alte Problem des :\u;.e 
und lateinamerikanischer Realitateu. 
Demokratiekriterien westlic her Pr0\; 

..übersetzen", das heißt sie für dJe;.e i 
schwer und nur landesspezifis.:j; zu 
sind Vereinfachungen schnell ber je 

die in der Behauptung besteht. i~[ ~ 

weil t." demokratische Verfasst:.ngen 
oftmals verfassungskonform ist '. ~l 

1m Zuge einer nächsten MinimierunE 
ren uud das Ausbleiben von ~1ilrLitp 

Wahl eines zivilen Präsidenten In ­
einzigen oder zumindest entsdlCr.Jer 
wohl weil dies im Unterschied zu an 
verifizierbare Kriterium ist. [A'Xh .iJ. 
\or allem die deviant cases zeigen. Zl 

denn Demokratisierung schließt r- a 
mit ihr identisch. 

Eine solche häufig vorkorr~""l"len": 

.:hen methodologischen HinrergrunJ 
jer benachteiligten AusgangSp0';"lOc 
tiler und gefährlicher ist als de~ er· 
',J, irkt und dadurch vorauseilende Fw: 
ei:-.en Lateinamerika sei und j~'± 

:'0liuscher Norm und politls.:he:- , 
~iU "c die ..Demokratie-Latte" \ er: \ 
S.~ ..geht" beispielsweise \\arC:jec 

20 



"UI"I Zill'lec ker 

::"C~.:.:C~ und panizipativer Demokratie. 
Je~c-,; :-.crqdlung von procedere und 
=-e~.<e:-: Pole. Demokratietheoretisch 
)~: " - \fJcPherson ..gehandelt". Die 
"::-:"<~~.:C·· oder .. Kontinuum" bzw. die 
:'" :<.-::':1 <ufen I ..semi-demokratisch", 
....r.; ~,jer democracia/aurorirarismo 
'''-e~.:::':-: :8 allgemeinen für komplizierte 
:~:X: '::e"C Jedoch damit immer adäquat 

-"" ~~':".-- :::ber - ~o könnte man etwas 
"e~ ... .:- e;. 1>: ,-oncrero bedeutet. Die 
1"-~ ::'::-: j~:,pclt .. falsches·· Dilemma. 
:::o:::-;;.·:::e \'erhaJtni~ von Utopie und 
~=-...:c:-_:-:; :.l:1j \linimierung des demo­
iere:-: ;.,.:r-,e:nen die ..Pragmatiker" eine 
llI.:':c=-_::; jcr Kategorie ..Demokratie" 
:ur je- demokratischen Anspruches zu 
.. ~e ~c,", dIe Operationalisierung ihrem 
, :'-: ;. ;~t1: gemeint? 
:-r~ -:::: .. \finimierungen des demokra­
c.:-..:.:: ....:~em Gesichtspunkt vorgeschla­
;n"': .:_:' c:e ~To'-tischen Grenzen und auf 
_\f.3>::-::-~~elc \ on Demokratie als der 
<.1"'=::> "C::je8 In der Demokratietheorie 
,:<..~::e :-::'IT:-..:::iv ersetzt wurde. hat fast 
.iJl::-. .'·e :leT'; rölg nati yen Churchillschen 
::H~'-:e RC;lerJngsforrn. ausgenommen 
k'C~,,:: 1<. v.lrd zum Programm. wenn 
S::-_.:::::-, J.nge;.ehen wird. in der die 
~: ~, 21e gegenseitige Zerstörung.-~8 

~.:::'-:: .... :,li -Je t--ei'pielsweise bei Dahl 
~-. .:.:.'- :-:-:;:,: zu einem Set von Insti­
:,;o;;::-e~e::: :-:1J.r~Jeren. Die Idee von der 
·e::=~ .:.: - ..; xiom."" verbleibt jedoch im 
R~L::-:-:::[en zumeist völlig vernachläs­
: .:.: '- ie: In der lateinamerikanischen 
:-!O~C:-::-: Oe mokratietheoretiker gelten 
"--::e~e,. ZL:r ..Latte". an der lateiname-

Die Transitionsdebatte über Lateinamerika 

rikanische Demokratisierung in der Regel gemessen wird. Doch auch die 
sieben Polyarchiekriterien eines Dahl sind zu allgemein, um eindeutig 
feststellbar zu sein, und gleichzeitig zu gering dimensioniert, um den 
komparativen infrastrukturellen Nachteil einbeziehen zu können, den 
Lateinamerika gemeinsam mit anderen Entwicklungsländern im Ver­
gleich zum Norden hat. Spätestens hier tritt nun die Frage auf, ob latein­
amerikanische Demokratie durch einen Vergleich mit einem "Idealtyp", 
mit der Norm westlicher Industrieländer, mit anderen Entwicklungslän­
dern oder mit eigenen, aus dem Westen voraussetzungslos übernommenen 
Verfassungsnormen bestimmt werden soll. 

Das heißt, erstens bleibt die Frage, ob normatives Demokratieverständnis 
nur westliche oder eben auch lateinamerikanische "Ahnen" hat. Zweitens 
existiert das alte Problem des Auseinanderklaffens westlicher Normen 
und lateinamerikanischer Realitäten. Drittens geht es darum, "klassische" 
Demokratiekriterien westlicher Provenienz ins "Lateinamerikanische" zu 
"übersetzen", das heißt sie für diese Region zu operationalisieren. Das ist 
schwer und nur landesspezifisch zu machen, aber weil es so schwer ist, 
sind Vereinfachungen schnell bei der Hand. Die gröbste Vereinfachung, 
die in der Behauptung besteht, fast ganz Lateinamerika sei demokratisch, 
weil u demokratische Verfassungen hat (wobei auch eine Militärdiktatur 
oftmals verfassungskonform ist), soll hier nicht weiter analysiert werden. 
Im Zuge einer nächsten Minimierung wird das Fehlen von Militärdiktatu­
ren uud das Ausbleiben von Militärputschen bzw., in der Umkehrung, die 
Wahl eines zivilen Präsidenten in "freien" Präsidentschaftswahlen zum 
einzigen oder zumindest entscheidenden Demokratiekriterium erhoben,50 
wohl weil dies im Unterschied zu anderen Indikatoren das am leichtesten 
verifizierbare Kriterium ist. Doch dieser ,,rettende Strohhalm" kann, wie 
vor allem die devianr cases zeigen, zu sehr trügerischen Schlüssen führen, 
denn Demokratisierung schließt zwar Demilitarisierung ein, ist aber nicht 
mit ihr identisch. 

Eine solche häufig vorkommende Vereinfachung hat einen gefährli­
chen methodologischen Hintergrund, der paradoxerweise - eben da er von 
der benachteiligten Ausgangsposition Lateinamerikas ausgeht - viel sub­
tiler und gefährlicher ist als der erstgenannte, zumal er unterschwellig 
wirkt und dadurch vorauseilende Funktion hat: Gerade weil Lateinamerika 
eben Lateinamerika sei und durch die "traditionelle Dissoziation von 
politischer Norm und politischer Wirklichkeit"51 präfigurativ geprägt, 
müsse die "Demokratie-Latte" von vornherein niedriger angelegt werden. 
So "geht" beispielsweise Wahlbetrug als Wahlunregelmäßigkeit (und 
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Schönheitsfehler) 1994 in Mexico, EI Salvador oder in der Dominikani­
schen Republik "durch", der, in solchen Größenordnungen. in Europa 
(man erinnere sich an die Kommunalwahlen vom Mai 1989 in der DDR) 
zu Recht als Zeichen für grundsätzlich undemokratische Wahlen ange­
prangert wurde. Schließlich sind Länder mit ambivalenten Regime-Hybri­
den und unveränderten Langzeit-Demokratiedefiziten, wie es die deviant 
cases sind, nicht selten Gegenstand einer weiteren vorauseilenden Reduk­
tion demokratischen Anspruches, denn sie waren einerseits das kleinere 
Übel im früher autoritären gesamtlateinamerikanischen Kontext, und 
andererseits sind Demokratiedefizite dort so chronisch und formal so 
wenig faßbar, daß sie am Ende, ob nun in euphemistischer oder resignati­
ver Manier, vernachlässigt und als national-spezifische Demokratievariante 
("democracia a la colombiana" etc.) letztlich akzeptiert werden. 

Viele dieser "vorauseilenden Minimierungen" demokratischen ;\n­
spruches gehen bereits im Vorfeld der Analyse vor sich und sind quellen­
mäßig schwer zu orten. Doch die neueste Lateinamerika-Transitions­
literatur bietet dafür auch den seinerseits ambivalenten Beleg. Damit ist 
das Konzept der democrada posible angesprochen, bei dem paradoxer­
weise gerade der realistisch-präfigurative Ansatz als Hintergrund dafür 
dient, positive (Ja, Demokratie ist möglich.) mit resignativer Konnotation 
(Sie ist aber limitiert oder unwahrscheinlich.) zu verbinden. Fernandez 
Reyes gliedert das inhaltliche Dilemma in Etappen: mögliche Transition 
und unwahrscheinliche KonsolidierungY Strasser beschreibt die demo­
cracia posible als schon reale Regierungsmischform. "posible de realizacion 
historica en un tiempo dado"53, und nimmt ihr damit ausdrücklich jegli­
chen Charakter eines utopischen Entwurfes. Torres-Rivas bezeichnet sie 
als künftighin realisierbar, aber gleichzeitig als "historicamente con­
dicionada".54 Die Unterschiede zwischen den Positionen sind fein nuan­
ciert und dennoch relevant. Wie im letzteren Fall ist das Konzept der 
democrada posible immer dann tragfähig, wenn es gleichermaßen den 
Verweis auf Erreichbarkeit, strukturelle Limitierung und visionäre Extra­
polation impliziert und die Spannung zwischen den drei Dimensionen 
ausbalanciert. Maihold unterscheidet mit diesem Ansinnen zwischen 
"möglicher Demokratie" und "Demokratie des Möglichen".,~5 Die 
.. democrada posible" ist also noch nicht real, jedoch machbar.56 "The 
constitution of each one of history's features is rather the result of a 
vocation für utopia and the ability to make it feasible."57 Wenn dagegen 
eine .. definidon restringuida" ("eingeschränkte Definition")58 der Demo­
iaatie, angelegt an eine .. democrada restringuida" ("eingeschränkte 
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Demokratie"), Gefahr läuft, aus Regime-Hybriden den Idealfall von 
Demokratie "hervorzuzaubern", ist das ein trügerischer Kunstgriff. Das 
heißt aber dennoch nicht, daß auf Minimalkriterien völlig verzichtet 
\\ erden kann. Die Spannung zwischen allen drei Dimensionen auszuhalten 
~rfordert, solche notwendigen, wenn auch nicht hinreichenden Minimal­
kriterien aus analytischen Gründen anzuwenden, doch ohne sich auf sie zu 
beschränken und ohne daß einschränkend wirkende strukturelle Legate 
vorauseilend zum Modell erhoben werden. 

3. Allgemeingültige Definitionen "ins Lateinamerikanische zu über­
setzen", zu operationalisieren, und statt sie zu überladen, sie als ein 
..working model"59 zu entwickeln, heißt nicht den Anspruch an lateiname­
rikanische Demokratie vorauseilend zu minimieren. Operationalisierung 
bedeutet dabei weder Reduktion auf formale noch auf politische Demokra­
tie, die ihrerseits nicht identisch sind. Was also heißt Operationalisierung? 
Als Prämissen sollen gelten: 
Erstens: Transition zur Demokratie sei als Prozeß verstanden. 
Zweitens: Die Kriterien für Beginn und Ende dieses Prozesses seien 
jeweils gesondert festgestellt. 
Drittens: Transition sei ein gesamtgesellschaftlicher Prozeß, der auf der 
politisch- institutionellen, zivilgesellschaftlichen, marktwirtschaftlichen 
und distributiven Ebene zu messen sei. Dabei ist zu überprüfen, ob und 
inwiefern die "Quadrizität" der Ebenen nicht besser durch die Verwen­
dung zweier, voneinander abgegrenzter Kategorien ("Transition" und 
"Transformation") widerspiegelt werden kann. 60 

Viertens: Die Aufstellung einer Hierarchie der Minimalkriterien sei über­
legenswert. 
Fünftens: Die Kriterien müssen landesspezifisch verifizierbar sein und die 
Fragen als Alternativfragen formuliert werden, die eine eindeutig positive 
oder negative Antwort erwarten lassen können, Andere Entscheidungsfra­
gen, auf die im Unterschied zu den Alternativfragen eine Antwort gesucht 
wird, die vielschichtig ist, graduelle Abstufungen meint und weitgehend 
von subjektivem Ermessen ausgeht, sind unbedingt hinzuzuziehen. Sie 
allein jedoch ließen die Kategorien "Demokratie" und in Abhängigkeit 
davon auch "Transition" beliebig dehnbar werden. Nur so ist erklärbar, 
daß komplizierte Marginalfälle der Transitionsdiskussion diametral ent­
gegengesetzte Einschätzungen erfahren, die beispielsweise im Falle Ko­
lumbiens von "second in the Western Hemispfere only to the United States 
... in maintaining uninterruptedly a democratic, liberal, bourgeois political 
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system"61 bis hin zum Regime eines "terrorismo de Estado"62 reichen. 
Eine solche "Checkliste" von Alternativfragen gründet sich immer auf 

den landesspezifischen Kontext, ist somit nicht universell im Sinne der 
Relevanz einer jeden dieser Fragen für jedes Land. doch repräsentiert sie 
die "Lateinamerikanisierung" allgemeingültiger Transitionskriterien. Die 
Liste könnte u.a. die folgenden Fragen enthalten: 1st der Bürgerkrieg (bzw. 
Guerrillakrieg mit nationaler Dimension) beendet? Sind die ehemaligen 
Kombattanten ins Zivilleben integriert? Wurde der Ausnahmezustand 
aufgehoben? Besteht eine Zivilregierung? Ist eine Zivilperson Verteidi­
gungsminister? Ist die Armee professionalisiert und die Polizei von ihr 
administrativ getrennt? Ist die Militärgerichtsbarkeit für Zivilpersonen 
abgeschafft? Ist die Straflosigkeit (impullidad) beendet? Wurde die frühe­
re Verletzung der Menschenrechte von seiten der Regierung zugegeben 
und strafverfolgt? Ist der habeas corpus garantiert? Ist anonyme Strafver­
folgung (jueces sill rostro) ausgeschlossen? Existieren Mechanismen, die 
einen deadlock zwischen Präsident und Parlament verhindern? Finden 
Wahlen statt? Kommen Wahlunregelmäßigkeiten nicht vor? Handelt es 
sich um einen offenen Pluralismus, der auch die ungehinderte Partizipati­
on alternativer politischer Akteure ermöglicht? Sind (ethnische) Minori­
täten im Parlament vetreten? Finden Bürgermeisterwahlen statt? Ist der 
Staat flächendeckend präsent, und wird Privatjustiz von ihm geahndet? 
Korreliert Verteilungsgerechtigkeit mit Wachstum? Ist eine Pluralität von 
Eigentumsformen gegeben? Wurde eine ,\grarreform durchgeführt? 

Diese Liste erhebt weder Anspruch auf Vollständigkeit noch wird 
damit jeglicher Ermessenspielraum ausgeschlossen. Zudem verbleiben 
auch relevante gesellschaftliche Bereiche (Korruption, Klientelismus. 
C~udillismu~ u.~:) außer~alb des Zugriffs von solchen Alternativfragen. 
DIe "ChecklIste hat kemen Rezeptcharakter, vor allem nicht in einem 
Sinne, daß die affirmative Antwort auf alle Fragen schon injedem Fall den 
endgültigen Vollzug von Transition andeuten würde, obgleich damit die 
Ph~se der Konsolidierung durchaus in greifbare Nähe gerückt wäre. Diese 
~elhenfolge impliziert keine hierarchische Ordnung. Allein für den Be­
gmn des Transitionsprozesses sind zumindest jene Kriterien konstitutiv, 
die für das Recht auf Leben stehen. Dieses höchste Menschenrech~3 

markiert zweifellos die Spitze der Hierarchie von Kriterien. Es ist sowohl 
Ergebnis als auch Verfahren, normativ belegt und zugleich juristisch 
verifizierbar. Wird auch nur eine der Fragen, die dieses Recht unmittel­
bar64 tangieren, verneint, so ist selbst der Beginn von Transition in Frage 
zu stellen. Die aufgelisteten Fragen stellen kein Gegenkonzept zu den 
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universellen Demokratie-Indikatoren dar, sie spezifizieren und ergänzen 
.;.ie lediglich. Die Kriterien sind national und relativ unabhängig von 
\\eItmarkt und -ordnung erfüllbar. Sie sind liberal- und radikal-demokra­
:;.;(h. Politische Demokratie gilt damit nicht als nur formale Demokratie, 
-0ndern ist selbst substantiell. Allen Kriterien kann intrasystemar, im 
nationalen Rahmen und in überschaubaren Fristen entsprochen werden. 

..L Die Geburt der Transitionsdebatte vollzog sich in bewußter Abgren­
zung von zwei Korrelationsthesen, welche die Lateinamerikanistik der 
x(hziger und siebziger Jahre stark beeinflußt hatten: Da war zunächst der 
klassische Artikel von Lipset,65 in dem das "well-to-do" einer Nation der 
Demokratie zugrundegelegt wird, woraus in der Interpretation nicht selten 
verkürzt die These abgeleitet wurde, Modemisierung und Demokratisie­
rung seien in erster Linie an ökonomische Performanz gebunden. In den 
siebziger Jahren begann dann im Gefolge der "Autoritarisierungswelle" 
die Umkehrung zu gelten, nach der eine Korrelation zwischen ökonomi­
scher Modemisierung und bürokratischem Autoritarismus bestehe.66 

Zu Recht grenzte sich die Transitionsdebatte von beiden linearen 
Vereinfachungen ab. Sowohl die Etablierung autoritärer Regime in den 
sechziger und siebziger Jahren als auch die Transitionswelle der achtziger 
Jahre geschah in Zeiten ökonomischer Wachstumsprobleme und Krisen, 
im letzteren Fall gar in einer als decada perdida bezeichneten Zeitspanne, 
die hinsichtlich ihrer Krisendllnension nur mit den Auswirkungen der 
Weltwirtschaftskrise in Lateinamerika verglichen werden kann. Das auto­
ritäre, aber ökonomisch prosperierende Chile und das demokratische, aber 
schuldengeplagte Costa Rica standen für beide Thesen als besonders 
offensichtliche Negativ-Beispiele. Die kritische Bewertung beider Thesen 
zeitigte jedoch für die Transitionsdebatte der achtziger Jahre auch einen 
methodologisch verhängnisvollen Effekt. Mit der balancierten Einschät­
zung der Folgen ökonomischer Performanz für politische Prozesse wurde 
gewissermaßen die Bedeutung struktureller Präfiguration für Transitions­
prozesse gleich mit über Bord geworfen und vergessen, daß strukturelle 
Präfiguration mit ökonomischer Performanz nicht identisch ist. Es brach 
die "Stunde der Akteure" an und mit ihr die Behavioralisierung einer 
insgesamt dominierenden modernisierungstheoretischen Herangehens­
weise. Behavioralistischer Modernisierungsansatz bedeutete also in der 
Transitionsdebatte die Dominanz der handlungsorientierten gegenüber 
den strukturorientierten (historischen und sozialstrukturellen) Analysen . 
Spieltheoretische "rational choice ..-Versuche faßten Fuß, deren besonde­
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re Schwäche darin bestand, historischen Kontext und Langzeit-Transi­
tionen außer Betracht lassen zu müssen. Politischer Wandel schien dabei 
vordergründig dem Handeln politischer Akteure und den Kompromissen 
zwischen den softlinern der vorherigen Gegenseiten bzw. von hard- und 
softlinern im schlechteren und zwischen Elite und Masse im besseren Fall 
geschuldet zu sein, deren strukturellerbackground (Oligarchie, Agrarfrage 
etc.) generell unterbelichtet bliebY Neoliberale Sichtweisen flankierten 
diese Position, nach denen der unabhängige Unternehmer in seiner politi­
schen "Inkarnation" zum idealen Protagonisten der Transition wurde. Da 
der überwiegende Transition-Modus der Pakt war, das settlement. das auf 
den ersten Blick nur dem Handschlag von Akteuren entspringen konnte, 
und Transitionsprozesse zudem verkürzt, als Akt, dargestellt wurden, 
führte diese akteursorientierte Sicht ganz logisch zu einer euphorischen 
Bewertung der Transitionsresultate. Ein Blick auf die Strukturen hätte 
schon in den achtziger Jahren mehr Ernüchterung gebracht. Doch diese 
Akteursorientiertheit war selbst ihrem eigenen Ansatz untreu. Sie erwies 
sich in der Regel als "elitenlastig" und selbst, wenn die Zivilgesellschaft 
als "Demiurg" hervorgeholt wurde, so auch dann in Gestalt von "neuen" 
Eliten, den sozialen Bewegungen.~8 Regimewechsel fand in der Transi­
tionsliteratur dieser Jahre also als Elitenwechsel statt. Die Intervention der 
Volksrnassen, die vornehmlich in Mittelamerika Transition erst in Gang 
gesetzt hatte, wurde dagegen marginalisiert. Erst mit der osteuropäischen 
Wende schienen die Volksrnassen auch für Lateinamerika wieder "hof­
fähig" geworden zu sein. Wenn in der Darstellung die Elite grundsätzlich 
zum alleinigen oder alles entscheidenden Protagonisten wird, verdunkelt 
sich natürlich auch der Blick auf solche Transitionsprozesse, die - wie in 
Brasilien oder Ekuador - nun tatsächlich "von oben" und unter der Ägide 
von Eliten abliefen. Schließlich bleibt logisch nicht schlüssig, wie eine 
elitendominierte Transition in eine konsolidierte Demokratie münden soll, 
wenn zumindest die Konsolidierung der Demokratie dann an die politische 
Partizipation von Massen gebunden wird. Das vermittelt den Eindruck. 
daß Demokratie etabliert werden kann, ohne von der Masse der Bevölke­
rung eingefordert zu werden. Der "elitenlastige" Ansatz hatte gleichfalls 
zur Folge, daß in der Transitionsanalyse auch entscheidende Akteure 
ausgespart blieben: die Guerrilla, Unternehmerverbände, Gewerkschaften 
u.a. Die Akteure, die im Unterschied dazu im Mittelpunkt der Analyse 
standen, wurden zumeist nur in ihrem strategisch ausgerichteten Au­
genblickshandeln untersucht. Daß sie sich im Transitionsprozeß selbst 
wandeln können - man denke an die Umwandlung von Bürgerkriegsar­
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meen in politische Parteien oder von Regierungs- in Oppositionsparteien 
während eines Demokratisierungsprozesses - fand fast nirgendwo einen 
:-.liederschlag. Selbst jene Autoren, die Prozeßmuster als strukturellen 
Hintergrund anerkannten, doch im folgenden das Wechselverhältnis zwi­
schen diesem und den Akteuren ignorierten, vergaßen, daß sich auch 
Prozeßmuster im Verlauf von Jahren und Jahrzehnten, die manche Transi­
tion währte, zum Teil signifikant änderten. So gesehen, wird auch ver­
ständlich, daß und warum die Ursachenforschung in der Transitions­
analyse einen untergeordneten Stellenwert besaß, um so mehr dann, wenn 
der Transition Zufallscharakter zugeschrieben wurde. "Democracy by 
default"f>9 ist nicht umsonst zum vielzitierten Wort geworden. 

Multikausale Erklärung von Transition erfordert dagegen historisch­
strukturelle Analyse. Eine Pionierleistung, die für den Übergang zur 
zweiten, stärker strukturorientierten Etappe der Transitionsdebatte Pate 
stand, stellen insonderheitdie Arbeiten von Rueschemeyer/Huber-Stephens/ 
Stephens und Collier/Collier dar. 70 Trotz bemerkenswerter Unterschiede 
zwischen den Positionen dieser Autoren eint sie das Bemühen, die zwi­
schen ökonomischer Entwicklung und Demokratisierung liegende 
blackbox71 zu erhellen, indem sie in ihrer Analyse politische Akteure in 
deren sozialstrukturellen Kontext stellen, ohne deren Handeln jedoch 
linear auf c1eavages zurückzuführen. Ob nun innerhalb einer strukturellen 
Matrix oder gegen sie agierend, im Verständnis all dieser Autoren "bricht" 
sich im Handeln politischer Akteure stets deren sozioökonomische Prove­
nienz. Oligarchie, "Mittelklasse" und Arbeiterschaft werden in ihrer 
jeweiligen historischen Wichtung und Auseinandersetzung gesehen, ohne 
daß aber Demokratisierung an das vordringliche Agieren einer bestimm­
ten sozialen Gruppe gebunden wird. Dabei generiere nicht Kapitalismus 
per se Demokratie, sondern die ihm innewohnenden Widersprüche,72 
einschließlich seiner strukturellen Entwicklungsdefizite in Lateinameri­
ka. Es ist wohl nicht zufällig, daß keine dieser Analysen streng auf eine 
Variable, das heißt nur auf die Transition orientiert ist, und die Demo­
kratisierungsproblematik nur aufden "Pendelausschlag" der achtziger und 
neunziger Jahre beschränkt. Vielmehr stützen sich diese Monographien 
auf holistisch angelegte, komparative Langzeit-Untersuchungen. Den­
noch kann innerhalb der politologisch ausgerichteten Transitionsdiskussion 
über Lateinamerika die (alte) Frage nach dem Verhältnis von oligarchi­
scher oder bürgerlicher Gesellschaft und den Chancen für Demokratie, 
von inkorporierter "Mittelklasse" und ihrer Potenz, sich ökonomisch wie 
auch politisch unabhängig zu machen und damit demokratiefördernd 
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wirksam zu werden, den "kanalisierenden" Langzeitwirkungen von 
Korporatismus und Populismus auf die Arbeiterschaft und den Möglich­
keiten für offenen Pluralismus als ungeklärt gelten. Der Zusammenhang 
von Agrarfrage und Demokratisierung ist von der "klassischen" Transi­
tionsdebatte über Lateinamerika nur völlig marginal thematisiert worden. 
Es hätte mit einer Entscheidung über den historischen Aufstieg oder Fall 
einer jeden dieser sozialen Gruppen zu tun, die historische Di mension der 
Transitionswelle abzustecken. In diesem Kontext erweist sich der Ver­
gleich mit dem gesellschaftlichen Kontext der "Großen Depression" der 
dreißiger Jahre als besonders relevant. Nahm die heutige Transitionswelle 
als ein historischer Zyklus schon mit den Umbrüchen dieser Zeit ihren 
Anfang? Verlieren die vielbeschworenen Ausnahmen Costa Rica, Vene­
zuela und Kolumbien damit ihre Sonderstellung, weil sich dort demokra­
tische Strukturen schon in den vierziger und fünfziger Jahren herauszubil­
den begannen und so in denselben Zyklus eingebunden wären? Ist es in den 
heutigen "Post-Transition-Staaten" Oligarchien gelungen, gesamtgesell­
schaftliche Hegemonie wiederzuerlangen? Ist im Gegenteil mit der letzten 
Demokratisierungswelle das Ende der traditionellen Oligarchien einge­
läutet worden? Oder widerspiegelt die Instabilität der neuen Demohatien 
gerade die Tatsache, daß oligarchische Hegemonie verloren, subu:terne 
jedoch nie gewonnen worden ist? Diese Fragen wurden auch in der zweiten 
Etappe der Transitionsdiskussion nur selten aufgeworfen.73 Wohl nur die 
historisch-strukturell begründete Antwort auf sie könnte die unüber~.:hba­
re Variablenflut der Transitionsdebatte eindämmen und den Schlüssel für 
eine kohärente Transitionstheorie liefern. 

5. Nachdem die Diskussion der achtziger Jahre stark akteursbetont 
gewesen ist, gestaltet sich die Reflexion der neunziger Jahre wieder stärker 
strukturorientiert. Der Rahmen dafür wurde mit der "Triade" Markt - Staat 
- Zivilgesellschaft gesteckt, ein Rahmen, der in der Regel ohne Bezug auf 
die vermittelnden cleavages sehr starr und abstrakt bleibt. In den 
Diskussionsangeboten wird den drei Gliedern der "Triade" ein jeweils 
ganz unterschiedliches Gewicht zugemessen. Doch in der Regel und 
Tendenz dominiert die Forderung nach dem Rückzug des Staates zugun­
sten von Markt und Zivilgesellschaft, die bis zur darauf folgenden "Auf­
lösung" der Zivilgesellschaft im Markt erweitert wird. Die staatszentrierte 
Matrix,74 die in Lateinamerika mit der importsubstituierenden Industriali­
sierung in den dreißiger Jahren begonnen hatte (in Mittelamerika später), 
schien spätestens mit dem Schuldendesaster der achtziger Jahre obsolet 
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geworden zu sein. Mit Chile und Mexico waren es in den siebziger Jahren 
bzw. am Beginn der achtziger Jahre zunächst autoritäre Staaten, die sich 
dem Neoliberalismus verschrieben, indem sie einst auf revolutionärem 
Wege inspirierte Nationalisierungen zurücknahmen. Später dann - auch 
unter dem Strukturanpassungsdruck der Bretton-Woods- Institutionen ­
sind Demokratisierung und Privatisierung vornehmlich als "simultaneous 
transition",75 "duale Transition" und gewissermaßen als eine neue "Doppel­
revolution" konzipiert worden. Doch hatte Lateinamerika (außer Cuba) 
zum einen weder die Erfahrung eines Staatssozialismus noch die eines 
Wohlfahrtsstaates aufzuweisen, und zum anderen unterstellte mehr Markt 
bei weitem nicht gleichen Zugang zu seinen Ressourcen. Im Gegenteil, 
gemessen an seiner Wirtschaftskraft, ist Lateinamerika von der weltweit 
gravierendsten sozialen Polarisation gekennzeichnet.76 Privatisierung ver­
stärkte fast immer oligarchische bzw. monopolistische Eigentums­
konzentration und verringerte die Protektion vor ausländischer ökonomi­
scher "Intervention".77 

Methodologisch ließ die zunächst stark antietatistisch gefärbte Debatte 
zumindest vier Fragen unbeantwortet: Das betrifft erstens die Rolle des 
Staates bei der Initialisierung und Stabilisierung einer neoliberalenpolicy, 
zweitens die Mißachtung des Konzeptes einer mixedeconomy (einschließ­
lich von Staatsbetrieben), drittens die Unabdingbarkeit der staatlichen 
Intervention bei der Überwindung des für Lateinamerika so typischen 
Problems der Steuererhebung als marktwirtschaftlicher Mechanismus und 
viertens die Konfusität bei der Fixierung des gesellschaftlichen Bereiches, 
aus dem sich der Staat tatsächlich zurückzuziehen habe. Die Antinomie 
starker vs. schwacher bzw. schlanker Staat wird in der Lateinamerika­
Literatur äußerst widersprüchlich behandelt. Inzwischen mehren sich jene 
Stimmen, die eine Stärkung des Staates bzw. die Herstellung der Präsenz 
des Staates innerhalb der Wirtschaft, als Regulator von Verteilung und 
Garant gegen Privatjustiz einfordern.78 "... the discovery ofthe market will 
soon force Latin American countries to rediscover the state."79 So gesehen, 
steht ein neues "Bringing the State Back In"80 an, die Frage ist nur, ob unter 
demokratischen Auspizien oder mit der harten Hand des Autoritarismus. 
Inwieweit Verteilungsgerechtigkeit letztlich durch den Staat befördert 
werden kann, ist hier nicht zu diskutieren. Doch mindestens solange 
Neoliberalismus heißt, daß der Markt auch die nichtökonomische Sphäre 
dominiert, zum "mercado po{{tico" ("politischer Markt")8] wird, solange 
generiert ökonomischer Neoliberalismus einen politischen "interim 
illiberalism" ("zwischenzeitlicher Nicht-Liberalismus").82 Andererseits 
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ist Neoliberalismus in Lateinamerika eben kein reines marktwirtschaftli­
ches Phänomen, sondern vielmehr eine Mixtur von Marktliberalismus. 
Staatskorporatismus und Paternalismus. Das Argument "freie Marktwirt­
schaft" sticht in Lateinamerika solange nicht, wie es mit jedem der zwei 
Extreme verbunden ist: Anti-Etatismus und Paternalismus. Zwischen 
Staat und Markt besteht daher keine Antinomie, sondern es kommt darauf 
an, das zwischen ihnen bestehende Wechselverhältnis zu stärken, zu 
dynamisieren, doch nicht zu kappen. Demokratisierung darf nicht gegen 
den Staat gerichtet sein, sondern lediglich gegen ein "etatistisches Mo­
deIl". Markt und Staat soIlten, statt einander zu blockieren, sich wechsel­
seitig stärken. Ein schlüssiges Konzept, wie das zu tun sei, haben gegen­
wärtig weder Rechte noch Linke in Lateinamerika. Dabei können aller­
dings auch politische Träger "politischer" neoliberaler Konzeptionen, 
oftmals die "Neue Rechte"83 konstituierend, Demokratisierung zunächst 
stabilisieren helfen, steIlen sie aber tendenzieIl bzw. langfristig in Frage. 
Dies alles hat mit dem Problem zu tun, daß autochthone Marktwirtschaft 
noch weniger als substantielle Demokratie von "oben" implementiert 
werden kann. Eine "Dekretierung" des Marktes und der aus neoliberaler 
Strukturallpassung erwachsenden sozialen Kosten stehen letztlich mit der 
Ausübung politischen Zwanges, dem Gegenstück von Demokratie, im 
Zusammenhang. Das Paradox und die Gefahr für die gegenwärtigen 
Demokratien bestehen darin, daß ihre Stabilität an das Vermögen und die 
Bereitscb!'t der Mehrheit gebunden ist, jene Minderheit bzw. deren 
politische Repräsentanten wiederzuwählen, die ihnen diese sozialen Ko­
sten auferlegen. Die Unruhen von Rosario (Argentinien) und Caracas 
(Venezuela) zum Ende der achtziger Jahre und der chiapanekische Wider­
stand (Mexico) seit 1994 haben da alarmierende Zeichen gesetzt. 

Weffort, Cueva, Hinkelammert, Arias Penate u.a. betonen zu Recht 
besonders eindringlich die Ambivalenz des Verhältnisses von ökonomi­
scher Performanz und Verteilungsgerechtigkeit. 84 Besonders jene Rezipi­
enten Dahls, die sich in der ersten Etappe der Transitionsdebatte über 
Lateinamerika zu Wort gemeldet hatten, vergaßen bei ihrer Interpretation 
in der Regel, daß selbst bei Dahl Polyarchie als ein "set of political 
institutions necessary to large-scale-democracy" gefaßt wird, das heißt als 
eine "modern dynamic pluralist society", die bedeutende Ungleichheit in 
der Machtverteilung ausschließt.85 Im Prinzip schlossen auch O'Donnell/ 
SchmitterlWhitehead daran an, wenn sie unter der Überschrift "Socia­
lization" soziale und ökonomische Demokratie als immerhin konstitutierend 
für die "zweite Transition" betrachteten. 8fi Doch die für diese Diskussions-
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etappe charakteristische Transitionsliteratur erweckt nicht selten den 
Eindruck, daß dies "Alibi-Funktion" hat oder in unendliche Zukunft 
verlagert werden solL Denn in dem Moment, wo es um die Definition 
konkreter politischer Regime in Lateinamerika geht, spielen diese Über­
legungen als Kriterien dann zumeist eine geringe Rolle. 

Wenn Transition als gesamtgesellschaftlicher Prozeß verstanden wird, 
der die obengenannte Quadrizität der Ebenen einschließt, so impliziert er 
sowohl mehr Marktwirtschaft als auch mehr Verteilungsgerechtigkeit, die 
ihrerseits gegen mehr ökonomische Gleichheit konvergieren sollte. Das ist 
die Crux sowohl des radikal dependenztheoretischen als auch des 
modernisierungstheoretischen Ansatzes. Es geht um die Zusammenfüh­
rung der beiden Seiten dieser beiden Paradigmen, die ein Dilemma 
reflektieren, wobei sich die Anerkennung der Quadrizität der Transitions­
ebenen und der Vermittelbarkeit des Verhältnisses von Staat, Markt und 
Zivilgesellschaft als conditio sine qua non erweist. Die Lösung ist alles 
andere als ein Rezept. Das heißt, sie TÜcktnur in Reichweite, wenn der eher 
auf politische Gleichheit abhebende modernisierungstheoretische und der 
ökonomische Gleichheit einfordernde dependenztheoretische Ansatz ver­
rr.itteltet werden und linkages zwischen ihnen hergestellt werden. Das 
scnließt die Akzeptanz der Prozeßhaftigkeit und Gradualität von Transit­
ion auf allen Ebenen, der Möglichkeit einer zeitlichen Versetztheit der 
Transition auf den einzelnen Ebenen und auch die Einbindung nationaler 
1 ransition in globale Wandlungsprozesse einY Es heißt ebenso, daß die 
Anerkennung einer eher dependenztheoretisch inspirierten Erklärung des 
historischen Gewordenseins struktureller Subalternität und Heterogenität 
Lateinamerikas das Verständnis von Transition als Modernisierung nicht 
ausschließen muß. Daher kann es sich als methodologischer Fallstrick 
herausstellen, wenn die durchaus zutreffende "Nicht-Linearität" zwischen 
ökonomischer Performanz und politischer Modernisierung zum Anlaß 
genommen wird, den alten modemisierungstheoretischen Konsens, daß 
..structural differentiation" und "drive for equality" eben auch Modemi­
sierung konstituieren,88 außer Kraft zu setzen. 

"The need for mayor theoretical revision"89 der Transitionsliteratur, 
wie sie dezidiert angemahnt wird, impliziert also die Überwindung 
behavioralistischen modernisierungstheoretischen Denkens. Erneuerung 
von moderisierungstheoretischen Ansätzen impliziert für Lateinamerika, 
daß Modernisierung als ein demokratischer Wandel bestimmt wird, der 
ausgehend von der Unterentwicklung, strukturellen Heterogenität und 
untergeordneten Stellung dieser Region auf dem Weltmarkt und in der 

~
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Weltpolitik die innenpolitischen Rahmenbedingungen, darunter beson­
ders die systeminternen Herrschaftsstrukturen, zu deren schrittweiser 
Überwindung schafft. Es geht dabei also darum, wie ein Wandel von 
miteinander verzahnten und in sich widersprüchlichen endogenen Fakto­
ren dazu verhelfen kann, dem "Peripherisierungsdruck"90 entgegenzu­
steuern. Modernisierung ist dabei weder mit linearem Wachstum noch mit 
nachholend kopierter westlicher Entwicklung gleichzusetzen, sondern als 
eine autochthone tendenzielle strukturelle Differenzierung mit all ihren 
möglichen Retardierungen und Zusammenbrüchen. Das schließt ein, daß 
westliche Erfahrungen (allerdings in ihrer gesamten historischen Dimen­
sion) und Termini kritisch einbezogen, für Lateinamerika operationalisiert, 
aber nicht zu Mustern hochstilisiert werden. Dabei muß sich Modernisie­
rung als Demokratisierung (von Wirtschaft, Verteilung. Staat und Zivil­
gesellschaft) vollziehen, innerhalb derer ökonomische Performanz und 
Verteilungsgerechtigkeit, Eliten und Massen, Evolution und Revolution, 
Transition und Transformation historisch und regional widersprüchlich 
zusammenwirken. Modernisierung hat Prozeßcharakter, ist in das Span­
nungsverhältnis von krisengenerierendem Innovationsdefizit und krisen­
überwindenden Innovationsschüben hineingestellt und besitzt auch im 
"Großraum" Lateinamerika subregional und national unterschiedliche 
Determinanten. 

Die Zivilgesellschaft als Ort und Katalysator oder auch "Bremsklotz" 
von Transition und Modernisierung ist relativ spät, das heißt in der zweiten 
Diskussionsetappe und unter dem Eindruck des civil-socie,,;-Diskurses 
wie er vor allem im Zuge der Reflexion des osteuropäische~ Umbruche~ 
geführt wurde, zum Gegenstand der lateinamerikanischen Transitions­
debatte geworden. Dabei hatte es zunächst den Anschein, daß damit 
elitistische Konzepte verdrängt würden, doch später dann kamen Stimmen 
auf, welche sich um die Bändigung der mobilisierten Zivilgesellschaft 
sorgten bzw. ihre Selbstbeschränkung (" selj-limitation") vorzogen und 
dabei Zivilgesellschaft an Konsensfähigkeit banden.91 Erschwerend wirkt 
dabei die Widersprüchlichkeit der Interpretationen dieses Terminus. Mit 
der "Wiederentdeckung" der Zivilgesellschaft werden zunächst auch alte 
Fragen wieder aufgeworfen: nach der Identität oder Unterscheidung von 
bürgerlicher und ziviler Gesellschaft, von ökonomischer und ziviler Ge­
sellschaft, nach der Verquickung oder dem Gegensatz von Staat und 
Zivilges~llschaft,nach dem Stellenwert der Zivilgesellschaft im Verhält­
nis von Offentlichem und Privatem, nach ihrer Konfliktivität oder Homo-
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genität, Mobilisierung oder Stabilität. Als besonders wenig hilfreich 
erweisen sich dabei 
- die -für Lateinamerika als besonders einfach erscheinende - Definiti­

on von Zivilgesellschaft als Ausdruck für den gesamten nicht-militä­
rischen Bereich einer Gesellschaft, 

- die - neoliberal inspirierte - Gleichsetzung von Markt und Zivil­
gesellschaft, 

- die "romantisierende" eindimensionale Sichtaufdie Zivilgesellschaft,als 
"Demokratie von unten" und ihre "Behavioralisierung" (soziale Bewe­
gungen als politische Träger), 

- das Verständnis von Zivilgesellschaft als Vision, mithin als Irrealität, 
- das Verkennen des politischen Wesens der Zivilgesellschaft, 

die Verwechslung von vorstaatlichem mit antistaatlichem Charakter 
der Zivilgesellschaft, 

- die Identifizierung von Zivilgesellschaft mit Konfliktlosigkeit und 
friedlicher Konfliktregelung, 

- die Darstellung des Verhältnisses von Staat und Zivilgesellschaft als 
"Nullsummen-Spiel". 
Der Terminus "Zivilgesellschaft" ist für die Transitionsproblematik 

nur dann nützlich, wenn er als der vorstaatliche, aber nicht unpolitische, an 
seinen Rändern den Staat, die Wirtschaft und die Familie "berührende" 
politisch-kulturelle Bereich der Gesellschaft definiert wird, der real, 
widersprüchlich (nicht apriori emanzipatorisch), strukturell und transito­
risch ist und somit zum entscheidenden "Schlachtfeld" für oder wider 
Demokratie wird. So bestimmt, erhält der Begriff "Zivilgesellschaft" 
besonders dann einen heuristischen Wert, wenn es darum geht, gesamt­
gesellschaftliche strukturelle Phänomene zu bezeichnen, die über Institu­
tionen und Prozesse hinausgehen bzw. dort überhaupt nicht zu orten sind, 
dabei einer Demokratisierung entweder entscheidend entgegenstehen 
(Korruption, Klientelismus,92 violencia) oder sie befördern können ("he­
roische Illusion") bzw. diesbezüglich ambivalent sind (Nationalismus, 
Kriegsmüdigkeit, tribale oder traditionelle Kulturen). Dieser Ansatz ist für 
Lateinamerika auch deshalb besonders sinnvoll, weil er erlaubt. 
Demokratisierungsbedarfdort zu erklären, wo zwar das politische Regime 
demokratisch ist, aber nicht der nichtinstitutionelle politische Bereich. Der 
Zivilgesellschaft wären so auch jene politischen Kräfte zuzuordnen, die 
unterhalb der Öffentlichkeitsebene von Parteien und Verbänden agieren. 
Das können durchaus auch movimienfOS civiles sein, kirchliche Basis­
gemeinden, comunidades indfgenas, kulturelle Medien einschließlich des 
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typisch lateinamerikanischen Phänomens des Schriftstellers als .,kollekti­
vem Intellektuellen" der Zivilgesellschaft, aber auch think-tanks von 
Unternehmerverbänden, caciques oder gamona/es. Todesschwadrone, 
insoweit nicht staatliche Agenten, informelle Gruppierungen zur Unter­
stützung oder Bekämpfung von Mafia und auch die Guerrilla. Damit ist die 
Konfliktivität von Zivilgesellschaft umrissen.93 Nur in diesem Kontext­
als Konfliktschlichter - wäre auch der Staat in seiner Fuktion legitimiert. 
Zivilgesellschaft als solche ist deshalb nicht automatisch die Gegenrnacht 
zum Staat. Mehr noch, insofern ist - auch wenn es paradox klingt - die 
Existenz von Zivilgesellschaft nicht an zivile Konfliktaustragung gebun­
den, ja sie kann sogar barbarische Phänomene94 einschließen. Die Frage, 
die für Lateinamerika mit Sicherheit eine andere Antwort finden wird als 
für die osteuropäischen Länder des Staatssozialismus, ist allein, ob sich 
auch außerhalb staatlicher Strukturen und relativ unabhängig von ihnen 
ein autonomes politisches Leben entfalten kann. Doch istZivilgesellschaft 
kein normativer Begriff. Allein ihre Demokratisierung - nicht die bloße 
Existenz - erfordert den Wandel hin zur zivilen Konfliktaustragung im 
Rahmen von Pluralität. Wenn beispielsweise Demokratisierung auch von 
der erfolgreichen Integration ehemaliger Soldaten und Guerrilleros in das 
Zivi/leben abhängig ist, so verweist ::las auf das Problem, daß sich der 
Wandel vom Militärischen zum Politischen auch in der Zivilgesellschaft 
zu vollziehen hat. Guerrilla, will sie politisch-legale Hegemonie gewin­
nen, muß sich von der zivilen in die ~ Jitische Gesellschaft "hinaufarbei­
ten". Besaß sie dann eine staatstragende Funktion, so war sie - wie Cuba 
und Nicaragua gezeigt haben - dennoch nicht frei von einem .. guerrillerismo 
administrativo H. Andererseits kann - wie im Fall des peruanischen Sendero 
Luminoso - Guerrilla auch antreten, Zivilgesellschaft zu zerstören, und es 
ist gleichfalls möglich, daß sie - wie der Sendero und die kolumbianischen 
FARC - völlig in die ökonomische Sphäre "zurücksinken" und Hegemo­
nialfunktionen selbst im Lager der Subalternen verlieren, wenn ihre 
Involviertheit in Drogenhandel und Schattenwirtschaft zum Selbstzweck 
wird. Die chiapanekischen Zapatistas haben sich dagegen, im Unterschied 
auch zu anderen lateinamerikanischen GuerriJIabewegungen, zur "Zivil­
gesellschaft in Waffen",95 und nicht zur Avantgarde, erklärt.96 Ihre Inter­
vention in die jüngste mexikanische Geschichte verweist zugleich auf ein 
weiteres grundlegendes Defizit bei der Reflexion von Zivilgesellschaft im 
Rahmen der Transitionsforschung. Autochthone und vor allem indige­
nistische Vorstellungen von und Erfahrungen mit basisdemokratischen 
Mechanismen haben in der Transitionsliteraur bisher keinen Niederschlag 
gefunden. 
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Es sind gerade die deviant cases der Transitionsdebatte, die, selbst 
\\ enn sie über demokratische procedere verfügen, jedoch den grundlegen­
den Demokratiekriterien insgesamt nicht gerecht werden. Dies zu sehen, 
hat die bisherige Transitionsdebatte über Lateinamerika versäumt. In den 
de\'iant-cases-Ländern ennöglicht nur die kritische Analyse der zivil­
gesellschaftlichen Strukturen wahrheitsgemäße Aussagen über den Stand 
der Transition. Menschenrechte sind als Demokratiekriterium deshalb 
auch ein äußerst relevantes Bindeglied zwischen "civiI" und "political 
society". Nach dieser Auffassung wäre Zivilgesellschaft stets - unabhän­
gig von ihrer "Qualität" - konstitutiver Bestandteil von Gesellschaft. Ihre 
Stärke oder Schwäche wäre nicht in Abgrenzung vom Staat zu bestimmen, 
sondern gemessen an ihrer Unabhängigkeit (nicht Loslösung) von ihm, 
ihrer Strukturiertheit bzw. der Überwindung der ihr innewohnenden 
.'"uomisierung sowie an ihrer demokratischen Gerichtetheit und Mobilisie­
rung. Auf längere Dauer kann Zivilgesellschaft nie die Schwäche des 
Staates kompensieren.Für das Gros der lateinamerikanischen "Post-Transi­
tion-Länder" ist wohl eine chronische Schwäche sowohl von Staat als auch 
von Zivilgesellschaft zu verzeichnen. Doch die Ereignisse in Chiapas und 
ihre gesamtnationale Aus,~trahlung zeigten: Eine "explosion 01 civil 
society "97 ist in Lateinamelika immer im Bereich des Möglichen. Die 
generelle Schwäche lateinamerikanischer Zivilgesellschaften hat ihre 
historische Hauptursache in der Beschneidung der Autonomie derselben 
entweder durch staatliche Gewalt oder durch die Fesselung der Zivil­
gesellschaft an den Staat durch Populismus und vor allem Korporatismus. 
Entsprechend dieser Tradition hat in Lateinamerika die "Ruhigstellung" 
von Zivilgesellschaft ein besonderes und ein ambivalentes Gesicht. Neue­
re, zunächst hoffnungsvolle Versuche, in Gestalt verschiedener Formen 
der Concertaci6n zwischen Staat und Zivilgesellschaft, Pactos Socia/es 
zwischen Unternehmerschaft und Werktätigen u.a. aus der Zivilgesell schaft 
heraus neue Sprachrohre politischer Partizipation zu schaffen, laufen auch 
Gefahr, vereinnahmt und zu einer spezifischen Fonn des Neokorporatismus 
zu werden. All dies läßt nur ein Fazit zu: Die Zivilgesellschaft muß, ehe sie 
politische und ökonomische Demokratie beförden kann, sich selbst demo­
kratisieren und "pluralisieren". 

6. Es steht außer Frage, daß sich die erste Etappe der Transitionsdebatte 
in Abgrenzung von dem zuvor dominanten konflikt- und krisentheoretischen 
Ansatz entwickelt hat. Insbesondere die Mittelamerika-Literatur wies in 
dieser Hinsicht einen abrupten Bruch auf. Für Südamerika kann zumindest 
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konstatiert werden, daß zwar ökonomische Krisen (Schuldenkrise, Krise 
der importsubstituierenden Industrialisierung) thematisiert wurden, doch 
der Zusammenhang zwischen ökonomischer und politischer Krise selten 
belichtet worden ist. Das gelang besonders dann nicht. wenn ökonomische 
Krisen nur als Ausdruck von Performanzschwäche, nicht aber von struk­
turell determinierten Distributionsproblemen gesehen wurde. Gleichzei­
tig war die Krisenhaftigkeit der lateinamerikanischen Zivil gesellschaft in 
der Analyse zumeist ignoriert worden. Zwar hat der Verweis auf den 
Zusammenhang von decada perdida und Demokratiegewinn schon fast 
rituellen Charakter, doch blieben die politischen Vermittlungsglieder stets 
außer Betracht. Wurde zu Recht das Niveau der Transitionsursachen­
forschung kritisch bewertet, so ist dies in erster Linie auf die Mißachtung 
der sozialen und politischen Krisenproblematik zurückzuführen. Das hatte 
zuweilen politisch-programmatischen Charakter und ist auch der Tatsache 
geschuldet, daß die "normal social science methodology" sich dem Zu­
sammenhang von Regimekrisen und Regimetransitionen nicht zuwen­
det.98 Das Verhältnis von ökonomischer und politischer Krise, das sich in 
Süd- und Mittelamerika jeweils unterschiedlich gestaltet hat, die Krisen­
eskalationsstufen, die Versuche von Krisenmanagement und -trans­
formation vor, während und nach der Transition wurden in dieser Literatur 
nur selten systematisch betrachtet.99 Eine Analyse, inwiefern Transition 
zur Krisentransformation beigetragen hat und in welchem Maße ver­
gleichbare Krisenkonstellationen dem Regimewandel zum Autoritarismus 
und vom Autoritarismus zugrunde lagen, steht aus. 

Die zweite Etappe der Transitionsdiskussion, in der das Problem der 
Konsolidierung der neuen Demokratien eine zentrale Stellung besitzt, 
näherte sich dieser Frage "von hinten", das heißt es interessierte nun, wie 
die neu errichtete Demokratie, aber vor allem die Ordnung, stabil gehalten 
werden kann. IOD Stabilität ist nach dieser Sichtweise vornehmlich statisch 
bestimmt. Dabei ist jedoch zu unterscheiden zwischen den in der Regel 
eher "krisenorientierten" lateinamerikanischen und den eher "stabilitäts­
orientierten" westlichen Autoren. 101 Vor allem bei den letzteren überwiegt 
die Sorge, wie die einst mobilisierte Zivilgesellschaft nun domestiziert 
werden könne, und das trotz einer relative deprivation, die angesichts des 
sukzessiven Verlustes jenes "Legitimitätsvorschusses" wuchs, der einer 
Errichtung von Demokratie zu Beginn eigen war, doch nun durch die 
sozialen Kosten der Strukturanpassung zunehmend in Frage gestellt ist. 
Genau das ist der Hintergrund der für die neunziger Jahre so typischen 
gobemabilidad-Diskussion. 102 Für sie ist symptomatisch, daß Krise und 
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Konflikt als dysfunktional (" overload") verstanden und eben in der Regel 
nur auf der Ebene der Regierung angesiedelt werden. Die Antwort auf die 
Frage, ob die einstige Regimekrise, die zum Regimewechsel geführt hat, 
tatsächlich gelöst oder "gemanaged" worden ist, sucht man in der Regel 
vergeblich in der Transitionsliteratur. Gleichzeitig kann diegobernabilidad­
Diskussion als klassischer Fall eines Imports westlicher Erklärungsmuster 
gelten, die ursprünglich der Steuerungskapazität von - in Lateinamerika 
wohl schwerlich anzutreffenden - Wohlfahrtsstaaten galten. 

Krisen widerspiegeln den Sog oder Stau von Entwicklungsproblemen; 
als ihre Knotenpunkte offenbaren sie wie in einem Brennglas politische 
Konfliktkonstellationen und signalisieren so Modernisierungsbedarf. Sie 
stehen für "offene" historische Situationen und sind gleichermaßen Chan­
ce und Gefahr für Demokratisierung. Sie erfordern Innovation und eben 
nicht nur Anpassung. Sind Krisen und Transitionen "dynamische" Kate­
gorien, die einen prozessualen Wandel herausfordern bzw. darstellen, so 
erhebt sich die Frage nach dem longitudinalen, dem historisch-strukturel­
len "cross-time-Aspekt" des Transitionsvergleiches. In der Regel fehlen in 
der Transitionsliteratur Langzeitstudien, intra-nationale diachrone genau­
so wie "cross-national" diachrone Vergleiche. So wird in der Tendenz die 
euphemistische Bewertung der Stabilität der neuen Demokratie gestärkt, 
denn je kleiner der Untersuchungsabstand, desto größer ist die Wahr­
scheinlichkeit für die Feststellung tentativer Stabilitätszustände.103 Die 
"stabile Instabilität" lateinamerikanischer politischer Systeme einschließ­
lich ihrer demokratischen Variante ist historisch-strukturell begründet. 
Doch ist nur im Einzelfall zu entscheiden, in welchem Verhältnis chroni­
sche Instabilität in Lateinamerika und konjunkturelle Krisen zueinander 
stehen. Regionalspezifische Unterschiede sind da offensichtlich, und es ist 
Mittelamerika, wo Krise und Instabilität in besonderem Maße ineinander 
übergehen. Mittelamerika steht auch am augenscheinlichsten für das 
Unvermögen, den krisen-, konflikt-und revolutionstheoretischen mit dem 
demokratietheoretischen Diskurs zusammenzuführen. Der abrupte Bruch 
zwischen den Erklärungsmustern bedeutet nicht nur, daß die umfangrei­
chen Forschungen zur Mittelamerika-Krise und zum Mittelamerika-Kon­
flikt von der Transitionsliteratur kaum zur Kenntnis genommen wurden. 
Vielmehr wurde auch das Verhältnis von subregionaler Krise und Demo­
kratisierung, von" low intensity warfare " und" low intensity democracy" 
in der jeweiligen nationalen und subregionalen Dimension, von innerem 
..Pakt" und äußerem Frieden nur marginal berührt. Dies betrifft schließlich 
auch die Konfliktproblematik, die im Kontext der Untersuchung von 
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regionalen Konflikten, darunter dem Mittelamerika-Konflikt, eine wahre 
Renaissance erlebt hatte. Nur spärlich sind in der neueren Transitions­
literatur Aussagen darüber gesät, wie bei der Lösung dieses Regional­
konfliktes par excel/ence auch regionale Friedens- und Demokratisie­
rungsprozesse zuammenwirkten, und welche Resultate sie tatsächlich 
erbrachten. 104 Was die nationalen Demokratisierungen und deren 
Konfliktivität betrifft, so hat die zweite Etappe der Transitionsdebatte 
einzelne Überlegungen zur Konfliktmilderung oder Konflikthegung vor­
gestellt, 105 doch kaum mit lateinamerikanischem Bezug. 

7. Obgleich die "klassische" Definition von Transition als einem 
"interval between one political regime and another" die Möglichkeit einer 
,.revolutionären Alternative" als eine Option ausdrücklich einschließt, 100 

ist die Transitionsdiskussion eindeutig revolutionsignorant oder revolutions­
feindlich geführt worden. Wenn nicht gerade der Begriff "Revolution" als 
metaphorische Umschreibung der Transitionswelle benutzte wurde, wie 
etwa im Falle der "democratic revolution", 107 so wurde mehrheitlich die 
Revolution als passe bzw. gar als letztlich demokratieschädlich108 einge­
stuft bzw. gänzlich ausgeblendet. Das widerspiegelt natürlicb auch die 
Tatsache, daß sich die Mehrzahl der lateinamerikanischen Tr..nsitionen 
durch Pakt bzw. Verhandlung, also auf evolutionärem Wege, vollzogen 
hat. Paradoxerweise hat gerade die neueste Lateinamerika-Literatur zur 
gleichen Zeit wieder bemerkenswerte monographische Schl;;ten zum 
lateinamerikanischen Revolutionszyklus des 20. Jahrhunderts zu offerie­
ren. 109 Nur wird auch hier der Zusammenhang von Demokratisierung und 
Transition kaum reflektiert. 

"Democracy and revolution in the sense ofmajor social upheaval do not 
go together. "110 Das verkündete Huntington 1989, also noch vor dem 
Zusammenbruch des europäischen Sozialismus. Doch vielleicht war der 
Abschied von der Revolution zu sehr ein Abschied ,.im Zorn", als daß er 
das fruchtlose Fortführen des alten Dilemmas "Revolution oder Demokra­
tie" (dieses Mal allerdings von der anderen Seite "aufgezäumt") hätte 
verhindern können. Zunächst scheint die unmittelbar postrevolutionäre 
"Ein-Parteien-Dominanz" und deren politische Implikationen in Mexico, 
Cuba und Nicaraguajenen Recht zu geben, die Revolution und Demokra­
tie ausschließlich als Antipoden ansehen. Eine solche metaphysische 
Sichtweise verbaut aber der Ausgewogenheit den Weg: Der demokrati­
sche, weil hochgradig partizipative Mobilisierungseffekt, der zunächst 
auch immer Emanzipationsgewinn für die Subalternen hervorgebracht 
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:Jatte. verbleibt damit ebenso außerhalb der Betrachtung wie die Tatsache, 
daß in einer gegebenen historischen Situation eben allein die Revolution 
dazu imstande war, die verkrusteten autoritären Strukturen aufzubrechen 
und gesamtgesellschaftliche Modernisierung zu befördern. 

Sowohl die revolutionseuphorische als auch die revolutionsfeindliche 
Herangehensweise reflektiert eine "verkürzte" Sicht auf Geschichte: Bei­
de verkennen, daß sich Transition eben nicht "aufeinen Schlag" vollzieht, 
sondern daß sie einen prozessualen Charakter besitzt und daß der Beginn 
dieses Prozesses auch durch eine Revolution markiert sein kann, wenn 
auch nicht muß. Transition kann sich auch von der Revolution herausge­
fordert bzw. initialisiert vollziehen. Sie kann durch ebendiese Revolution 
aber gleichfalls zum Scheitern, Versanden und zur friedlichen "Neuaufla­
ge" verurteilt werden, falls sich deren Institutionalisierung nicht auch 
gleichzeitig als Demokratlsierung vollzieht. Wenn es als historisch "nor­
mal" gilt, daß nur sehr wenige Länder ihre Demokratie im ersten Versuch 
konsolidieren konnten,lll warum sollte dann dies nicht auch dem revolu­
ri011ären ersten Versuch zugestanden werden? In Mittelamerika - und das 
ist auch in der Retrospektive richtig - war die "sozialrevolutionäre 
Option" eine "demokratische Ersatzalternative".m Ohne revolutionäre 
Mobilisierung wäre der in Mittelamerika besonders vt:rfestigte oligarchi­
sche Despotismus nicht zu erschüttern gewesen. Dies läßt die Frage zu, ob 
ein Zusammenhang nicht nur zwischen Transitionsmodus und nachfol­
gendem Demokratietyp besteht, sondern auch und vielleicht sogar mehr 
noch zwischen vorangegangenem Autoritarismustyp und Transitions­
modus. Mexico demonstriert heute in der Agrarfrage 113 besonders deutlich 
den Zusammenhang zwischen der Rücknahme revolutionärer Errungen­
schaften und neuen radikalen Mobilisierungen. Zuweilen wird die 
zapatistische Bewegung gar als Ausdruck der Fortführung der mexikani­
schen Revolution 1910-1917 dargestellt. Auch für Guatemala kann die 
Verbindung zwischen der "aborted revolution" von 1944-1954 und dem 
revolutionären Impetus der achtziger Jahre kaum ignoriert werden. Für EI 
Salvador kann ausgesagt werden, daß dort seit 1979 Transition von "oben" 
und "unten" stattfindet und im Mit- und Gegeneinander von Revolution 
und Pakt im Fluß ist. Demokratie in Nikaragua und EI Salvador wurde eben 
auch (wenn auch nicht nur) von einer revolutionären Bewegung, deren 
Führung eine ursprüngliche Guerrilla innehatte, erkämpft. Transition in 
Mittelamerika hat als Revolution oder zumindest mit revolutionärem 
Anspruch begonnen. Die Regime-Hybride in Kolumbien und Venezuela 
werfen ihrerseits die Frage nach dem Zusammenhang zwischen fehlender 
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radikal-demokratischer Massenmobilisierung im 20. Jh. und Demokratie­
defiziten auf. Alles in allem, ob in Lateinamerika sozialrevolutionäre 
Bewegungen nunmehr keine Zukunft haben, 114 sei nicht nureingedenk der 
mittelamerikanischen und chiapanekischen Erfahrung dahingestellt. 

8. Obgleich ideal für das variablen· orientierte "most-different-systems­
design"115 geeignet, hält die Transitionsliteratur nur in den wenigsten 
Fällen den Kriterien eines kohärenten und kontrollierten Vergleiches 
stand. Die Mehrzahl der Standardwerke stützt sich auf autonome Länder­
Fallstudien, die weder nach einem einheitlichen Vergleichsraster vorge­
nommen, noch, etwaentsprechend einer schlüssigen Vergleichskonzeption, 
miteinander in Bezug gesetzt werden. Etwas provokant formuliert, ist der 
zwar explizite doch vergleichsmethodologisch ignorante intra-lateiname­
rikanische Transitionsvergleich das Werk von" UIlCOIlScious thinken ".116 

Die vorliegenden Ausnahmebeispiele sind, weil der "Demokratie­
Messung" verpflichtet, gewissermaßen an der Grenze zwischen kompara­
tiver und statistischer Methode geschrieben,117 oder sie reflektieren selbst 
als monographische Schriften einen gar weltumfassenden Anspruch,llR 
der dann oftmals entweder an konzeptioneller Schärfe oder an empirischer 
Serios;tät verliert. 119 Jene Lateinamerikanisten, die sich auch selbst expli­
zit zur Methodologie des Vergleiches äußerten,IZO haben sich in der 
Transitionsdiskussion weniger zu Wort gemeldet. 

Je-;heoriehaltiger angelsächsische Transitions-Vergleiche sind, desto 
weniger stützen sie sich auf lateinamerikanische Quellen. Lateinamerika­
nische und unter ihnen vor allem die in Lateinamerika residierenden 
Autoren legten relativ selten "cross-national-studies" vor. Mangelnde 
Wissenschaftsressourcen mögen ein Grund dafür sein. Das hatte zur 
Folge, daß die Transitionsproblematik, insoweit komparatistisch unter­
sucht, zumindest in der ersten Diskussionsetappe vornehmlich durch die 
westliche (meist nordamerikanische) "Brille" betrachtet wurde. Inzwi­
schen ist jedoch der komparative Vorteil, den die lateinamerikanischen 
Autoren haben, verstärkt eingebracht worden. 

In ihrer ersten Diskussionsetappe war die Transitionsliteratur klar auf 
den Südkonus konzentriert. Der "herding instinkt"121 tat dazu das Seine. 
Der Bezug zu Mittelamerika wurde spät, eigentlich erst zu Beginn der 
neunziger Jahre (wohl nicht ganz zufällig nach dem Zusammenbruch des 
europäischen Sozialismus, der Wahlniederlage der Sandinisten und dem 
Friedensvertrag in EI Salvador), hergestellt. Jedoch auch gegenwärtig 
überwiegt der intra-mittelamerikanische Vergleich. In diesem Rahmen 
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deutet sich innerhalb der zweiten Etappe der Transitionsdiskussion eine 
besondere Hinwendung zur mittelamerikanischen Subregion an, obgleich 
noch nicht vergleichbar mit dem Literatur-Boom der achtziger Jahre im 
Kontext des Mittelamerika-Konfliktes. Selbstverständlich ist auch damit 
die Analyse mittelamerikanischer Transitionsprozesse bei weitem noch 
nicht "ausgereizt". Doch ist es unleugbar, daß die Gegenüberstellung von 
süd- und mittelamerikanischen Transitionen bislang gescheut worden ist. 
Das mag verschiedene Gründe haben und auch mit politisch-konjunkturel­
len Überlegungen bzw. dem Wunsch, relativ abgeschlossene Prozesse 
untersuchen zu wollen, im Einklang stehen. Ein solcher Vergleich könnte. 
soll er tatsächlich beide Subregionen anband von jeweils mehreren Fällen 
umfassen, auch nur von größeren Forschergruppen vorgenommen wer­
den, wobei zu berücksichtigen ist, daß die Sichtweisen von Anden- und 
Mittelamerikaspezialisten in der Regel stark differieren. m Mittelamerika 
"paßt" noch weniger als der Südkonus in die "Postmoderne",123 es leidet 
unter einer "apparent inapplicability of objective political science".124 
unter anderem auch, weil es hier besonders schwierig ist, vom "official 
country" zum" real country "125 vorzudringen. Für die mittelamerikanische 
Sozialwissenschaft werden eine intellektuelle (auch wissenschafts­
logistische ) Krise und das Fehlen einer eigenen Metatheorie konstatiert. 126 

Schließlich könnte ein auf Mittelamerika bezogener Vergleich nicht an 
den nur für Südamerika typischen "BA-Diskurs" anschließen. Auch 
deshalb erweist sich - neben der mexikanischen - die mittelamerikanische 
Autoritarismusproblematik als eine besondere Herausforderung für die 
bislang südamerikakonzentrierten Transitions-Forscher. Und nicht zuletzt 
würde sich den neuen "südamerikaverwöhnten" Isthmus-Forschern das 
alte - auf dem Südkonus inzwischen wohl eher verschwommene - Pro­
blem der Oligarchie und damit das einer Demokratisierung als "De­
Oligarchisierung" aufdrängen. Doch subregional determinierte kompara­
tive ,,Inzucht"l27 entspricht weder den gesamtlateinamerikanischen öko­
nomischen und politischen Integrationstendenzen noch der Relevanz 
solcher Phänomene, die, wie beispielsweise der DrogenbandeI, ein regionen­
überschreitendes Demokratisierungsproblem darstellen, noch läßt es jene 
"interregionale" Befruchtung innerhalb des Forschungsdesigns zu, ohne 
die neue Innovationsschübe unmöglich und die Überbewertung von Ein­
zelfällen wahrscheinlich sind. Der chronische Ausnahmestatus Costa 
Ricas relativiert sich beispielsweise, wenn Demokratisierung als ein 1948 
beginnender historischer Zyklus angesehen und dann mit den entspre­
chenden Prozessen der fünfziger Jahre in Venezuela oder Kolumbien 
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verglichen wird. Der "integrale" Frieden in EI Salvador setzt Maßstäbe für 
Kolumbien, und EI Salvador nach der Unterzeichnung des Friedensvertra­
ges von Chapultepec kann der Gefahr unterliegen, zu einer formal­
demokratischen, aber chronisch violenten Gesellschaft zu werden, wie es 
Kolumbien seit Jahrzehnten ist. Mexico, Guatemala und Peru bieten ein 
ideales, natürlich auch kontrastierendes Vergleichsfeld für die Variablen­
konstellation indfgenas - Guerrilla - Frieden - Transition ab. Honduras 
steht wie Kolumbien und Venezuela trotz hoher sozialer Polarisierung für 
Revolutionsabstinenz und für ein entscheidendes Gewicht der Armee 
hinter formal -demokratischen Kulissen. Kolumbien, Venezuela und M€xico 
haben innerhalb der CONTADORA nicht ohne innenpolitische Gründe 
eine herausragende Rolle bei der Vermittlung des Mittelamerika-Konflik­
tes gespielt. Daß solche Vergleiche bisher in der Transitionsctebatte kaum 
vorkamen, ist wohl dem gängigen Mißverständnis geschuldet, Vergleich­
barkeit setze ein generelles Überwiegen von Ähnlichkeiten voraus. Die 
"festgefahrene" klassische Transitionsforschung, in der Gesetzmäßigkei­
ten noch immer aus der südamerikanischen "Norm" destilliert werden, und 
die Trägheitsmomente des intra-mittelamerikanischen Vergleiches, die 
auch aus der "komparativen Inzucht" resultieren, können durch überregio­
nale Transitionsvergleiche "aufgebrochen" werden. 

Es ist wohl den obengenannten Defiziten, dem Fehlen definitorischer 
Schärfe, einem mangelnden "cross-national-Anspruch" und zuweilen 
auch politischen und wissenschaftsstrategischen Präferenzen geschuldet, 
wenn Mexico, Venezuela, Peru, Guatemala, Honduras, EI Salvador und 
Kolumbien (aber auch Cuba und Haiti) "deviant cases" der "klassischen" 
vergleichenden Transitions/iteratur sind. Auch dependenztheoretisch ori­
entierte Autoren haben die Problematik dieser deviant cases nicht zur 
Profilierung ihres alternativen Ansatzes genutzt. Die Marginalisierung 
dieser Fälle ergibt sich zunächst daraus, daß Transition in der einschlägi­
gen Literatur nur als Regimewandel, nicht aber breiter. also auch als 
nichtinstitutioneIIer politischer Wandel und Revolution nicht als Sonder­
fall von Transition verstanden wird. Die Transitionsliteratur hat zudem 
weder die (in diesem Jahrhundert) länger zurückliegenden Transitionen, 
noch bestehenden Transitionsbedalj, noch keimhafte, im Ansatz "versan­
dete" oder "eingefrorene" Transitionsversuche thematisiert. 

Die deviant cases entsprechen natürlich nicht jenem "NormalfalI" 
eines Regimewechsels, der zwischen dem Ende der siebziger und dem 
Ende der achtziger Jahre auf evolutionärem Wege in Südamerika stattge­
funden hat./nsofem sind diese Länder auch "Marginalfälle" der Transition 
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selbst. Allein "the analysis ofdeviantcases is at the heart ofthe comparative 
method",128 so DoghaniPelassy, denn die deviallt caseslenken den Blick 
auf die weißen Felder bisheriger Forschung. Paradox formuliert, dürften 
daher deviant cases des Untersuchungsgege115talldes am wenigsten devi­
ant cases der Debatte über denselben sein. Wenn es auch gerade diese 
deviant cases sind, die wegen besonderer Ähnlichkeiten den Mittelameri­
ka-Südamerika- Vergleich anmahnen, so auch weil die fehlende Analyse 
ihrer Ähnlichkeiten im Zusammenhang mit grundsätzlichen Defiziten der 
komparativen Transitionsanalyse steht: der Mißachtung des Wertes longi­
tudinaler und diachroner Vergleiche aufgrund des Ignorierens von sozial­
struktureller Präfiguration und Zyklizität der Transitionsprozesse, der 
Überbewertung von Konkordanz- und Differenzmethode im Vergleich zu 
Korrelationsanalysen, der Projizierung einer nicht vorhandenen Linearität 
von Transitionsprozessen durch die Mißachtung intervenierender Varia­
blen und dem unkontrollierten small-N- Problem l29 bei Versuchen, aus den 
wenigen "klassischen" Transitionsfällen (Argentinien, Brasilien, Chile) 
schon eine Transitionstheorie ableiten zu wollen. 

Die Transitionsproblematik ist noch aktuell - für die "Marginalfälle" 
genauso wie für die Analyse jener "klassischen" Transitionsfälle, die von 
Sorensen zu Recht als "restricted, frail and unconsolidated, and plagued by 
acute social and economic problems"130 beschrieben werden. Meta­
theoretische oder selbstreflektive Überlegungen können eine fruchtbrin­
gende Zäsur in der gegenwärtigen Debatte, nicht aber ihr Ende konstitu­
ieren. Die Herausforderung besteht darin, die Transitionsdebatte radikal 
zu "erneuern", obgleich ihr Untersuchungsgegenstand noch keine (auch 
keine relative) Abgeschlossenheit erreicht hat. Die Disputanten haben zur 
gleichen Zeit zuwenig zurückgeschaut und zuwenig nach vorn geblickt. 
Soll heißen: Es gilt, den "alten" krisen-, konflikt- und revolutions­
theoretischen mit einem "neuen", zivilisationstheoretischen approach 
zusammenzuführen. Das kann nur gelingen, wenn durch longitudinale 
Studien die historisch-strukturelle Präfiguration und die Zyklizität von 
Transitionsprozessen widerspiegelt werden. In den Vordergrund muß 
dabei das Nachdenken darüber treten, inwieweit es sich noch um oligarchi­
sche oder schon um bourgeoise Gesellschaften handelt und inwieweit die 
Konstituierung einer bürgerlichen Gesellschaft trotz oder sogar entgegen 
den strukturellen Defiziten vorweggenommen werden kann. Dies wären 
Optionen, wie der Transitionsdiskurs dem" theoretical impasse" entrin­
nen könnte. Dann würde sich die Transitionsanalyse auch an ihre bisheri­
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gen deviallf cases heranwagen können. ohne dabei das Schicksal der bis 
jetzt erfolgreichen Transitionen aus den Augen zu verlieren. Es bleibt 
zudem abzuwarten. ob sich nicht die einst so hoffnungsvoll die Konsoli­
dierung anstrebenden neuen Demokratien künftighin gerade an diese 
hybriden deviant cases annähern werden. Die Defizite der bisherigen 
Transitionsliteratur, insoweit sie auf traditionellen ..falschen" Dichotomi­
en beruhen, sind nicht nur "hausgemacht". Doch gerade im Fokus der 
Transitionsdebatte, nicht nur über Lateinamerika. sind diese besonders 
deutlich geworden. Eine konsequente Anwendung und Weiterentwick­
lung des komparativen Instrumentariums für und durch die Transitions­
debatte kann nur von Nutzen sein. Die zu Lateinamerika vorliegende 
Transitionsliteratur ist noch nicht konsequent komparativ. Sie generierte 
noch keine eigenständige Theorie. Doch sie ist mehr als nur deskriptiv. 

Vgl. G. O'DonnelllP. SchmillcrlL. Whilehead (Hrsg.). Transitions from Authoritarian 
Rule: ProspeclS for Dcmocracy. Ballimore 1986. Natürlich gehen die Ursprünge der 
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siebziger Jahre zurück. Doch zweifellos bildet dieses Standardwerk. das seinerseits Resultat 
einer siebenjährigen Diskussion ist. die Zäsur auf dem Weg zur eigentlichen Transitions­
debatte. 
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Läßt sich Strukturanpassung durch eine Sozialreform
 
nachhaltig und fair gestalten?
 
Lehren aus Chile und Venezuela*
 

Während der größte Teil der Literatur über die Politik der Strukturan­
passung die makroökonomischen Strategien in den Mittelpunkt stellt, 
argumentieren wir hier, daß die Sozialreform ein integraler Bestandteil der 
langfristigen Erhaltung der in großem Umfang in Lateinamerika durchge­
führten Wirtschaftsreformen ist und daß sie zudem auch ein notwendiger 
Faktor bei der Konsolidierung der Demokratie ist. Darüber hinaus stellt die 
Sozialreform einen wesentlichen Bestandteil einer nachhaltigen und ef­
fektiven Strategie der Armutsbekämpfung dar. Dieser Artikel beleuchtet 
die Rolle der Sozialreform innerhalb des umfassenderen Strukturan­
passungsprozesses, indem der komplexe politische Prozeß untersucht 
wird, der den Veränderungen in der Sozialpolitik zugrundeliegt, und 
erläutert wird, warum die Fortschritte bei der Sozialreform selbst in 
Ländern gering sind, in denen die Strukturanpassung erfolgreich war und 
schließlich, indem der Reformprozeß in Venezuela und Chile diskutiert 
wird. 

Die sozialen Sektoren sind nach der konventionellen Definition jene 
staatlichen Organe, die für grundlegende soziale Dienstleistungen und 
sozialen Wohlstand verantwortlich sind. Zu diesen Organen gehören die 
Branchenministerien, in deren Zuständigkeitsbereich sich das Gesund­
heitswesen, das Bildungswesen, der Wohnungsbau, die Sozialhilfe und 
die Beschäftigung befinden. Als die Krisen der achtziger Jahre in der 
gesamten Region zu einem Anstieg der Armut führten, schufen Regierun­
gen, denen an raschen Maßnahmen zur Bekämpfung der Armut gelegen 
war, häufig spezielle Instanzen, die meist unabhängig von den Ministerien 
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waren und deren Arbeit auf spezifische Gruppen innerhalb der armen 
Bevölkerung zielte. I Die Rolle dieser administrativen Organe und ihre 
Beziehung zu den konventionellen sozialen Sektoren sind ein bedeutsa­
mes Problem für die Sozialreform. 

Chile und Venezuela wurden aufgrund ihrer gegensätzlichen Bilanzen 
bei d~r Sozialreformeinerseits und andererseits aufgrund ihrer weitgehen­
den Ahnlichkeit in bezug auf ihre wirtschaftliche und politische Entwick­
lung als Länder-Fallstudien für diesen Artikel ausgewählt. Chile ist das 
deutlichste Beispiel für eine erfolgreiche Sozialreform in Lateinamerika, 
und dieser Erfolg war wesentlich für die Dauerhaftigkeit des Strukturan­
passungsprogramms, sowohl in der Phase des Übergangs von einer auto­
ritären zu einer demokratischen Regierung als auch zur Zeit der neuen 
uemokratischen Regierung selbst. Im Gegensatz dazu bietet Venezuela ein 
Beispiel dafür, daß die Vernachlässigung der Sozialreform generelle 
negative Auswirkungen auf den makroökonomischen Reformprozeß ha­
ben kann - wie die politischen Unruhen seit 1989 in diesem Land zeigen 
- die 1993 in der Wahl eines Präsidenten, Rafael Caldera, gipfelten, der 
den ökonomischen Reformmaßnahmen per se ablehnend gegenübersteht. 
Chile und Venezuela sind in bezug auf ihren wirtschaftlichen und politi­
schen Entwicklungsstand etw~ vergleichbar, und in beiden Ländern war 
der Mangel an finanziellen Ressourcen kein ausschlaggebendes Kriterium 
für eine Begrenzung der Sozialreform. Beide Länder besitzen auch ein 
relativ hohes Niveau der pc::tischen Institutionalisierung und relativ 
stabile staatliche Strukturen. Dennoch gibt es offensichtliche Unterschie­
de. Chile war das erste Land in der Region, das die Strukturanpassung in 
Gang brachte, indem es Mitte der siebziger Jahre damit begann; und es hat 
di~ strukturellen Reformen am weitesten durchgesetzt. Venezuela begann 
mit Maßnahmen der Strukturanpassung 1989, doch diese haben sich bisher 
als alles andere als dauerhaft erwiesen. 

Trotz der zahlreichen Unterschiede zwischen den Ländern Lateiname­
rikas in bezug auf die zur Verfügung stehenden Mittel sowie den Grad der 
politischen Institutionalisierung und andere Faktoren gibt es auch ver­
gleichbare Probleme, wenn Sozialreformen in Angriff genommen werden. 
Dennoch sind die Ergebnisse sehr unterschiedlich. Bolivien und Peru 
haben beide spät mit der Strukturanpassung begonnen, haben weitaus 
geringere Mittel zur Verfügung als Venezuela und weit weniger entwik­
kelte politische Strukturen. Beide Länder haben jedoch im Prozeß der 
makroökonomischen Strukturanpassung und sogar bei der Sozialreform 
größere Erfolge erzielt als Venezuela. Die Erklärung für den unterschied-
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lichen Erfolgsgrad ist weitgehend im politischen Bereich zu finden. und 
dieses Problem soll im Mittelpunkt dieses Artikels stehen. Die Reflexion 
über die Hintergründe für die Erfolge. wie sie in Chile erreicht wurden. soll 
genutzt werden, um daraus Lehren für andere Länder zu ziehen. Es ist 
jedoch durchaus möglich, daß auch die Lehren aus dem Scheitern des 
Reformprozesses in Venezuela ebenso nützlich für Länder sind, die eine 
Sozialreform anstreben. 

Viele Länder Lateinamerikas haben Wirtschaftsstabilisierungs- und 
Strukturanpassungsmaßnahmen eines Typs in Angriff genommen, der im 
großen und ganzen als der WashingIOn Consensus bekannt ist. Er geht von 
der Notwendigkeit einer Stabilisierung mit orthodoxen Finanz- und 
Währungsstrategien aus, mit denen die Wirtschaft für den internationalen 
Wettbewerb geöffnet, die Rolle des Staates aufein Minimum reduziert und 
die des Marktes auf ein Maximum erweitert wurde.2 Die breite Akzeptanz 
dieser Ideen in Ländern, in denen der Staat traditionell die Wirtschaft 
beherrschte, war eine Antwort auf die Schuldenkrise in den achtziger 
Jahren und die daran anschließende Wirtschaftsrezession. Eine andauern­
de Wirtschaftskrise, ungünstige Wirtschaftsstrategien und die darauf 
folgenden Strukturanpassungen, die zur Beseitigung unhaltbarer finanzi­
eller Defizite und iür ein erneutes Wirtschaftswachstum erforderlich 
waren, führten zu einem Anstieg von Armut und Arbeitslosigkeit im 
großen Maßstab. Die Sozialfürsorge, die bereits vor der Krise allgemein 
unzureichend gewesen war, verschlechterte sich weiter. da die zur Verfü­
gung stehenden Mittel gekürzt wurden und die zu einer besseren Ausnut­
zung der Mittel erforderlichen Anpassungsmaßnahmen nicht erfolgten. 
Soziale Ungleichheit war ein charakteristisches Merkmal Lateinamerikas 
schon lange vor der Schuldenkrise. Lateinamerika war "die einzige Region 
in der Welt, wo sich der Anteil des Einkommens, der auf die ärmsten 20 
Prozent der Bevölkerung entfiel, im Zeitraum zwischen 1950 und den 
späten siebziger Jahren beständig verringerte. Darüber hinaus war das 
prozentuale Einkommen der ärmsten 20 Prozent in den späten siebziger 
Jahren in Lateinamerika geringer als in irgendeinem anderen Entwick­
lungsland. ".1 Die soziale Ungleichheit vertiefte sich weiter in den achtziger 
Jahren, und in vielen Ländern verschlechterte sich der absolute lebens­
standard. 

Die Versuchung, der viele Regierungen in der Region erlagen, bestand 
darin, die Strukturanpassung hinauszuschieben und zu makroökonomi­
schen Maßnahmen zu greifen. um soziale Probleme oder Probleme der 
Umverteilung zu lösen. In allen Fällen waren beispiellose ökonomische 
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Rückschläge die Folge, von denen die ärmsten Schichten am stärksten 
getroffen wurden. 4 Man ist sich in zunehmendem Maße darüber einig, daß 
es zur Strukturanpassung kaum Alternativen gibt. will man das für die 
Durchsetzung solcher Ziele notwendige anhaltende Wirtschaftswachstum 
erreichen, selbst wenn dies kurzfristig eine politisch schwierige Strategie 
sein mag. Außerdem müssen für eine dauerhafte Wirtschaftsreform be­
stimmte Bedingungen gegeben sein: erstens muß sich das Wirtschafts­
wachsturn deutlich beschleunigen; zweitens - und dies ist viel1eicht noch 
wichtiger - müssen die Erträge dieses schnel1eren Wachstums einem 
großen Teil der Bevölkerung zugute kommen. Wenn die Reformen die 
Einkommensungleichheit erhalten oder verstärken, kann das Ergebnis 
durchaus eine politische Polarisierung sein, die die Maßnahmen der 
makroökonomischen Reform in ihr Gegenteil verkehrt.5 

Ungeachtet eines breiten Konsens über diese makroökonomischen 
Empfehlungen werden die politischen Bedingungen, die für eine Initiali­
sierung der Stabilisierung, und - was noch wichtiger ist - für den Fortgang 
der Strukturreform auf längere Sicht erforderlich sind, häufig vernachläs­
sigt. Die am häufigsten übersehene Tatsache ist, daß sich sowohl in der 
Literatur als auch in der Praxis die Maßnahmen der Sozialreform gegen die 
Armut und als langfristig glaubwürdige Strategien zu einer effektiveren 
Sozialfürsorge als notwendig für die Akzeptanz der makroökonomischen 
Reform im Anfangsstadium und deren Nachhaltigkeit erweisen. Eine 
detaillierte Diskussion der politischen Vorbedingungen für eine erfolgrei­
che Wirtschaftsreform würde den Rahmen dieses Artikels sprengen. 
Dennoch würde eine zusammenfassende Auflistung solche Faktoren be­
inhalten wie die Schaffung einer breiten Koalition für die Reform, eine 
stärkere Beachtung der öffentlichen Präsentation der Reformmaßnahmen, 
eine Sicherung der Akzeptanz (oder wenigstens Neutralität) der finanziell 
Beteiligten, die ein Scheitern der Reformen befördern könnten, ein verläß­
licher Rückhalt durch die Exekutive, die frühestmögliche Anwendung der 
Maßnahmen schon beim Antritt einer neuen Regierung, und sofortige 
Aktionen zur Milderung der sozialen Auswirkungen der Stabilisierung.6 

Typisch für ein Land, wo diese Vorbedingungen nicht geschaffen wurden, 
war Venezuela 1989, als ein notwendiges makroökonomisches Reform­
paket aufden gewaltsamen Widerstand der Bevölkerung stieß.7 Im Gegen­
satz dazu wurden sowohl in Bolivien 1985 und in Peru 1990 dramatische 
Stabilisierungspakete in der Anfangsphase der Amtszeit der jeweiligen 
Regierungen eingeführt, erfuhren einen beachtlichen Grad öffentlicher 
Akzeptanz und wurden letztlich aufrechterhalten. In Bolivien spielte ein 
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Jeutlich sichtbares Programm zur Herstellung eines sozialen Sicherheits­
noC'tzes. der soziale Ausnahmefonds, eine entscheidende Rolle bei der 
offentlichen Akzeptanz der Strukturanpassungsmaßnahmen.8 

In welchem Verhältnis stehen nun Wirtschafts- und Sozialreform und 
demokratischer Konsolidierungsprozeß? Wenn Stabilisierungsmaßnah­
men entsprechend ihrem Wesen hinter verschlossenen Türen und von 
einer kleinen Gruppe erarbeitet werden müssen, schließt das nicht aus, daß 
die Öffentlichkeit auf solche Maßnahmen in allgemeiner Form vorbereitet 
wird. In der Tat wird die Notwendigkeit einer solchen Vorbereitung durch 
eine Reihe von Fällen unterstrichen. Aufstände gegen Strukturanpassungs­
maßnahmen in Venezuela (1989) und in Sambia unter Kenneth Kaunda 
(1986, 1990), wo die Maßnahmen die Bevölkerung völlig überraschend 
trafen, kontrastieren deutlich mit Peru (1990) und Sambia unter Frederick 
Chiluba (1991), wo die Regierungen größere Anstrengungen unternah­
men, um der Bevölkerung die Maßnahmen zu erläutern, und wo weitaus 
härtere Stabilisierungsmaßnahmen unter geringen öffentlichen Protesten 
oder völlig ohne diese aufgenommen wurden.9 

Während eine überzeugende Erklärung der Notwendigkeit kurzfristi­
ger Stabilisierungsmaßnahmen seitens der Regierung für die öffentliche 
Akzeptanz ausreichend sein mag, ist eine breitere Unterstützungsbasis 
notwendig, um einen längerfristigen Prozeß der Strukturreform durchzu­
setzen. Gleichzeitig kann sich die konzentrierte Entscheidungskraft, die 
oft zur anfänglichen Durchsetzung makroökonomischer Reformen not­
wendig ist, als ein Hindernis für den Aufbau demokratischer Institutionen 
erweisen, ein Prozeß, den viele Reforrnländer gleichzeitig erleben. Eine 
makroökonomische Reform ohne eine stabile politische Basis läuft Ge­
fahr, sich in ihr Gegenteil zu verkehren. 10 

In Lateinamerika waren die Transitionsprozesse jüngeren Datums von 
vormals autoritären Regierungen zur Demokratie von Pakten zwischen 
den führenden politischen Akteuren gekennzeichnet. Solche Pakte sind 
zweckmäßig für makroökonomische Reformmaßnahmen. die ihrem Cha­
rakter nach oft elitär und technokratisch sind. Die Gefahr besteht darin, daß 
diese Herangehensweise auf andere Gebiete übertragen oder als allgemei­
ner Regierungsstil übernommen wird und zu dem führt, was Guillermo 
O'Donnell als ,,democracia delegafiva" bezeichnet hat: eine personali­
sierte Präsidentschaft macht Politik im Interesse "des Volkes" und igno­
riert dabei soweit als möglich repräsentative Institutionen wie den Kon­
greß oder die politischen Parteien. Fujimori in Peru ist das extremste 
Beispiel dieses Regierungsstils (eines "Marktpopulismus"?), doch Menem 
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in Argentinien, Collor in Brasilien und Carlos Andres Perez stehen 
ebenfalls für einen solchen Stil. lI 

Sozialpolitik kann nicht von oben durch technokratische Erlasse durch­
gesetzt werden. Sozialpolitik betrifft die grundlegendsten Bedürfnisse 
praktisch aller Mitglieder der Gesellschaft. Dennoch muß sie die durch den 
Finanzetat gesetzten Grenzen hinnehmen, und das macht schwierige 
staatliche Entscheidungen über knappe Zuweisungen von Mitteln erfor­
derlich. Gerade um effektiv und glaubwürdig zu werden, muß Sozialpoli­
tik ein Ergebnis der Diskussion und der Einigung sein, so kompliziert und 
langwierig dieser Prozeß auch unweigerlich ist. 11 In der Tat kann Sozial­
politik, die unter Beteiligung gewählter Vertreter und mit einer breiten 
Befragung der Öffentlichkeit geplant wird, helfen, die Demokratie zu 
legitimieren und die Gefahr zu verringern, daß die Öffentlichkeit in einen 
Populisten setzt, selbst wenn dieser ein Verfechter des Marktes ist. Wenn 
die Demokratie in Lateinamerika Legitimität sowohl in der Öffentlichkeit 
als auch innerhalb der Elite erreichen soll, wird das am wahrscheinlichsten 
durch solche Regierungen geschehen, die sich nicht nur für die Armuts­
bekämpfung und die Sozialreform engagieren, sondern sich auch um einen 
demokratischen Reformprozeß bemühen.]3 Demokratische Sozialrefor­
men und effektive Armutsbekämpfungsmaßnahmen v. erden auch zur 
Unterstützung umfassenderer ökonomischer Reformmaßnahmen beitra­
gen, so sie deren Akzeptanz durch die Öffentlichkeit sichern. I~ Die 
Verdienste der sozialen Reformen der Pinochet-RegieruJ1g in Chile sind 
oft diskutiert worden - die einen heben ihre Wirksamkeit hervor, die 
anderen die sozialen Kosten der Reformen und den sozialen Dualismus, 
den sie verkörperten. Dennoch sicherte sich die Aylwin-Regierung eine 
breite Billigung dieser Reformen, indem sie die Maßnahmen offen disku­
tierte, sie demokratisch umgestaltete, den Fragen der generellen Vertei­
lung ihre Aufmerksamkeit widmete und die privaten Einrichtungen, die 
für Renten, Gesundheit und Bildung zuständig sind, einer stärkeren 
öffentlichen und sichtbaren Regulierung unterwarf als zuvor. Der Über­
gang zu einer demokratischen Regierung war die Vorbedingung für diesen 
Prozeß der Legitimierung, so wie auch die öffentliche Debatte und der 
breite soziale Konsens, der schließlich erreicht wurde, unter einer Diktatur 
nicht möglich gewesen wären. 

Allein diese beiden Gründe - die Nachhaltigkeit der makroäkonomi­
schen Reformen und die Vertiefung der repräsentativen Demokratie ­
weisen der Sozialreform eine zentrale politische Rolle zu. Es gibt weitere 
Argumente, von denen das wichtigste die Rolle der Sozialreform bei der 
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Armutsbekämpfung ist. Die Sozialrefonn bringt eine Veränderung der 
Struktur der Aufwendungen für die soziale Fürsorge mit sich, so daß die 
Bereiche in den Vordergrund rücken, von denen die Armen am meisten 
profitieren, wie z. B. die Grundschulausbildung und die gesundheitliche 
Grundversorgung, gegenüber der höheren Bildung und der Heilmedizin, 
welche die wohlhabenderen Schichten der Gesellschaft begünstigen. 
Außerdem müssen aus finanziellen Gründen öffentliche Ausgaben effek­
tiver eingesetzt werden, und allgemeine Zuschüsse in Form von Ver­
brauchersubventionen oder Geldzuwendungen sollten durch Programme 
ersetzt werden, die auf die ärmsten Schichten der Gesellschaft zielen ­
nicht zuletzt deshalb, weil allgemeine Zuschußsysteme in Lateinamerika 
einseitig auf die mittleren und oberen Schichten ausgerichtet und sehr 
teuer sind. 15 Verzerrte Anreiz-Strukturen in diesen Systemen haben oft 
eine entgegengeseute Wirkung aufdas Wirtschaftswachstum; Rentenver­
sicherungen zum Beispiel befördern ein unnötig frühes Ausscheiden aus 
dem Arbeitsleben. Abgesehen von den konkreten Auswirkungen, die 
solche Refonnen auf die Verringerung der Armut haben können, gibt es 
einen weiteren politischen Grund für ihre Durchführung. Die öffentliche 
Wahrnehmung wachsender Armut und Ungleichheit - ob zutreffend oder 
nicht - hat schon viele Reformanstrengungen i'n Gefahr gebracht und kann 
den Prozeß der Konsolidierung demokratischer Systeme bedrohen.16 

Ein weiterer triftiger Grund für den Zusammenhang von Sozialreform 
und Regierbarkeit ist schlicht der Umfang der sozialen Aufwendungen 
innerhalb des Regierungsetats. Das Problem der allseitigen finanziellen 
Auswirkungen sozialer Aufwendungen ist nicht auf Lateinamerika be­
schränkt. Wachsende finanzielle Defizite in einer Reihe von Ländern 
haben die Aufmerksamkeit auf soziale Ansprüche und auf Möglichkeiten 
gelenkt, von allgemeinen Zuschüssen zu gezielten Programmen überzuge­
hen. Eine vor kurzem durchgeführte Analyse schätzt ein, daß in den USA 
die Aufwendungen für Sozialansprüche, welche die Hälfte des gesamten 
Bundesetats ausmachen, von 10,3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts auf 
eine unhaltbare Höhe von 21,3 Prozent bis zum Jahr 2040 ansteigen 
werden, falls keine umfassenden Reformen durchgeführt werden. 17 In 
Lateinamerika betrugen die Sozialaufwendungen als Teil der gesamten 
öffentlichen Ausgaben am Ende der achtziger Jahre 47 Prozent in Argen­
tinien; 30 Prozent in Brasilien; 60 Prozent in Costa Rica; 41 Prozent in 
Chile und 57 Prozent in Uruguay. Im Regelfall floß der größte Anteil der 
sozialen Aufwendungen in Renten (42 Prozent in Argentinien; 42 Prozent 
in Brasilien; 35 Prozent in Costa Rica; 51 Prozent in Chile und 55 Prozent 
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in Uruguay), darauf folgten Bildung, Gesundheit und Wohnungsbau. IR 

Dies rückt die Ausgaben für den sozialen Sektor ins Zentrum der Debatte 
über die Zuweisung öffentlicher Mittel und macht sie damit zu einem 
wichtigen Schwerpunkt jedes makroökonomischen Reformprogramms. 

Das Problem in den meisten lateinamerikanischen Ländern ist sowohl 
die falsche Verwendung und Fehlzuweisung der Gelder für den sozialen 
Sektor als auch die unangemessene Höhe dieser Ausgaben. Die Aufwen­
dungen für die Sozialfürsorge in Lateinamerika werden im allgemeinen 
relativ unflexibel erbracht. In den Sozial ministerien. die wie das 
Gesundheits- und das Bildungsministerium bedeutende Arbeitgeber sind, 
fließt ein großer Anteil des Etats in Löhne für öffentliche Bedienstete, die 
zwar schlecht bezahlt werden, jedoch einen gesicherten Arbeitsplatz 
besitzen. Es ist daher schwierig, die Lohnkosten zu senken, auch wenn sie 
in vielen Fällen einen unverhältnismäßig großen Anteil des zur Verfügung 
stehenden Budgets ausmachen. In Venezuela zum Beispiel schlucken die 
Personalkosten über 90 Prozent des gesamten Bildungsbudgets. Die 
verbesserte Wirksamkeit bei der Verwendung dieses hohen Anteils an 
öffentlichen Ausgaben ist entscheidend für das Erreichen eines der 
vorrangigsten Reforrnziele - der Verbesserung der Leistungsfähigkeit und 
Effektivität des Staates. 

Das Thema Sozialreform ist schließlich und endlich auch deshalb von 
Relevanz, da es eng mit der wichtigsten institutionellen Reform der letzten 
,!ahre in einer Reihe lateinamerikanischer Länder verbunden ist: der 
Dezentralisierung. Dezentralisierung paßt gut zum bestehenden Markt­
konsens. Dezentralisierung heißt die Reduktion der Rolle des Staates und 
stellt eine engere Beziehung zwischen Regierung und Bevölkerung her; 
sie kommt dem Modell eines konkurrenzfähigen Marktes wenigstens 
theoretisch näher. Die Einführung eines Dezentralisierungsmodells, das 
die Mängel des Zentrums nicht wiederholt, ist keinesfalls einfach. Der 
Erfolg der Dezentralisierung ist teilweise mit einer erwarteten Verbesse­
rung sozialer Dienstleistungen verbunden, vor allem in den Bereichen 
Bildung und Gesundheit. Zuweilen wird Dezentralisierung aus ausweglos 
erscheinenden Situationen heraus befürwortet. Es wird damit argumen­
tiert, daß die Staatsministerien so bürokratisch und ineffektiv und häufig 
korrupt sind, daß die einzig gangbare Sozialreform darin besteht, die 
Bereitstellung der sozialen Dienste soweit wie möglich an die lokale 
Ebene zu delegieren, vorzugsweise durch die Privatisierung einiger staat­
licher Aufgabenbereiche (wie dies in auffallender Weise in Chile gesche­
hen ist). Dennoch wird Dezentralisierung auch aus dem Glauben heraus 
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befürwortet, daß nur durch die Aktivierung von kommunaler Beteiligung 
und Engagement das demokratische System insgesamt gestärkt werden 
wird - und daß dies wiederum zu Verbesserungen in der Gesundheits­
versorgung und im Bildungswesen auf der lokalen Ebene führen wird, 
indem die Bedürfnisse und Forderungen der Bevölkerung vor Ort beachtet 
werden. 

Wenn die sozialen Dienstleistungen mit erheblichen Mängeln behaftet 
und die meisten Mitglieder der Gesellschaft früher oder später davon 
betroffen sind, dann ergibt sich die Frage, warum die Sozialreform als 
politische Frage keine größere Rolle gespielt hat. Die Ursache kann woW 
kaum sein, daß die Öffentlichkeit mit der bestehenden Situation zufrieden 
ist. Die dringende Notwendigkeit von Reformen liegtja gerade im mangel­
haften Zustand der sozialen Dienstleistungen. Die Gesundheitssysteme in 
Lateinamerika zum Beispiel sind dualistisch, mit einem teuren und be­
grenzten privaten Sektor und einem finanziell unzureichend ausgestatte­
ten und schlecht geleiteten staatlichen Sektor. Selbst im staatlichen Sektor 
kommt es oft zu einer rückläufigen Mittelverteilung. Die Überbetonung 
der Heilmedizin gegenüber der Präventivmedizin subventioniert die städ­
tischen Mittel- und Oberschichten auf Kosten der Armen. In Brasilien 
wurden 1982 z.B. ,,78 Prozent der öffentlichen Gelder für das Gesund­
heitswesen auf hochtechnologisierte Behandlungsverfahren für relativ 
kleine Gruppen städtischer Patienten verwendet, von denen wenigstens 
einige in der Lage wären, diese Behandlung überprivate Krankenversiche­
rungen in Privatkrankenhäusern zu finanzieren. "19 Das Gesundheitswesen 
in Lateinamerika ist mangelhaft, kaum zielorientiert und durch finanzielle 
Machtpositionen sowie durch Korruption geprägt. 

Die Sozialversicherungssysteme sind teuer, schlecht verwaltet und 
wenig leistungsHihig, und es gibt nur selten eine versicherungsmathema­
tische Verbindung zwischen Beiträgen und Leistungen. Sie fördern häufig 
ein unnötig frühes und kostenintensives Ausscheiden aus dem Arbeitsle­
ben und decken die Bedürfnisse der ärmeren Bevölkerungsgruppen nicht 
ausreichend ab. In Brasilien z.B. sind nur 18 Prozent der ärmsten Ein­
kommensgruppen - die über 40 Prozent der Bevölkerung ausmachen ­
durch die Sozialversicherung abgesichert, und sie erhalten nur 3 Prozent 
der Sozialversicherungsleistungen.2o 

Die Bildungssysteme sind durch eine zu geringe Mittelausstattung, 
eine unzureichend abgedeckte Sekundärstufe, unflexible und veraltete 
Lehrpläne sowie schlechtbezahlte und wenig motivierte Lehrkräfte ge­
kennzeichnet. Es istein Problem in vielen Ländern Lateinamerikas (wenn­
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gleich weniger ausgeprägt in den entwickelten Ländern des Südkonus), 
daß am Unterricht nicht regelmäßig teilgenommen werden kann, dann 
Prüfungen nicht bestanden werden und schließliche Schuljahre wiederholt 
werden müssen, Die höhere Bildung dagegen, die die höheren Ein­
kommensgruppen unverhältnismäßig stark begünstigt, wird stark subven­
tioniert. In Venezuela z.B. werden über 50 Prozent des Bildungsetats für 
die höhere Bildung ausgegeben. 

Ungeachtet der generell mangelhaften Qualität der sozialen Dienstlei­
stungen und der diesbezüglich breiten öffentlichen Unzufriedenheit ste­
hen diese selten ganz vorn auf der politischen Tagesordnung, da bislang in 
und außerhalb der Eliten immer andere und drängendere wirtschaftliche 
und politische Probleme im Vordergrund gestanden haben. Die meisten 
Länder Lateinamerikas, selbst jene, die sich nicht im Übergang von 
Militärdiktaturen zur Demokratie befinden, sehen sich gleichzeitig mit 
zwei grundlegenden Aufgaben konfrontiert: der Stabilisierung ihrer Wirt­
schaft und der Schaffung eines demokratischeren politischen Systems. Die 
Besorgnis der Öffentlichkeit in Ländern wie Brasilien, Argentinien, Peru, 
Bolivien und Nikaragua hat bislang vor allem der Inflation gegolten. Wenn 
die Hyper-Inflation mit dem sie begleitenden politischen und sozialen 
Chaos dramatisch reduziert wird, wie in Peru, Bolivien und Argentinien, 
dann profitiert die jeweilige Regierung in hohem Maße davon, selbst wenn 
sie keineswegs demokratisch ist wie in Peru.21 Es überrascht kaum, daß das 
Problem Sozialreform, wenngleich als bedeutsam erachtet, nicht die 
politische Tagesordnung lateinamerikanischer Länder beherrscht. 

Innerhalb der sozialen Sektoren wie dem Gesundheits- und dem 
Bildungswesen sind die Nutzer der Systeme wesentlich weniger organi­
siert als diejenigen, die sie verwalten. Patienten und Eltern sind, selbst 
wenn sie in der Überzahl sind, gegenüber Ärzten und Lehrern vergleichs­
weise machtlos. Wenn Patienten und Eltern organisiert sind, so gewöhn­
lich auflokaler Ebene; und die Gewährleistung angemessener Leistungen 
des Gesundheits- und Bildungswesens wird als lokale Verantwortlichkeit 
betrachtet, was auf die makroökonomische Politik dagegen nicht zutrifft. 
Die Politiker sind es müde, die finanziell Beteiligten in den Einrichtungen 
des sozialen Sektors direkt zu fordern, es sei denn, dies bringt ihnen 
politische Unterstützung, was wiederum kaum wahrscheinlich ist. Im 
Gegensatz dazu haben sich Lehrer als sehr geschickt dabei erwiesen, die 
Bevölkerung als unterstützendes Element für ihre Beschwerden gegen­
über dem Bildungsministerium zu mobilisieren, vor allem dann, wenn 
größere Reformen vorgeschlagen wurden. Vorschläge für Bildungs- und 
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Gesundheitsreformen führen im allgemeinen eher zu Stimmenverlusten 
als zu einem Stimmenzuwachs.22 Ein bezeichnendes Beispiel ist Chile, wo 
der einzige Minister, der in der sehr erfolgreichen Aylwin-Regierung 
seinen Posten verlor, der Gesundheitsminister war: da es ihm nicht gelang, 
sich der Unterstützung der Ärzte in den Krankenhäusern zu versichern, 
\'iurde er nach einem Ärztestreik vom Präsidenten entlassen. 

Einige Probleme rufen spezifische und mächtige Pressure-Gruppen auf 
den Plan, die großen Einfluß auf die Politik haben. Die Handels- und 
Zolltarifreform oder die Landwirtschaftspolitik berühren die Interessen 
spezifischer und hochorganisierter Gruppen, die in der Lage sind, mäch­
tige politische Waffen zu ihren Gunsten zu mobilisieren. In der Tat haben 
sie oft wenig Grund, sich gegen die Regierung zu wenden, da ihre 
Interessen bei der Gestaltung der Politik berücksichtigt werden - Cafeteros 
in Kolumbien und Industrielle in Brasilien sind zwei Beispiele für mäch­
tige Interessengruppen. Im Gegensatz dazu ist die Besorgnis über Proble­
me, die das Gesundheits- und das Bildungswesen betreffen, eher so 
allgemeiner und diffuser Art, daß sich vergleichbare Pressure-Gruppen 
abgesehen von der lokalen Ebene nicht bilden. 

Eine weitere Ursache für die geringe politische Beachtung, die Proble­
men des sozialen Sektors gezollt wird, ist die Tatsache, daß diejenigen, die 
am meisten Grund zur Beschwerde über die Qualität der sozialen Dienst­
leistungen und der Sozialfürsorge in Lateinamerikahaben, gleichzeitig die 
ärmsten Schichten der Gesellschaft sind. Diese Gruppen gehören zu den 
am wenigsten organisierten, und der elitäre Charakter der politischen 
Praxis gewährt ihnen kaum ein Mitspracherecht. Die Parteien der Linken, 
die sich in der Vergangenheit darum bemüht haben, den Bedürfnissen der 
Armen eine Stimme zu verleihen, sind überall in Lateinamerika schwach. 
Und selbst dort, wo sie in bedeutendem Maß das poltische Geschehen 
mitbestimmen, gehört die Sozialreform nicht zu ihren Prioritäten.23 Es 
herrscht allgemeine Übereinstimmung darüber, daß das alte System der 
angeblich allgemeinen Zuschüsse durch einen hochzentralisierten Staat 
gescheitert ist. Weit weniger Übereinstimmung gibt es in der Frage, 
wodurch man es ersetzen sollte. Das vorherrschende Modell ist die 
weitestmögliche Einführung des Marktes und die Dezentralisierung der 
Dienstleistungsversorgung. Die Linke hat keine wirkliche Alternative zu 
diesem System, obwohl sie die dabei entstehende Ungleichheit kritisiert. 

Die letzte Ursache dafür, daß die Sozialreform keine zentrale Stellung 
im politischen Geschehen erlangen konnte, besteht in einer Verknüpfung 
von Kosten und Schwierigkeiten. Die Gewährleistung sozialer Leistungen 
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ist bereits extrem teuer. Es fällt schwer, sich eine Reform des Sozialfürsorge­
systems - vor allem der Rentenversorgung - vorzustellen, die nicht mit 
hohen Anfangskosten verbunden wäre.24 Sogar die Reformen des Renten­
systems in Chile brachten hohe Kosten in der verlängerten Übergangspe­
riode mit sich. 25 Wenn die Aufmerksamkeit und das politische Kapital auf 
die makroökonomische Stabilisierung gerichtet sind, ist es nicht schwierig 
zu verstehen, warum die Politiker der Sozialreform aus dem Weg gehen, 
selbst wenn ihnen von den Befürwortern dieser Reform versichert wird, 
daß die Kosten durch Einsparungen aus einereffizienteren Mittelverwertung 
abgedeckt würden. 

Die Reform des öffentlichen Sektors ist praktisch in jedem Land und 
aus ähnlichen Gründen schwierig. Große bürokratische Institutionen schaf­
fen mächtige Gruppen von Beteiligten, die schwer zu reformieren sind. Sie 
beschäftigen eine große Anzahl gutorganisierter öffentlich angestellter 
Arbeitnehmer; sie schaffen Allianzen unter den Gruppen, die sie verwalten 
sollen; und sie sind im Besitz von umfangreicher Information und Sach­
kenntnis. Minister, denen die Leitung von Gesundheits- und Bildungs­
ministerien übergeben wird, sind häufig nur kurze Zeit im Amt, gehören 
nicht zu den politisch mächtigeren Regierungsmitgliedern, und in den 
Gesundheitsministerien sind es häufig Ärzte, die sich mehr für die Inter­
essen ihres Berufsstandes engagieren als für die Reform der Gesundheits­
versorgung.26 

Abgesehen von dem Problem der Trägheit, das typisch für große 
bürokratische Apparate ist, erweist sich in den Sozialministerien Latein­
amerikas auch die Korruption als ein weitverbreitetes Problem. Diese 
Ministerien beschäftigen viele Menschen, setzen Mittel in sehr großem 
Umfang ein und müssen die Verwendung ihrer Gelder nur selten nachwei­
sen (Chile bildet dabei eine Ausnahme). Obgleich der Umfang jedes 
einzelnen Korruptionsfalles wahrscheinlich klein ist im Vergleich mit den 
Größenordnungen, die beim Abschluß eines Vertrages über ein größeres 
Bauprojekt anzusetzen sind, sind diese Fälle breit gestreut, und daher ist 
es schwieriger, gegen sie anzugehen. In Venezuela beispielsweise, wo die 
Korruption im öffentlichen Sektorweitverbreitet ist, wird das Bildungsmi­
nisterium als ein Ministerium für Lehrer angesehen, und die Korruption im 
Gesundheitssektor grassiert so stark, daß Krankenhäuser regelmäßigjedes 
Jahr neu ausgestattet werden müssen, um die Verluste durch Diebstahl 
auszugleichen. 

Eines der gravierenden Probleme der Sozialreform liegt genau in der 
"rganisierten Macht derjenigen, die für die Dienstleistungen verantwort-
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lich sind. Die Schuldenkrise und die Rezession hat die Kraft der Gewerk­
schaften in vielen Sektoren in Lateinamerika geschwächt. Zweifellos sind 
heute die Gewerkschaften im öffentlichen Sektor weniger stark als früher, 
aber sie üben immer noch ein machtvolles Vetorecht aus. Politisch ist es 
wesentlich einfacher, eine größere Veränderung im makropolitischen 
Bereich vorzunehmen, etwa des Wechselkurssystems, das aber nur wenige 
Menschen direkt betrifft und in einem Ministerium durchgesetzt wird, als 
im öffentlichen Dienst ein System der leistungsabhängigen Einstellung 
einzuführen, das eine große Anzahl gutorganisierter Menschen in ver­
schiedenen Institutionen berührt. Dies widerspiegelt partiell auf eine 
klassische Weise Mancur Olsons Problem der "kollektiven Aktion": je 
mehr Menschen involviert sind oder je instabiler die gesellschaftliche 
Situation ist, um so höher scheinen die Kosten und um so weniger greifbar 
scheint der Nutzen einer Beteiligung an der kollektiven Aktion zur 
Durchsetzung von Veränderungen zu seinY Daher ist die Sozialrefonn, 
die eine Änderung des Verhaltens unzähliger Interessengruppen und der 
Struktur großer Institutionen erfordert, und die Interessen der Gesellschaft 
im großen Maßstab berührt, weitaus komplizierter zu realisieren als die 
Durchsetzung makroökonomischer Veränderungen, die zwar solche Insti­
tutionen und Interessengruppen auch betreffen, jedoch zu ihrer erfolgrei­
chen Durchführung nicht deren Kooperation bedürfen. 

Theoretisch mag es möglich sein, Arbeitnehmer zu überzeugen, einige 
ihrer partikularistischen Interessen aufzugeben und Systeme der leistungs­
abhängigen Einstellung, Förderung und Entlassung zu akzeptieren, wenn 
die Regierungen in der Lage sind, einen glaubhaften Anstieg des kollek­
tiven Nutzens nachzuweisen. Das mag in Spanien möglich gewesen sein, 
aber es ist kaum wahrscheinlich, daßein durchschnittlicher venezolanischer 
oder peruanischer Lehrer oder Krankenhauspförtner das Argument akzep­
tiert, daß sich im Gegenzug für die Aufgabe seines sicheren Arbeitsplatzes 
die generellen Bedingungen der arbeitenden Klasse in absehbarer Zukunft 
verbessern werden. Die Reform der Gewerkschaften des öffentlichen 
Sektors ist nur realisierbar und relativ konfliktfrei, wenn sie in eine 
überzeugende Refonn des gesamten öffentlichen Sektors integriert ist und 
von politischen Führungskräften durchgeführt wird, die breite Unterstüt­
zung genießen. Und diese Kombination ist in Lateinamerika sehr selten. 
Bis das der Fall sein wird, erweist sich die defensive Haltung der Gewerk­
schaftsführer im öffentlichen Sektor als verständlich - und Anstrengungen 
von Regierungen, die Gewerkschaften in einen konstruktiven Dialog über 
die Reform einzubeziehen, sind gering und selten. 
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Wenn die Gewerkschaften im öffentlichen Sektor nicht in der Lage 
sind, für Lohnsteigerungen zu sorgen, dann können sie jedoch an den 
Versorgungsleistungen festhahen, die Arbeitsplatzsicherheit garantieren. 
und über zusätzliche Leistungen wie Renten- und Urlaubsansprüche 
verhandeln, die den Möglichkeiten der Regierung zur Einführung flexibler 
Arbeitspraktiken Grenzen setzen. Das Dilemma besteht darin, daß es 
schwierig ist, die Sozialreform gegen den Willen der Gewerkschaften im 
öffentlichen Sektor durchzusetzen, aber ebenso schwierig, sich ihrer 
Unterstützung für solche Reformen zu versichern. Pinochet in Chile war 
in der Lage, die Aktivitäten der Gewerkschaften im öffentlichen Sektor zu 
unterdrücken und die Reformen durchzusetzen, obwohl selbst er den 
Forderungen der Medizinergewerkschaft Aufmerksamkeit zollen mußte. 
Demokratien jedoch können solche Aktivitäten nicht unterbinden, und 
selbst theoretisch kann ein Verbot von Verhandlungen im öffentlichen 
Sektor dies in der Praxis kaum verhindern. 

Der Anreiz für Regierungen, den kostspieligen und schwierigen Pro­
zeß in Angriff zu nehmen, den die Reformierung der Branchenministerien 
mit sich bringt, ist durch die Delegierung vieler Aufgaben, die traditionell 
von den Ministerien des sozialen Sektors übernommen wurden, an auto­
nome Einrichtungen oder selbst an Nicht-Regierungsorganisationen 
(NGOs) - vor allem auf den Gebieten des Gesundheits- und Bildungswe­
sens - noch weiter reduziert worden. Im Ergebnis solcher Einrichtungen 
haben sich die Möglichkeiten einer Reform der Staatsministerien weiter 
verringert, und die fähigeren Verwaltungsbeamten sind infolge besserer 
Löhne und befriedigenderer Arbeitsmöglichkeiten dorthin abgewandert. 
Man könnte nun argumentieren, daß die Akzentverlagerung auf soziale 
Fonds und ähnliche autonome Programme zur Gewährleistung von sozia­
len Sicherheitsnetzen und der Grundversorgung in der gesamten Region 
ein zweischneidiges Schwert gewesen ist. Sie hat einerseits zu einer 
unschätzbaren Verbesserung der Dienstleistungen für viele vorher 
marginalisierte Arme geführt, aber andererseits hat sie Ressourcen (so­
wohl humane als auch materielle) umgeleitet und die Aufmerksamkeit der 
Öffentlichkeit von den Problemen in den Branchenministerien abge­
lenkt.28 Das trifft zweifellos aufVenezuela zu, wo die Sozialreform stärker 
vernachlässigt wurde, weil die einzigen Armutsbekämpfungsprogramme 
der Regierung von autonomen Einrichtungen durchgeführt wurden. Der 
Fall Chile ist dagegen ganz anders, nicht zuletzt weil die sozialen Sektoren 
traditionell relativ leistungsfähig waren und die Bedürfnisse in großem 
lJmfang abdeckten. Das Schock-Stabilisierungsprogramm der Pinochet-
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Regierung erforderte eine Reihe weiterer Programme zur Herstellung 
~ozialer Sicherheitsnetze, vor allem Beschäftigungsprogramme im öffent­
lichen Sektor. Diese zusätzlichen Kompensationsmaßnahmen wurden in 
die Branchenministerien integriert und führten nicht zur Entstehung einer 
separaten und konkurrierenden Bürokratenschicht wie in Venezuela. Das 
System der gezielten Mittelverteilung und der stärkeren Übertragung der 
Grundversorgungsleistungen auf lokale Administrationen unter Pinochet 
war eine nützliche Innovation und hatte eine effizientere Nutzung finan­
zieller Mittel für die Sozialfürsorge zur Folge, wiewohl es mitunter von 
den vom Regime ernannten Bürgermeistern als Methode der politischen 
Kontrolle und der Begünstigung benutzt wurde. Dennoch schuf es die 
Basis für weitere Reformmaßnahmen in den Ministerien des sozialen 
Sektors und für eine echte Dezentralisierung nach dem Übergang zur 
Demokratie. 

Eine Gefahr besteht auch darin, daß, wenn erst einmal ein System 
reformbereiter autonomer Einrichtungen und reformfeindlicher Staatsmi­
nisterien geschaffen worden ist, sich dieses Muster selbst institutionali­
siert und wiederum schwer zu verändern ist. Es ist notwendig, Struktur und 
Abfolge der Reform progressiv zu gestalten, so daß zeitweilige oder 
anfängliche Verbesserungen weitere Reformen nicht ausschließen. In 
Chile sind zum Beispiel die am stärksten kritisierten Reformmaßnahmen 
Pinochets die privaten Gesundheitseinrichtungen (die ISAPRES), welche 
die Gesundheitsfürsorge deutlich zugunsten der oberen Einkommens­
schichten ausrichten. Weitere Reformmaßnahmen sind jedoch schwierig, 
eben weil die ISAPRES mittlerweile eine starke Pressure-Gruppe darstel­
len, die Verbündete in der politischen Rechten haben. 

Chile wird gemeinhin als Fall einer erfolgreich durchgeführten Reform 
der sozialen Sektoren angesehen, und Venezuela als ein Fall, wo diese 
Reform gescheitert ist.29 Was erklärt diesen Unterschied? Beide Länder 
haben eine Reihe politischer und ökonomischer Merkmale gemeinsam: sie 
blicken auflange Perioden demokratischer Regierung zurück, sind durch 
starke Mehrparteiensysteme und durch starke Gewerkschaften im öffent­
lichen Sektor gekennzeichnet. In beiden Ländern hat der Staat eine 
zentrale Rolle bei der Entwicklung der Wirtschaft und des Sozialfürsorge­
systems gespielt. Die Erkenntnis des Scheiterns des staatlichen Modells 
führte zu einer grundlegenden makroökonomischen Reform, die in Chile 
1975 und in Venezuela 1989 eingeleitet wurde. Die chilenischen Refor­
menjedoch waren begleitet von radikalen Veränderungen in den sozialen 
Sektoren, während dies in Venezuela nicht der Fall war. Besteht der 
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Unterschied darin. daß Chile von einem autoritären Diktator regiert wurde, 
dem es möglich war. Veränderungen ohne Widerstand durchzusetzen, 
während in Venezuela ein demokratisch gewählter Präsident den Wider­
stand der Parteien. der Gewerkschaften und der Allgemeinheit gegen seine 
Vorschläge nicht überwinden konnte? Wenn das der Fall wäre, müßte man 
den unerfreulichen Schluß ziehen. daß eine Vorbedingung für eine erfolg­
reiche Sozialreform eine starke autoritäre Regierung ist. die in der Lage ist, 
rücksichtslos über die Interessen der Beteiligten hinwegzugehen. 

Tatsächlich können aus den beiden Fällen ganz andere Schlüsse gezo­
gen werden: den Ausschlag gibt die Integration der Sozialreform in die 
makroökonomische Reform. Es gibt keinen zwingenden Grund. warum 
dies von demokratischen Regierungen nicht realisiert werden kann. Der 
Grund für den Widerstand gegen die venezolanischen Reformmaßnahmen 
und für die fortgesetzte politische Instabilität ist exakt die Tatsache, daß 
die Regierung die Frage einer breitangelegten Sozialreform vernachläs­
sigte, ihre Pläne auf eine in hohem Maß technokratische und elitäre Weise 
durchsetzte und kaum Anstrengungen unternahm, die Öffentlichkeit auf 
die dramatischen Veränderungen in der Wirtschaftspolitik vorzubereiten 
oder diese Veränderungen bei ihrer Einführung zu erläutern. Die Refor­
men in Venezuela wurden von einem Präsidenten durchgesetzt, der sich 
rasch von seiner Partei isoliert hatte und sich weitgehend auf eine Gruppe 
politisch unerfahrener Technokraten verließ, dessen Unterstützung in der 
Bevölkerung zunehmend schwand und dessen Legitimität fragwürdig ­
eigentlich nicht mehrexistent war, nachdem das Amtsenthebungsverfahren 
wegen Korruption eingeleitet worden war. 

Diese Besonderheiten mögen erklären, warum das Fehlschlagen der 
Reform in Venezuela nicht als allgemeingültiger Beweis dafür dienen 
kann, daß eine Soziareform in einer Demokratie unmöglich ist. Könnte es 
aber dennoch der Fall sein, daß eine autoritäre Durchsetzung besser ist? 
Falls dem so ist, so kann es dafür kaum eine generelle Regel geben. Von 
allen autoritären Regierungen im Südkonus und auch anderswo (Peru, 
Ekuador, Mittelamerika) ist die einzige, die eine relativ radikale Sozialre­
form durchgesetzt hat, die chilenische.30 

Wie in Venezuela wurden die Reformen in Chile auf eine in hohem 
Maß technokratische und elitäre Weise durchgeführt, und wie in Venezue­
la gab es erhebliche soziale Proteste, jedenfalls nach 1983. Die Tatsache, 
daß die Regierung in Chile von machtvollem Autoritarismus geprägt war, 
befreite sie zweifellos von sozialem Druck und ermöglichte es ihr, Wider­
stand zu unterdrücken - eine Möglichkeit, die der demokratischen 
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venezolanischen Regierung nicht offenstand. Aber die Erklärung für die 
Reform der sozialen Sektoren in Chile kann nicht allein auf die Tatsache 
zurückgeführt werden, daß dort ein Diktator in der Lage war, seinen Willen 
durchzusetzen. In Chile spielten Faktoren eine Rolle, die in anderen 
Ländern fehlten und die den Prozeß der Sozialreform erleichterten, unab­
hängig von der Existenz einer autoritären Regierung. Pinochet schuf nicht 
den Wohlfahrtsstaat in Chile, ebensowenig war er es, der einen relativ 
effizienten öffentlichen Sektor entwickelte oder die Tradition einer im 
wesentlichen ehrlichen und legalistischen Verwaltung schuf. Chile hatte 
eine lange Tradition einer relativ effizienten, ehrlichen Verwaltung mit 
einem streng unabhängigen Wirtschaftsprüfungssystem durch die 
Contralor{a, und selbst unter Pinochet war dieses vorsichtig legalistische 
System im öffentlichen Sektor weiter wirksam. 

Darüber hinaus wurde die Leistungsfahigkeit der sozialen Sektoren 
während der Regierungszeit Pinochets auf verschiedene Weise reduziert 
oder unterminiert. Die juristische Unabhängigkeit war in hohem Maß 
reduziert, und Pinochet entließ sogar den Leiter der Contralor{a, als es zu 
Meinungsverschiedenheiten kam. Die Verwaltungskorruption mag unter 
Pinochet gewachsen sein, obwohl es schwierig ist, deren Umfang abzu­
schätzen, da die Systeme der Verantwortlichkeiten im öffentlichen Sektor 
weniger offenlagen und es keine unabhängige Presse oder einen unabhän­
gigen Kongreß gab, der Fälle von Mißbrauch durch die Exekutive oder den 
öffentlichen Sektor hätte untersuchen können. Selbst wenn staatliche 
Verträge ausgeschrieben wurden, glaubte man weithin, daß Anhänger der 
Regierung mit hoher Wahrscheinlichkeit für ihre Unterstützung belohnt 
wurden, und die Geheimpolizei, die DINA, wurde das Zentrum eines 
Geflechts von Korruption im öffentlichen Sektor. Außerdem war der 
Zusammenbruch 1982-1983 zu einem nicht geringen Teil auf das Schei­
tern der staatlichen Regulierung des Finanzsystems zurückzuführen: die 
ca. 6000 verschuldeten Banker erhielten einen wesentlich höheren Pro­
zentsatz der öffentlichen Aufwendungen als die 500.000 Arbeiter, die zu 
dieser Zeit arbeitslos waren.31 Dennoch war der Umfang der Korruption in 
Chile geringer und weniger ausgedehnt als in anderen Militärdiktaturen 
oder in Venezuela, wo sie viele Bereiche der Regierung durchdrang. 

Während sich die allgemeine Einkommensverteilung in der Pinochet­
Ära verschlechterte, setzte die Regierung gezielt staatliche Mittel im 
Sozialbereich für die ärmsten Schichten ein. Während die Pro-Kopf­
Ausgaben für die Sozialfürsorge unter Pinochet sanken, war für die 
ärmsten Schichten dagegen eigentlich ein Anstieg zu verzeichnen. Der 
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gezielte Einsatz von Finanzmitteln, gepaart mit dem bereits vorher vorhan­
denen ausgedehnten Netz von Gesundheits- und Ernährungsprogrammen 
für Mutter und Kind und der Einführung von staatlichen Soforthilfe­
programmen im Bereich staatlicher Bauvorhaben, gewährleistete einen 
effektiven Schutz für die ärmsten Schichten in einer Zeit der schweren 
Wirtschaftskrise. Das ist angesichts der schwachen Leistungen der Nach­
barländer Chiles zur selben Zeit eine besonders bemerkenswerte Bilanz.32 

Die Löhne waren niedrig (nur 30 US Dollar pro Monat), die Verwaltungen 
paternalistisch, die Bedingungen oft erniedrigend, und die Maßnahmen 
dienten zumeist auch als ein Instrument politischer Kontrolle. Aber sie 
gewährleisteten Arbeitsplätze und minimale Lebensbedingungen für zahl­
reiche arme Familien. Jedoch erfolgte der Schutz der Armen zu Lasten 
derjenigen, die knapp über der Armutsgrenze lebten - die Mittelschichten 
und der beschäftigte Teil der Arbeiterklasse - deren Zugang zu staatlichen 
Zuschüssen sich zur gleichen Zeit verringerte. Eine demokratische Regie­
rung würde kaum - und wäre politisch dazu auch nicht in der Lage - solche 
Fortschritte zugunsten der Armen auf Kosten der Mittelschichten durch­
setzen, während sie gleichzeitig auch die wohlhabenden Schichten mit 
enormen Subventionen unterstützte. Erstmit dem Übergang zur Demokra­
tie in Chile zollte man der Situation der Mittelklasse und dem in einem 
Lohnarbeitsverhältnis stehenden Teil der Bevölkerung (nicht zuletzt de­
nen, die für die Regierung in den Bereichen Gesundheit und Bildung 
arbeiteten), Aufmerksamkeit, während gleichzeitig der Lebensstandard 
der Armen verbessert wurde. 

Die Diskussion der Reformen in Chile neigt dazu, den Beitrag der 
Aylwin-Regierung im Hinblick auf fairere und demokratischere Refor­
men zu unterschätzenY Pinochet gab den Munizipien Machtbefugnisse, 
die sich aber auf ernannte Beamte beschränkten: die Aylwin-Regierung 
führte 1992 die direkte Wahl von Stadträten ein. Pinochet veränderte das 
Gesundheits- und das Bildungssystem. aber er ignorierte die Interessen 
derjenigen, die die Dienstleistungen erbrachten. Die Aylwin-Regierung 
gestattete es den Gewerkschaften im öffentlichen Sektor, sich zu reorga­
nisieren und konsultierte sie aktiv im Hinblick auf zukünftige Veränderun­
gen. Die Tatsache, daß die größeren Streiks in Chile im öffentlichen Sektor 
stattfanden, zeigt nicht die Schwäche des demokratischen Systems, son­
dern eher das Gegenteil. Starke und legitimierte Regierungen können sich 
dem Widerstand der Arbeiterschaft stellen, ohne daß dies als ein Zeichen 
für die Schwäche des ganzen politischen Systems gewertet wird. Pinochets 
Reformen begünstigten die Besserverdienenden hinsichtlich ihrer 
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Gesundheits-, Bildungs- und Rentenversorgung unverhältnismäßig stark. 
Die Aylwin-Regierung hat versucht, Effizienz mit Gerechtigkeit zu kom­
binieren und dabei "populistische" Versprechungen zu vermeiden. Im 
Gegenteil, Verbesserungen in der Sozialfürsorge wurden durch sorgfälti­
ge Verhandlungen mit dem Privatsektor erzielt, der einer Steuerreform 
zustimmte, die ausreichte, um den Lebensstandard und die Sozialfürsorge 
für große Teile der armen Bevölkerung und der Mittelklasse in Chile zu 
verbessern. Im Ergebnis sank der prozentuale Anteil der als arm klassifi­
zierten Bevölkerung von 44,6 Prozent 1987 auf 32,7 Prozent 1992; und der 
Anteil der extrem Armen fiel von 16,8 Prozent 1987 auf9 Prozent 1992.34 

Zwischen 1989 und 1993 stiegen die öffentlichen Aufwendungen für 
soziale Leistungen (Gesundheit, Bildung, Wohnungsbau und Sozialfür­
sorge) effektiv um 32 Prozent, und der Etat für 1994 verspricht einen 
weiteren Anstieg um effektiv 7 Prozent.35 

Zwei weitere Faktoren helfen zu erklären, warum es in Chile leichter 
als in Venezuela war, die Reform durchzuführen. Das chilenische Parteien­
system, ungeachtet all seiner Macht, kolonisierte den Staat nie in der 
gleichen Weise, wie es das venezolanische Parteiensystem nach 1958 tat. 
In Chile behielt die staatliche Verwaltung einen vergleichsweise höheren 
Grad an Autonomie gegenüber dem politischen Druck der Parteien; in 
Venezuela war diese Autonomie sehr gering. Dieser Grad an Autonomie 
kann die verhältnismäßig große Effizienz und Ehrlichkeit des chilenischen 
Systems erklären, während der Mangel an Autonomie die Ineffizienz und 
Korruption des venezolanischen Systems erklären hilft. In ähnlicher 
Weise besaßen die Gewerkschaften im öffentlichen Sektor Chile, obwohl 
sie hoch entwickelt waren, nie eine so große Veto-Macht wie die 
venezolanischen, weil sie zu keinem Zeitpunkt so vollständig über die 
politischen Parteien in den Staatsapparat eingegliedert waren wie die 
Gewerkschaften in Venezuela. 

Unterschiedliche Erfolge in Chile und Venezuela gab es auch bei der 
Einschätzung des Ernstes der Krise durch die Öffentlichkeit. Laurence 
Whitehead schreibt, daß "nachdemein Land eine gewisse "Krisenschwelle" 
passiert hat, es Politikern durchaus möglich sein kann, einen überraschend 
dramatischen Zuwachs an Glaubwürdigkeit und sogar an Wahlpopularität 
zu gewinnen, selbst wenn sie weit weniger als zuvor versprechen und 
unternehmen... Der Schlüssel zu diesem Mechanismus ist, daß die Krise 
auf drastische Weise die Erwartungen der Bevölkerung daran, was eine 
Regierung zu leisten vermag, senkt. "36 Es ist unwahrscheinlich, daß die 
venezolanische Bevölkerung diese Krisenschwelle überschritten hatte ­
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die Inflation war nach lateinamerikanischen Maßstäben mäßig: aber 
Jahrzehnte der Versprechungen von Politikern hatten die Wählerschaft 
(wenigstens bis 1989) in dem Glauben an die Fähigkeit des Staates 
gelassen, die goldenen Jahre des Erdöl-Booms wiederherzustellen. In 
Chile dagegen waren die Unternehmer jene Schlüsselgruppe, die der 
Pinochet-Regierung nach dem Putsch 1973 Unterstützung sicherte. Sie 
besaßen die Überzeugung, daß die KrisenschweIle tatsächlich überschrit­
ten war, und waren bereit, eine Regierung zu unterstützen, die zumindest 
anfänglich Maßnahmen einleitete, die ihnen abträglich waren. 

Die makroökonomischen Reformen in Chile haben international Inter­
esse und Nachahmung gefunden. Chilenische Experimente bei Privatisie­
rung, Wirtschafts-Deregulierung, Schaffung eines Kapitalmarktes, Wäh­
rungspolitik und auf anderen Gebieten sind auf weitreichendes Interesse 
gestoßen. Die wirtschaftlichen Gesamtbilanzen seit der Rückkehr zur 
Demokratie sind beeindruckend. Eine Inflationsrate von 21,4 Prozent 
1989 wurde auf 12 Prozent 1993 gesenkt: in der gleichen Zeit fiel die 
Arbeitslosenziffer von 12,2 Prozent auf 4,9 Prozent. Das Jahresmittel des 
Wirtschaftswachstums von 1990 bis 1993 betrug 6,3 Prozent; die Exporte 
stiegen im gleichen Zeitraumjährlich um 9,3 Prozent: die Investitionsrate 
in der Wirtschaft als prozentualer Anteil des Bruttoinlandsprodukts betrug 
24 Prozent, weit mehr als der Durchschnitt während der Pinochet-Jahre. 
Inwieweit hat die Sozialreform die Erfolge der makroökonomischen 
Reformen wiederholen können?3? Und inwieweit kann die Sozialreform in 
Chile als Modell für andere Länder angesehen werden?38 

Ungeachtet aller Rhetorik über Dezentralisierung und öffentliche Be­
teiligung bleibt Chile ein hochzentralisierter Staat; ein Merkmal, das 
bereits vor dem Pinochet-Regime existierte. Die Sozialpolitik wird im 
Zentrum entworfen. Das allgemeine Wirtschaftswachstum hat zu einem 
gewissen Grad die Mängel der Ministerien der sozialen Sektoren in Chile 
verdeckt. aber die Besorgnis der Öffentlichkeit wächst. In der ersten 
Meinungsumfrage nach dem Amtsantritt der Frei-Regierung war der 
Zustand des Gesundheitssystems die Frage, um die sich die Bevölkerung 
am meisten sorgte (55,8 Prozent), knapp gefolgt von Kriminalität und 
Raubüberfällen. Die Armut stand mit 41 Prozent an dritter Stelle, gefolgt 
vom Zustand des Bildungswesens mit 38.6 Prozent.39 Es gibt ernsthafte 
Probleme auf lokaler Ebene im Hinblick auf Umsetzung, Koordination, 
Effizienz und Kontinuität in den sozialen Sektoren, und diese sind in der 
Administration der Bildungs- und Gesundheitsversorgung evident. 

Das Bildungssystem wurde unter der Pinochet-Regierung zur 
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:nunizipalen Ebene hin dezentralisiert, und die Aylwin-Regierung hat 
jleses System beibehalten und gleichzeitig die Situation der Lehrer 
.. erbessert. Wie im Gesundheitswesen fanden sich die Munizipien in der 
Situation, mit geringer Vorbereitung oder Ausbildung neue Aufgabenbe­
reiche übernehmen zu müssen. Um zu einem gewissen Grad Wettbewerbs­
fähigkeit in das System einzuführen, wurde die Finanzierung von Schulen 
\'on der Anzahl der dort pro Monat unterrichteten Schüler abhängig 
gemacht. Dieses System wurde mit der Begründung kritisiert, daß es eine 
Tendenz zur künstlichen Vergrößerung der Schülerzahlen nach sich zieht, 
und daß die monatlichen Veränderungen bei der Finanzierung eine lang­
fristige Planung erschweren. Das zentrale finanzielle Problem für die 
~tunizipien ist, daß der pro Schüler gezahlte Betrag so gering ist, daß das 
Geld gerade zur Abdeckung der Lehrergehälter ausreicht. Kommunale 
Schulen müssen mit privaten staatlich geförderten Schulen (escuelas 
particulares subvencionadas) konkurrieren, aber zu ungleichen Bedin­
gungen. Kommunale Schulen müssen Schüler aufnehmen: die privaten 
Schulen können auswählen und nehmen daher die motivierteren, weniger 
problematischen Schüler auf. Private Schulen können auch mit 
..Copayment-Plänen" arbeiten, bei denen die Eltern Gebühren bezahlen, 
um die finanziellen Mittel der Schule zu vergrößern, eine Möglichkeit, die 
kommunale Grundschulen nicht haben. 

Ein weiteres Problem des Bildungssektors ist, daß ein großer Teil der 
Gelder für die Lehrergehälter ausgegeben wird. Die Aylwin-Regierung 
erhöhte die Reallöhne beträchtlich und verabschiedete 1992 das Estatuto 
Docente (Lehrerstatut), das allen Lehrern ein Mindestgehalt von 100.000 
Pesos monatlich (basierend auf einer Fünfunddreißig-Stunden-Woche) 
zusicherte. Das sind immer noch nur etwa 250 US $ pro Monat und damit 
weit weniger als zum Leben ausreicht, obgleich es gegenüber dem vorhe­
rigen Gehalt eine Verbesserung darstellt. Dennoch kostete diese beschei­
dene Verbesserung für den einzelnen Lehrer den Staat insgesamt 18 
Millionen US $ - und damit drei Millionen mehr als das zweijährige 
Programm zur Verbesserung des Bildungsniveaus an den 900 ärmsten 
Schulen Chiles. Das Lehrerstatut verringerte auch die Tendenz zur Dezen­
tralisierung und setzte das Bildungsministerium wieder als Kontrollin­
stanz für die Lehrerschaft ein - eine schwerfällige Bürokratie, die durch 
schleppende Bearbeitungsprozeduren und eine konservative Haltung ge­
kennzeichnet ist. 

Die Lehrer werden schlecht bezahlt; sie sind oft mangelhaft ausgebil­
det und wenig motiviert. Dennoch genießen sie eine beträchtliche Arbeits­
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platzsicherheit, sind nur unter Schwierigkeiten zu entlassen und in mäch­
tigen Gewerkschaften organisiert. Das eolegiG de Profesores ist die größte 
Gewerkschaft in Chile und eine gewichtige Macht in der nationalen 
Gewerkschaftsvereinigung, der CUT. Man wird kaum professionellere 
Leistungen in der Lehre erwarten können, wenn nicht die Löhne erheblich 
steigen. Dennoch würde eine einfache Erhöhung der Gehälter für die jetzt 
angestellten Lehrer das Niveau nicht verbessern. Die Regierung sieht sich 
vor die Notwendigkeit gestellt, Methoden zu entwickeln, die Arbeitskraft 
flexibler machen, Möglichkeiten zur Vergütung von Leistung anstatt von 
Dienstjahren und umfassendere Ausbildungsprogramme zu erarbeiten. 
Aber all das bringt erhebliche Kosten mit sich, und ein drastischer Anstieg 
der Ausgaben ist unvereinbar mit der Aufrechterhaltung einer finanziell 
konservativen, wachstumsorientierten makroökonomischen Politik. 

Das Niveau der Bildungseinrichtungen in Chile wird häufig kritisiert. 
Trotz einer weitreichenden flächenmäßigen Abdeckung wird Besorgnis 
hinsichtlich der Qualität und Relevanz der Bildung geäußert. Es gibt hohe 
Wiederholungsraten ein und derselben Klassenstufe, und von der Regie­
rung ausgegebene landesweite Prüfungen in Spanisch und Mathematik 
erzielen überall unbefriedigende Ergebnisse. Die Sekundarstufe ist auf 
eine anschließende Zulassung an einer Universität ausgerichtet, obwohl 
nur ein kleiner Teil der Sekundarschulabgänger seinen Bildungsweg an 
der Universität fortsetzt. 

Warum bleibt die Bildungsreform hinter anderen Reformen in Chile 
zurück? Die Ursachen sind die gleichen, die auch die Bildungsreform in 
anderen lateinamerikanischen Ländern beeinträchtigen. Es ist natürlich 
richtig, daß das Niveau an den chilenischen Bildungseinrichtungen we­
sentlich höher ist als in vielen anderen Ländern der Region. Aber der 
springende Punkt ist weniger das Ausgangsniveau als die Fähigkeit der 
Regierungen, weitere Reformen durchzusetzen. Bildungsreformen sind 
enorm teuer, während die Erfordernisse der ökonomischen Stabilisierung 
finanzielle Einschränkungen verlangen.4o Es bedingt die Reform eines der 
größten der bürokratischen Apparate der Regierung. Sie ist insofern 
unweigerlich Quelle erheblicher politischer Konflikte, als die Reform auf 
den Widerstand einer gutorganisierten Lehrerschaft trifft. Für ehrgeizige 
Politiker gibt es in diesem Bereich kaum politischen Ruhm zu ernten, da 
sich die positiven Ergebnisse erst langfristig (nicht innerhalb einer Wahl­
periode) zeigen, während die Probleme oft einer unmittelbaren Lösung 
bedürfen. 

Obwohl bereits die Reform des Bildungssystems kompliziert ist, bringt 
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die Reform des Gesundheitswesens noch größere Schwierigkeiten mit 
sich. Die staatliche Gesundheitsversorgung war während der Pinochet­
Regierung in hohem Maß unterfinanziert. Die Ausgaben pro Leistungs­
empfänger sanken zwischen 1974 und 1987 um 13 Prozent. Die Aylwin­
Regierung kehrte diese Tendenz um und erhöhte während ihrer vierjähri­
gen Regierungszeit die Ausgaben beträchtlich. Die gesamten staatlichen 
Aufwendungen für das Gesundheitswesen stiegen zwischen 1989 und 
1993 effektiv um 60 Prozent, obwohl das immer noch erst wenig mehr als 
zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts ausmacht. Ein großer Teil der 
Aufwendungen ist jedoch in den Bau von Krankenhäusern und in Lohner­
höhungen für die extrem unterbezahlten Angestellten im Gesundheitswe­
sen geflossen. Keines von beiden wird in unmittelbaren Verbesserungen 
zugunsten der Öffentlichkeit sichtbar. In der Tat zweifeln viele Beobach­
ter, ob es sinnvoll ist, große Geldbeträge für den Bau von Krankenhäusern 
zu verwenden, an statt die Mittel z.B. für das dezentralisierte 
Grundversorgungs-System zu erhöhen. 

Die Aufsplittung der Verantwortlichkeiten zwischen dem Staatsmini­
sterium, der regionalen Gesundheitsversorgung und dem munizipalisierten 
System der gesundheitlichen Grundversorgung ist undurchsichtig und 
führt zu Konflikten. Außer dem Gesundheitsministerium sind auch das 
Innenministerium (das für den Dezentralisierungsprozeß verantwortlich 
ist) und das Finanzministerium (das die Aufsicht über die Finanzpläne hat) 
involviert. Eine mangelhafte Koordination zwischen den drei Ministerien 
ist oft Ursache von Problemen. 

Mit der Dezentralisierung wurden die Munizipien aufgefordert, neue 
Aufgaben zu übernehmen, auf die sie oft nicht vorbereitet, für die sie 
mangelhaft ausgebildet und zu wenig mit angrenzenden Munizipien 
koordiniert waren, um durch eine sinnvolle Verteilung der Aufgaben 
Mittel einzusparen. Vor allem aber fehlen wie in der Bildung finanzielle 
Ressourcen. Die Regierung hat den Übergang zu einem Pro-Kopf-System 
der Finanzierung vorgeschlagen, aber dieser Vorschlag wird seit über zwei 
Jahren im Kongreß blockiert. Die Regierung praktiziert ein System des 
Mitteltransfers von reichen an arme Munizipien, doch selbst auf diese 
Weise decken die Transfers der Regierung kaum die Personalkosten. Die 
Zahlungen an die kommunalen Zentren der gesundheitlichen Grund­
versorgung (consultorios) erfolgt auf der Basis der Anzahl der erfolgten 
Behandlungen. Das eröffnet Möglichkeiten des Mißbrauchs. angefangen 
bei falschen Angaben über die Anzahl von Behandlungen bis hin zur 
bevorzugten Behandlung leicht kurierbarer Krankheiten. Die jeweiligen 
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Munizipien müssen für das entstehende Defizit aufkommen, und sie 
können dies nur tun, indem sie wiederum andere Fonds anzapfen wie zum 
Beispiel die für Investitionen vorgesehenen Gelder. 

Das Personal im Gesundheitswesen gehört zum bestorganisierten in 
Chile. Der Ärztestreik für höhere Gehälter im Oktober 1992 stürzte den 
damaligen Gesundheitsminister. Die Arzte würden eine Kontrolle aller 
staatlichen Gesundheitseinrichtungen durch die Zentralregierung bevor­
zugen, da die Anstellung durch die Kommunalverwaltungen keine Ar­
beitsplatzsicherheit, beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten und ange­
messenen Löhne gewährleisten kann. Die Organisation der Krankenhaus­
angestellten (FENATS) ist eine mächtige und kämpferische Gewerk­
schaft, die bereits zwei Streiks gegen die Regierung organisiert hat und die 
Forderungen der Krankenhausangestellten vertritt, die trotz Lohnerhö­
hungen in der Zeit der Aylwin-Regierung zu den am schlechtesten bezahl­
ten Angestellten im gesamten öffentlichen Sektor gehören. Die Angestell­
ten in den Munizipien dagegen sind nur schwach organisiert, und ihre 
Löhne und Arbeitsbedingungen bleiben unbefriedigend. 

Sowohl das Gesundheits- als auch das Bildungswesen illustrieren die 
Ineffizienz bei der Gewährleistung der Grundversorgung und die Proble­
me der Reform. Die Wurzel dieser administrativen Unbeweglichkeit ist 
die Struktur des öffentlichen Dienstes in Chile, die durch Unflexibilität, 
eine übermäßige Aufsplitterung und ein starres Festhalten an übermäßig 
detaillierten Arbeitsvorschriften gekennzeichnet ist. Es gibt kaum Mobi­
lität zwischen den einzelnen Instanzen, da das Personal meist in Anbin­
dung an spezielle Posten eingestellt wird und nicht für den öffentlichen 
Dienst generell. Es gibt kein System der Leistungsvergütung, keine 
Möglichkeit, unzureichende Leistungen zu bestrafen, und kein effizientes 
System der Evaluierung des Personals. 

Der chilenische öffentliche Dienst krankt nicht an einer zu großen 
Belegschaft wie viele andere staatliche Verwaltungen in Lateinamerika; 
das Pinochet-Regime reduzierte zwischen 1973 und 1989 die Zahl der 
Angestellten im öffentlichen Sektor um die Hälfte - zum großen Teil durch 
die Entlassung von Angestellten, die unter der Allende-Regierung hinzu­
gekommen waren. Aber das Regime hinterließ übermäßig regulierte 
Mechanismen zur Festlegung und Kontrolle des Personalkostenetats so­
wie strenge Normen für die Einstellung von Arbeitskräften und die 
Festlegung ihrer Löhne. Der gesamte administrative Prozeß wird von der 
Schwerfälligkeit der Conrralorfa General behindert, die zwar die Korrup­
{ion im öffentlichen Sektor verringert, dabei aber bewirkt, daß der öffent­
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liche Sektor extrem legalistisch und übervorsichtig wird, zu stark geneigt 
ist, sich strikt an den Buchstaben des Gesetzes zu klammern. 

Die sozialen Reformen der Pinochet-Periode waren darauf gerichtet, 
eine Versorgung durch den Privatsektor aufzubauen und die staatlichen 
Aufgaben den unteren Ebenen zu übertragen, wobei viele Aspekte der 
staatlichen Verwaltung unberührt blieben. Die schwierige Aufgabe, die 
Staatsministerien zu modernisieren und ein leistungsfähiges Sozial­
versorgungsnetz für den überwiegenden Teil der Bevölkerung aufzubau­
en. wurde der Aylwin-Regierung überlassen. Selbst in einem Fall, der­
wie Chile - im allgemeinen als erfolgreich betrachtet wird, bleiben Fragen 
der Faimeß und der Effizienz ungeklärt und unterstreichen die Schwierig­
keiten der Sozialreform. 

Im Gegensatz zu Chile hates in Venezuela kaum Maßnahmen im Sinne 
einer Sozialreform gegeben. Nach der weithin negativen Reaktion der 
Bevölkerung auf Stabilisierungsmaßnahmen am Beginn der Regierungs­
zeit von Carlos Andres Perez war die Regierung nicht gewillt - und wohl 
auch nicht in der Lage - das politische Kapital aufzubringen, das für eine 
Sozialreform erforderlich ist. Im Fall Venezuelas wäre dies mit einem 
Angriff auf die hochorganisierten und mächtigen Gewerkschaften im 
öffentlichen Sektor verbunden. 

Dennoch demonstrieren die sozialen Indikatoren in Venezuela deutlich 
die Notwendigkeit der Reform des sozialen Versorgungssystems. Die 
Armut wuchs in den achtziger Jahren erheblich an: die ärmsten 10 Prozent 
der Bevölkerung erfuhren ein Absinken ihrer realen Durchschnittsein­
kommen von 17 Prozent. 1982 wurden 10 Prozent der Bevölkerung als 
extrem arm eingestuft (definiert als Menschen, deren Einkommen zu 
Abdeckung ihrer Grundbedürfnisse nicht ausreicht) und 22 Prozent als 
kritisch arm (definiert als Menschen, deren Einkommen den doppelten 
Einkommensbetrag der extrem Armen unterschreitet). Bis 1989 waren 
diese Zahlen auf 22 Prozent bzw. 31 Prozent gestiegen.41 Trotz des 
langfristigen und stetigen Charakters der Verschlechterung grundlegender 
sozialer Leistungen wurde die Reform im öffentlichen Bewußtsein mit 
Strukturanpassung assoziiert und heizte die politische Gegenreaktion an, 
die schließlich 1993 zur Wahl des Antireform-Kandidaten Rafael Caldera 
führte. 42 

Die Probleme in den sozialen Bereichen Venezuelas resultieren in 
höherem Maß aus einer jahrzehntelangen FeWverteilung finanzieller Mit­
tel als aus finanziellen Beschränkungen in Verbindung mit der Strukturan­
passung. Im Bildungssystem wendet Venezuela z.B. pro Kopf eine durch­

77 



Alan Angell/Carol Graham 

schnittliche Summe auf, die zweimal so hoch ist wie die in Costa Rica und 
viennal so hoch wie die in Argentinien, Chile oder Jamaica verwendeten 
Gelder. Dennoch rangieren die Analphabeten-, Wiederholungs- und Ein­
schulungsraten unter den schlechtesten in der Region. Eine Ursache liegt 
darin, daß Venezuela als einziges Land in der Region und vielleicht in der 
Welt mehr als die Hälfte seines jährlichen Bildungsetats auf die höhere 
Bildung verwendet. Und, wie oben bereits festgestellt wurde, fließen über 
90 Prozent des Hauhaltsetats des Ministeriums in Personalkosten. Die 
Situation im Gesundheitssystem ist analog, gekennzeichnet durch man­
gelnde Planung, fehlende Informationen, mangelhafte Koordinierung und 
eine verzerrte Anreiz-Struktur. Vielen Krankenhäusern fehlt es anelemen­
taren Medikamenten und Grundausstattungen, während das System hohe 
Ausgaben für technologisch fortgeschrittene Behandlungsmethoden in 
urbanen Zentren fördert, eine Situation, die der in vielen der früheren 
sozialistischen Wirtschaftssysteme bemerkenswert ähnelt.43 Im Ergebnis 
dessen war in Venezuela, wo mehr als dreimal so viel pro Kopf für das 
Gesundheitswesen ausgegeben wird wie in Chile, Jamaica oder Panama 
(und das damit die zweithöchsten Ausgaben in der Region auf diesem 
Sektor hat), die Kindersterblichkeit 1990 auf einem Stand von 36 Fällen 
pro 1000 geborener Kinder und damit um 200 Prozent höher als in Jamaica, 
80 Prozent höher als in Chile und 30 Prozent höher als in Panama.44 Der 
mangelhafte Zustand der Grundversorgung hat rückläufige Resultate, 
während die Armen von allen Schichten der Gesellschaft am meisten auf 
die staatlichen Sozialleistungen angewiesen sind. 

Die Notwendigkeit einer umfassenden Sozialreform ist offensichtlich. 
Ihre Vernachlässigung hat bereits sowohl politisches als auch humanes 
Kapital gekostet. Dennoch hat die breite, aber diffuse Unterstützung der 
Reform bislang relativ wenig Gewicht gehabt bei einer Regierung, die 
durch den öffentlichen Widerstand gegen die von ihr eingeleiteten Stabi­
lisierungsmaßnahmen enonn geschWächt ist. Trotz erheblicher Fortschrit­
te im Bereich makroökonomischer Reformen unter der Regierung von 
Carlos Andres Perez ist praktisch kein Versuch einer Sozialreform unter­
nommen worden. Einige gezielte Armutsbekämpfungsprogramme wur­
den durchgeführt, und ein Dezentralisierungsprozeß ist seit einigen Jahren 
im Gang. Jedoch vollzogen sich diese beiden Prozesse außerhalb und 
tatsächlich fast ungeachtet der Institutionen des sozialen Sektors. 

Bald nach der Durchsetzung der Wirtschaftsreformen 1989 wurde eine 
Reihe gezielter Programme für die annen Bevölkerungsschichten mit dem 
Ziel gestartet, die Abschaffung allgemeiner Zuschüsse, die Preissteigerun­
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gen und andere Maßnahmen zu kompensieren. die Härten für die arme 
Bevölkerung darstellten. Diese Programme waren ein wichtiger Schritt 
vorwärts gegenüber traditionellen staatlichen Maßnahmen in Venezuela. 
Einerseits leiteten sie gezielt Zuschüsse an bedürftige und sensible Bevöl­
kerungsgruppen, statt sie auf allgemeiner Basis zu verteilen oder die 
Bezuschussung auf der Basis von Patronage oder nach klientelistischen 
Kriterien zu verteilen. Andererseits versuchten sie - wenigstens theore­
tisch -ein integriertes Modell der Armutsbekämpfung durchzusetzen, das 
auf der Förderung von Selbsthilfemaßnahmen, wie etwa der Nutzung 
präventiver Gesundheitsfürsorge durch Empfänger von Ernährungs­
programmen der Regierung beruht, statt auf der Bereitstellung von 
Sozialfürsorgeleistungen von oben nach unten (asistencialismo). Erstma­
lig wurden Programme entsprechend der nationalen Mapa de Pobreza 
(Armutslandkarte) und nicht allgemein umgesetzt, und in kurzer Zeit 
erreichte man damit über drei Millionen Menschen, entweder mit Mutter­
und- Kind-Lebensmittelzuschüssen oder über Schulspeisungsprogramme.45 

Diese Programme waren ein erster wichtiger Schritt bei der Einführung 
solcher Konzepte wie gezielter Mitteleinsatz, kommunale Beteiligung und 
Gesundheitsvorsorge in das Sozialleistungssystem und in Programme für 
die arme Bevölkerung. Aber in der Praxis waren sie gekennzeichnet durch 
eine unzureichende Umsetzung dieser innovativen Ideen und durch eine 
sehr mangelhafte Koordinierung mit den zuständigen Institutionen des 
öffentlichen Sektors, die teilweise auf Ineffizienz oder auf Arbeitskämpfe 
innerhalb der Ministerien zurückzuführen ist. 46 Während zielorientierte 
Programme zur Herstellung eines Netzes sozialer Sicherheit kurzfristig 
ein effizientes Mittel der Armutsbekämpfung sein mögen, sind ihre 
langfristigen Wirkungen geringfügig, wenn sie nicht Teil eines umfassen­
deren Prozesses der Sozialreform werden. 

Eine Dezentralisierung, d.h. die Übergabe von Aufgaben an regionale 
und lokale Instanzen, wurde 1980 eingeführt. COPRE, die Präsiden­
tialkommission für die Reform des Staates, wurde 1985 von der Lusinchi­
Regierung bestellt und mit sowohl technischen als auch Lobby-Aufgaben 
bei der Reform der Regierung betraut. Die Kommission bestand u.a. aus 
Vertretern der verschiedenen politischen Parteien, Geschäftsorganisationen, 
Gewerkschaften und Universitäten. COPRE spielte eine wichtige Rolle 
bei der Einführung der Direktwahl von Gouverneuren und Bürgermeistern 
und im Prozeß der Dezentralisierung.47 Dieser Prozeß ist seit der Einset­
zung der Kommission entscheidend vorangekommen, nicht zuletzt auf­
grund der Durchführung direkter Gouverneurs- und Bürgermeisterwahlen 
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im Jahr 1989.48 Die Initiative zur Dezentralisierung muß von den Bundes­
staaten kommen; bisher haben sechs Bundesstaaten diesen Prozeß in Gang 
gesetzt. Man hofft, daß das neue Regierungsmusterbürokratische Trägheit 
vermeiden kann, von der die Arbeit der Zentralregierung beeinträchtigt ist, 
daß sie die Macht der Gewerkschaften und Berufsvereinigungen be­
schränkt und die kommunale Partizipation befördert. Der Einfluß der 
Dezentralisierung auf den Personaltransfer könnte dramatisch sein. Die 
Regierung beschäftigt I, I Mio. staatliche Funktionäre, von denen 45.000 
für die Staatsministerien arbeiten. Allein im Bildungs- und Gesundheits­
wesen könnten etwa 300.000 Angestellte innerhalb der nächsten Jahre in 
die Bundesstaaten versetzt werden. Schätzungsweise 70 Prozent aller 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst dürften in den nächsten zwei bis 
sechs Jahren in die Bundesstaaten versetzt werden.49 Das könnte eine 
Gelegenheit sein, die Einstellungsmodalitäten zu modernisieren, indem 
man Auswahlverfahren vor der Einstellung einführt, die Autonomie der 
Personalabteilungen erhöht, die Gehälter von der Leistung abhängig 
macht usw. Mit dem Personaltransfer sind jedoch hohe Kosten verbunden, 
nicht zuletzt durch die anfallenden Entschädigungszahlungen (prestaciones 
sociales) an Beschäftigte, die von der Zentralregierung in die Bundesstaa­
ten und Munizipien versetzt werden. 

Es besteht die Gefahr, daß die Dezentralisierung zu einer Übertragung 
ungelöster Probleme der zentralen Ebene auf die lokale Ebene führt, wo es 
geringere humane und materielle Ressourcen für ihre Lösung gibt. Trotz­
dem könnten kommunale Beteiligung und Initiative bei der Armuts­
bekämpfung und der Gewährleistung sozialer Dienste die beste Möglich­
keit darstellen, Jahrzehnte überzentralisierter, auf Patronage basierender 
Leistungsversorgung zu beenden, die zu einer regressiven Verteilung von 
Leistungen und Einkommen sowie zu einer im hohen Grad von staatlichen 
Problemlösungen abhängigen Bevölkerung geführt hat. Eine Schwierig­
keit auf lokaler Ebene ist die Kluft zwischen dem oftmals geringen 
Entwicklungsstand der lokalen Institutionen und der Menge neuer Verant­
wortlichkeiten, die ihnen übertragen worden ist. Es besteht die ernste 
Gefahr einer starken Differenzierung der Ergebnisse zwischen den einzel­
nen Regionen in Abhängigkeit von ihrem jeweiligen Reichtum und dem 
Entwicklungsniveau ihrer Institutionen. 

Unter dem Dezentralisierungsgesetz vom Januar 1990 (LODT) sind 
neugewählte Gouverneure gesetzlich ermächtigt, den Transfer von Perso­
nal, Mitteln, Ausrüstungen und Dienstleistungen für Sozialprogramme, 
Wirtschaftsentwicklungsprogramme, die Entwicklung der Infrastruktur 
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und bundesstaatliche Entwicklung und Forschung aus der Kontrolle der 
Staatsministerien in die der Bundesstaaten anzufordern. Um dies zu 
finanzieren, verfügt das Gesetz eine Erhöhung der Transferleistungen der 
Zentralregierung an die Bundesstaaten von 15 Prozent der durchschnittli­
chen öffentlichen Einnahmen 1989 auf 20 Prozent bis 1995. Jedoch ist 
bislang weder ein kohärenter Plan noch ein Minimaltransfer-Programm 
zur Durchführung eines tatsächlichen Transfers innerhalb der Sektor­
ministerien abgestimmt worden. Statt dessen werden "stückweise" 
convenios zwischen den Staatsministerien und den verschiedenen 
Bundesstaatsregierungen verhandelt.50 Es ist wenig über die institutionelle 
oder finanzielle Kapazität von Bundesstaaten und Munizipien bekannt, 
solche Verantwortlichkeiten zu übernehmen, und ein entsprechendes 
Ausbildungsprogramm für lokale Bedienstete muß erst noch voIlständig 
entwickelt werden. Obwohl Gesetze auf zentraler Ebene verabschiedet 
worden sind, werden sie auf lokaler Ebene nicht immer umgesetzt. Eine 
Munizipalreform verpflichtete 1978 alle Munizipien, Leistungskriterien 
für die Auswahl und Förderung von Personal und für die Sicherung von 
Arbeitsplätzen mit sozialer Sicherheit aufzustellen: in der Praxis haben nur 
wenige Munizipien diese Veränderungen auch vorgenommen.51 

Die Durchführung der Dezentralisierung bringt ernste Probleme mit 
sich, nicht zuletzt das einer notwendigen Reform des Finanzsystems. 
Transferleistungen von der Staatsregierung an die Bundesstaaten und 
Munizipien könnten sich auf 60 Prozent der finanziellen öffentlichen 
Einkünfte belaufen, würden aber höchstens 45 Prozent der zusätzlichen 
Kosten der Munizipien abdecken. Die Staatsregierung wird sowohl größe­
re Flexibilität als auch mehr Einfallsreichtum bei der Handhabung ihres 
reduzierten Anteils an den gesamten finanziellen Ressourcen als bisher an 
den Tag legen müssen, will sie ernste makroökonomische Probleme 
vermeiden. Die Bundesstaaten haben noch nicht die Kraft, Einkommen 
aus der Besteuerung zu erzielen - dieser Punkt wird in dem Ermächti­
gungsgesetz nicht behandelt - und die Munizipien haben als Steuer­
verwalter einen schlechten Ruf, da sie keine angemessenen Systeme der 
Rechnungslegung besitzen. Dies könnte dazu führen, daß die Munizi­
pialregierungen noch stärker von Mitteltransfers der Staatsregierung ab­
hängig sind als bisher. 

Der Dezentralisierungsprozeß ist noch relativ unerprobt, und sein 
Erfolg wird von einem Mindestmaß fähiger Administration in Gebieten 
abhängen, die wenig Erfahrung mit der Verwaltung von Sozialprogram­
men haben. Lokale Machtstrukturen können ebenso korrupt und undemo­
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kratisch sein wie die im staatlichen Verwaltungsapparat. Die Hoffnung 
besteht darin, daß kommunale Beteiligung eine effektive Gegensteuerung 
gegen die Korruption darstellt. Das wird jedoch nur dann geschehen, wenn 
der Dezentralisierungsprozeß von einem allgemeinen Reformprozeß be­
gleitet wird. 

Venezuela ist ein gutes Beispiel für die gegenwärtige Entwicklung in 
Lateinamerika zu außerinstitutionellen Programmen und zur Dezentrali­
sierung, die eher als de facta-Lösungen dienen denn als einander ergänzen­
de Anstrengungen zugunsten eines breiteren und längerfristigen 
Sozialrefonnprozesses. 

Dieser Artikel hat die Hindernisse aufgezeigt, die dem Prozeß der 
Sozialreform im Weg stehen. Selbst in Chile bleibt die Sozialreform trotz 
der Vorteile, die ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum. ein rechtmäßiges 
politisches System und eine vom Volk gewählte Regierung darstellen, 
hinter dem Reformprozeß in anderen Gebieten zurück. Die Reform, die in 
Chile am weitesten fortgeschritten ist, ist die Rentenreforrn. Sie war aus 
einer Reihe von Gründen einfacher zu bewältigen als die Gesundheits- und 
die Bildungsreform: das Rentensystem war wohl in einer tieferen Krise als 
die anderen Bereiche; es gab genügend Anreize für die Beitragszahler. das 
staatliche System aufzugeben; anders als im Gesundheits- und im Bil­
dungswesen gab es keine mächtigen Gewerkschaften. die sich den Verän­
derungen widersetzten; und im Fall der Renten konnte der Staat seine 
Beteiligung auf eine Weise minimieren, wie das im Gesundheits- und 
Bildungswesen nicht möglich ist. Die allgemeine Kritik an den chileni­
schen Reformen richtet sich gegen den Mangel an gerechter Verteilung. 
Die Reformen im Gesundheits- und im Bildungswesen und die Rentenre­
form haben die wohlhabenderen Schichten der Gesellschaft unverhältnis­
mäßig stark begünstigt. 

Die Probleme in Venezuela haben ein wesentlich größeres Ausmaß, 
denn dort hat die Art von Reformen, die man in Chile durchgeführt hat, 
einfach nicht stattgefunden. Das hat zu ernsten negativen politischen 
Konsequenzen geführt. Die allgemeine Rechtmäßigkeit und Stabilität des 
politischen Systems war bedroht, als ein makroökonomisches Reform­
paket durchgesetzt wurde, ohne daß man politischen Details und den 
sozialen Folgen die gebührende Aufmerksamkeit zollte. Es existieren 
politische Kosten und Gefahren, die jede Gesellschaft bedrohen, wenn die 
Gewährleistung angemessener Sozialleistungen versäumt wird. Die Ironie 
in Venezuela besteht - anders als in vielen anderen Ländern - darin, daß 
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Jahrzehnte des Erdölreichtums jegliche finanzielle Beschränkungen für 
die Schaffung angemessener Sozialleistungen beseitigt hatten. 

Die allgemeine Schlußfolgerung, die aus diesen beiden Fällen (und 
ebenso aus anderen) gezogen werden kann, ist die Bedeutsamkeit der 
Sozialreform - oder aber zumindest der negativen Folgen, die aus ihrer 
Vernachlässigung entstehen. Es scheint auch klar zu sein, daß die Sozial­
reform von Beginn an in den umfassenderen Reformprozeß eingebunden 
sein muß, um politisch günstige Bedingungen für den Fortgang der 
Reform zu schaffen. Das ist besonders wichtig unter demokratischen 
Regierungen, die im allgemeinen aus jener Zeit Kapital schlagen müssen, 
in denen sie so viel Popularität und Autorität besitzen, daß sie fast jede Art 
größerer politischer Initiativen durchsetzen können. Als die makroökono­
mischen Reformen in Venezuela erst einmal auf den Widerstand massiver 
Volksdemonstrationen gestoßen waren, mangelte es der Regierung für die 
Durchsetzung substantieller Sozial reformen an politischer Willenskraft, 
und sie machte sich statt dessen zur Gefangenen der Partei, der Gewerk­
schaften und der bürokratischen Apparate im öffentlichen Sektor, die sie 
eigentlich reformieren wollte. Ein analoger Fall ist Polen, wo eine Reihe 
der mit Solidarnosc verbundenen Regierungen erfolgreich schwierige 
Stabilisierungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen über einen Zeitraum 
von zwei Jahren durchführte, was dann aber in eine politische Sackgasse 
geriet, da man den Sozialleistungen zuwenig Aufmerksamkeit geschenkt 
hatte. 

Ein weiterer, der Ablehnung der Refonn durch die Bevölkerung in 
Venezuela und in Polen zugrundeliegender Faktor war das Unvermögen 
aufeinanderfolgender Regierungen, einen wirksamen Dialog mit der Öf­
fentlichkeit aufzubauen, insbesondere im Hinblick auf Fragen der Sozial­
fürsorge. In Venezuela erfuhren die zielgerichteten Programme für die 
Annen relativ wenig öffentliche Aufmerksamkeit. Auf diese Weise er­
weckte die Regierung den Eindruck, den sozialen Kosten ihrer Politik 
gleichgültig gegenüberzustehen, und die Bevölkerung wurde nicht dar­
über informiert, daß es notwendig war, die knappen Mittel gezielt für die 
ärmsten Schichten einzusetzen. In Polen gab es zwar in Regierungskreisen 
zahlreiche Vorschläge für Programme zur sozialen Sicherheit wie auch für 
Sozialreformen, aber sie wurden selten, wenn überhaupt jemals, in der 
Öffentlichkeit zur Diskussion gesteIlt. Im Ergebnis dessen hatte die 
Bevölkerung kaum Kenntnis davon, daß die Regierung auf dem Gebiet der 
Sozialfürsorge etwas unternahm, und es herrschte allgemein eine große 
Besorgnis darüber, in welche Richtung sich das System entwickeln würde. 
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Die öffentliche Besorgnis über Fragen der Sozialfürsorge zu einer Zeit 
extremer ökonomischer Ungewißheit spielte in beiden Fällen direkt in die 
Hände antireformerischer Populisten. Im Gegensatz dazu wurde in Chile 
selbst unter der autoritären Pinochet-Regierung eine aktive Public­
Relations-Kampagne in der zweiten Phase der Wirtschaftsreformen ge­
nutzt, um in der Öffentlichkeit für das Konzept der Rentenreform zu 
werbenY In Bolivien spielte der Ausnahme-Sozialfonds eine wesentliche 
Rolle bei der Eindämmung des Widerstandes der Bevölkerung gegen die 
Wirtschaftsreformen der Regierung. Der Eindruck, daß die Regierung 
etwas unternimmt, um die sozialen Kosten der Strukturanpassung zu 
mildern, kann die Unterstützung der Öffentlichkeit für die Regierung ­
wenn schon nicht für die Strukturanpassung selbst - zu einem kritischen 
Zeitpunkt herstellen und schafft damit die politische Unterstützung oder 
aber jedenfalls den Spielraum, der für eine umfassendere Sozialreform 
notwendig istY 

Die Verbindung zwischen der Sozialreform und der Stabilität und 
Legitimität der Demokratie wird durch die Analyse dieser beiden Fälle 
ebenfalls hergestellt. Die Aylwin-Regierung in Chile war aus einer Reihe 
von Gründen legitim, aber nicht zuletzt deshalb, weil sie sich ernsthaft um 
Fragen der Sozialreform und der Armutsbekämpfung bemühte. In Vene­
zuela stellen der Volksaufruhr, versuchte Militärputsche, eine Wahl (1993), 
an der sich im Gegensatz zur normalerweise hohen Wahlbeteiligung ca. 45 
Prozent der Stimmberechtigten nicht beteiligten, und eine Regierung ohne 
Mehrheit im Kongreß einen starken Kontrast zur früheren politischen 
Stabilität dieses Landes dar. Die weitgehende Unzufriedenheit der Bevöl­
kerung mit der Ineffizienz und Korruption der öffentlichen Dienste ist 
einer der wichtigsten Faktoren bei der Erosion der Legitimität des politi­
schen Systems. 

Es besteht ebenfalls eine enge Beziehung zwischen Sozialreform und 
Armutsbekämpfung. Heute widmet man kurzfristigen Maßnahmen zur 
Herstellung eines sozialen Sicherheitsnetzes und längerfristigen Investi­
tionen in humanes Kapital mehr Aufmerksamkeit als in der Vergangen­
heit. Dennoch sind erfolgreiche und dauerhafte Versuche zur Bewältigung 
dieser Probleme letztendlich von der Reformierung der wichtigsten Orga­
ne des Staates, die für die Gewährleistung der Sozialleistungen zuständig 
sind, genauso abhängig wie von nachhaltigem Wirtschaftswachstum. Eine 
breite Übereinstimmung existiert heute über die Hauptlinien der makro­
ökonomischen Politik, Die nächste Aufgabe, vor der die Strategen überall 
in Lateinamerika stehen, ist, eine ähnliche Übereinstimmung über die 
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Wege zur Sozialreform herzustellen. Da es keine theoretische Diskussion 
über die politische Ökonomie der Sozialreform gibt, besteht ein notwen­
diger erster Schritt darin, Lehren aus den zahlreichen Beispielen des 
Scheiterns und aus den wenigen Fällen des Erfolges zu ziehen. 

Zu einem komparativen Überblick der Maßnahmen zur Armutsbekämpfung im Zuge der 
ökonomischen Reformen in sechs Ländern vgl. C. Graham. Safety Nets. Politics and the 
Poor: Transitions to Market Economies, Washington D. C. 1994. 

2	 Zur kritischen Einschätzung des Washingtoner Konsenses vgl. L. C. Bresser Pereira, 
Economic reforms and economic growth: efficiency and politics in Latin America. in: 
Economic Reform in New Democracies: a Social-Democratic Approach, hrsg. von L. C. 
Bresser PereiralJ. M. Maravall/A. Przeworski, Cambridge 1993. Bresser Pereira kritisien 
den Konsens. weil dieser die Folgen der Schuldenkrise und das Problem des öffentlichen 
Sparens ignorien und eine inadäquate historische Sicht auf das Problem des Populismus und 
der Staatsintervention aufweist. 

3	 From The World Bank, Latin America and the Caribbean: a decade after the debt crisis, 
Washington D.C. 1993, S. 118. Die erste Angabe wurde übernommen von: J. Sheahan, 
Patterns of Development in Latin America, Princeton 1987. 

4	 Ebenda. S. 122f. Zur Beschreibung des Schicksals der Armen in Peru unter Garcfa vgl. zum 
Beispiel: C. Graham. Safety Nets, Kapitel 4 sowie P. Glewwe/G. Hall. Unonhodox 
Adjustment and Poverty in Peru, Finance and Development, Bd. 29, Dezember 1992. Zur 
Situation der Armen in Lateinamerika im allgemeinen vgl. E. Cardoso und A. Hewledge, 
Below the Une: Poverty in Latin America, in: World Development. 20 (1992) I, S. 19-37. 

5	 Zwei jüngste Beispiele dafür. daß eine solche Reform aufgrund des Fehlens dieser Bedin­
gungen gescheitert ist, sind Venezuela, wo der "Populist" Rafael Caldera im Dezember 
1993 mit einer Gegenreform-Plattform gewählt wurde, und Polen, wo eine Gegenreform­
Koalition von ehemaligen Kommunisten und Bauern der amtierenden reformerischen 
Suchocka-Regierung im September 1993 eine Niederlage zugefügt hatte. Zu Details über 
Venezuela vgl. A. Angell/C. Graham, Adjustment in Venezuela: The Political Costs of 
Neglecting Social Sector Reform, Manuskript 1994; zu Polen: Safety Nets and Market 
Transitions: What Poland Can Leam from Latin America, The Brookings Review, 12 
(1994) I. 

6	 Zu einer detailienen Analyse dieser Bedingungen wie auch zu einer Reihe von überregio­
nalen Fallstudien vgl. S. HaggardIS. B. Webb, Voting for Reform: The Politics of Adjustment 
in New Democracies. New York 1994. 

7	 Wir untersuchen ausführlich den venezolanischen Fall in: Adjustment in Venezuela (Anm 
5). Maravall unterstreicht die Notwendigkeit, Reformen einzuführen, wenn eine Regierung 
nach einem Wahlsieg eine anfängliche Legitimität besitzt. "The Spanish reform of the 
industrial sector. social security, and education would have been much more difficult, even 
for a majority government, had measures not been taken in the first two years of the 
mandate". Economic Reform in New Democracies (Anm. 2), S. 116. 

8	 Ausführlicher zum Bolivianischen Programm und zur Rolle des Sozialen Ausnahmefonds 
vgl. C. Graham, The Politics ofProtecting the Poor During Adjustment: Bolivia's Emergency 
Social Fund', in: World Development. 20 (1992) 9. 

9	 Zu Details vgl. Safety NeLs (Anm. I), Kapitel 4 und 6. 
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10	 Przeworski schreibt zu Recht: "Market-oriented reforms are inevitably a protracled process 
- the period from stabilisation. trade liberalisation. and privatisation to resumption of 
growth is long. Political suppon for market-oriented reforms erodes to the point 01 
threatening their continuation unless these reforms are accompanied by a social policy. The 
policy style typical of market-oriented reforms tends to debilitate nascent democratic 
institutions. " Economic Reform in New Democracies (Anm. 2). S. 132. 

11	 Eine solche Machtkonzentration und das Fehlen von "checks and ba/al/ces" gegenüber der 
Exekutive können den Mißbrauch der Macht des Präsidenten befördern. Zwei dieser 
Präsidenten. Collor und pcrez. wurden der Korruption angeklagt. und Menem steht eine 
wachsende Opposition gegenüber. die sich auf Korruptionsbeschuldigungen stützt. 

12 Das Argument von Bresser Pereira u.a. ist in diesem Punkt überzeugend: "If democracy is 
not to be undermined as a consequence of economic reform. the representative organisations 
and institutions must panicipate actively in the formulation and implementation of the 
reform programme. even if this panicipation weakens the logic of the economic program or 
increases its costs. And it is precisely the strength of democratic institutions. notexhonations 
by technocrats. that reduces the political space for thc pursuit of immediate panicularistic 
interests: that is for populism. Populism is an endogenous product of technocratic policy 
styles.'· Economic Reform (Anm. 2) S. 10. 

13 Dies ist dem Argument von Laurence Whitehead ähnlich: "Durable legitimacy will have to 
be founded on concretely negotiated social agreements. constructed with extensive 
panicipation by a variety of self-conscious and representative collective actors. Undoubted Iy 
traditional liberal freedoms will have to figure prominently in such ... social contracts. but 
they will surely have to coexist with other more interventionist. redistributivist and 
collectivistcommitments." L. Whitehead: On "Reforms ofthe State" and "Regulation ofthe 
Market". in: World Development. 21 (1993) 8. S. 1383. 

14 Ähnliche Überlegungen stell Przeworski in seiner Analyse über Polen an: "Radical reform 
was a project initiated from above and launched by surprise. independently of public opinion 
and without the panicipation of organised political forces ... it was rammed through the 
legislature without modifications that would have reflected divergences of interests and 
opinions. The parliament's repeated response to any doubts about the reform process has 
been to propose decree powers for the government... As a result citizens were taught that 
they could vote but not choose. the legislature was trained to think that it had no role to play 
in the elaboration of policy. and the nascent political parties and trade unions were taught 
that their voices did not count. .. , The policy style with which reforms were introduced and 
continued had the effect of weakening democratic institutions." Economic Reform (Anm. 
2). S. 180. 

15	 Noch immer wird die Debatte über die Angemessenheit von universellen gegenüber 
aufgabenorientienen Sozialfürsorge-Ausgaben geführt. Zu einer ausgezeichneten kriti­
schen Sicht auf die Augabenorientierung vgl. G. A. Cornia/F. Stewan. Two Errors of 
Targeting, Paper. vorgestellt auf der: World Bank Conference on Public Expenditures and 
the Poor: Incidence and Targeting. Washington D.C.. 17.-19. Juni 1992. 

16	 Joan Nelson diskuticn dieses Problem im einzelnen in: J. Nelson. Poverty, Equity. and the 
Politics of Adjustment. in: The Politics of Economic Adjustment. hrsg. von S. Haggard/R. 
Kaufman. Princeton 1992. Die oben beschriebenen Fälle Polen und Venezuela sind jüngste 
Beispiele solcher Szenarien. 

17	 P. Peterson. How to eliminate the deficit. in: The New York Review of Books. XLI (1994) 
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18 Die Zahlen sind von: R. Infante (Hrsg.), Deuda Social: Desafio de la Equidad, Santiago 

1993, S. 145. 

19 N. BirdsalllE. James.Efliciency and Equity in Social Spending: How and WhyGovernments 
Misbehave. The World Bank, Working Papers WPS 274. May 1990. S. 13. In diesem Paper 
wird stark dafür eingetreten. Fairneß und Effizienz bei der Sicherstellung von sozialer 
Wohlfahn nicht als Alternativen. sondern als Komplemente anzusehen. 

20 Ebenda. S. 127. zitiert einen Bericht von W. McGreevey, Social Security in Latin America. 
World Bank Discussion Paper 110. 1990. 

21 Eine ausgezeichnete Beschreibung der politischen und sozialen Folgen von Hyper-Inflation 
bietet: S. B. Webb, Inflation and Stabilization in Weimar Germany, New York 1989; zu 
einer Darstellung der zweifelhaften "demokratischen" Tak1ik des Fujimori-Regimes vgi. C. 
Graham, Economic Austerity and the Peruvian Crisis: The Social Costs 01' Autocracy, in: 
SAIS Review, 13 (1993) I. 

22 Drei Beispiele des Widerstandes gegen eine radikale Bildungsreform werden von A. Knight 
beschrieben: VgL A. Knight, Mexico 1930-1946, in: The Cambridge History 01' Latin 
America, hrsg. von L. Bethell. Cambridge 1990; A. AngelI, Classroom Maoists: the Polities 
01' Peruvian Schoolteachers under Military Government, in: The Bulletin 01' Latin American 
Research, I (1982) 2; J. FarrelI, The National Unified School in AlIende'sChile, Vancouver 
1986. 

23 Relativ wenig ist beispielweise zu diesem Thema in der umfassenden Darstellung der 
Linken nach dem Zusammmenbruch des Kommunismus bei J. Castaiieda zu finden. Vgl. J. 
Castafieda, Utopia Unarmed: the Latin American Left after the Cold War. New York 1993. 

24 Maravall führt einen Teil des Erfolges bei der demokratischen Konsolidierung in Spanien 
auf die steigenden Sozialausgaben zurück. Er schätzt, daß die realen öffentlichen Ausgaben 
auf dem Arbeitsmarkt von 1982 bis 1989 um43 Prozent gestiegen sind und 9,1 Prozent der 
Gesamtausgaben der zentralen und regionalen Verwaltungen und 19883,2 Prozent des BIP 
erreicht hatten. Diese policies beinhalteten Maßnahmen zur Einkommenssicherung, Ar­
beitsbeschaffung und Berufsausbildung. Vgl. Economic Reform (Anm. 2), S. 96. Es ist 
zweifelhaft, ob viele Arbeitsministerien in Lateinamerika in der Lage sein werden, ein 
solches Programm durchzuführen. Selbst das chilenische Arbeitsministerium, das dies 
könnte, ist so dem marktorientierten Entwicklungsmodell unterworfen, daß seine Bemü­
hungen in diesem Bereich bescheiden waren. Und es ist sogar noch zweifelhafter, daß sich 
irgendein anderes Land in Lateinamerika Ausgaben in solchen Größenordnungen leisten 
kann. Die Sozialministerien in Spanien waren weitaus weniger entwickelt als die in 
Lateinamerika, was der Regierung in Spanien bei der Ausarbeitung adäquater Sozialpolitiken 
eine größere Freiheit und Flexibilität gestattete. 

25 Wie P. Diamond und S. Valdes Prieto schreiben, war dies ein Merkmal der chilenischen 
Reformen: ..Chile chose to retire the pension debt associated with the preexisting pension 
system, which requires a large primary fiscal surplus for forty or more years. The surplus 
has been used to finance the pensions of the old system and the promises associated with the 
transition.... Such a fiscal effon can be avoided. but then there is no increase in national 
saving: there can even be a fall in national saving if high intcrest rates imply a Iarger pension 
after privatisation and the government simply increases its debt to accommodate." Sodal 
Security Reforms. in: B. P. Boswonh u.a.. The Chilean Economy: Policy Lessons and 
Challenges, Washington D.C. 1994. S. 257. 

26 Die Tatsache, daß es der neugewählte Präsident Frei mit einer Gesundheitsreform in Chile 
ernst meint, wurde mit der stark kommentierten Entscheidung signalisiert, erstmals in vielen 
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Jahren als Gesundheitsminister keinen Arzt. sondern einen Ökonomen zu berufen. Daß zwei 
führende Politiker das Bildungsministerium ablehnten. das dann in die Hände eines 
Pädagogen von geringem politischen Gewicht überging. zeigt die geringe Bedeutung dieser 
Ministerien in den Augen von ambitionierten Politikern. 

27	 M. Olson beschreibt die dem kollektiven Handeln zugrundeliegenden Ursachen und deren 
Folgen für ökonomisches Wachstum. Vgl. M. Olson. The Logic of Collective Action. 
Boston 1965; ders .. The Rise and Decline of Nations. New Haven 1982. 

28	 Zur Beschreibung des Sozialfond·approaches vgl.: C. Graham, Mexico's Solidarity Pro­
gram in Comparative Context: Demand·Based Poverty Alleviation Programs in Latin 
America. Africa. and Eastern Europe. in: Transforming State·Society Relations in Mexico: 
The National Solidarity Strategy, hrsg. von C.Wayne u.a., San Diego 1994. 

29 Tatsächlich wird die chilenische Rentenreform in einer Weise gelobt, daß ein Artikel in The 
Fillallcia! Times die Lehren untersucht. die Entwicklungsländer aus der chilenischen 
Erfahrung ziehen können. Vgl. The Financial Times vom 11. April 1994 S. VII. 

30 S. Haggard und S. Webb führen zwei falsche theoretische Annahmen zur Effizienz 
autoritärer Regierungen an; erstens die falsche Annahme, autoritäre Regierungen verfügten 
über aufgeklärte Führungskräfte, und zweitens diese Regierungen seien gegenüber den 
Interessen von Pressure·Gruppen immun. Vgl. What do we know about the political 
economy ofeconomic policy reform. in: The World Bank Observer, 8 (1993) 2. S. 146. Die 
Pinochet·Diktatur war eher darin ungewöhnlich, wenn schon nicht aufgeklärt, doch zumin­
dest bemerkenswert konsequent in ihrem Streben nach einer makroökonomischen Reform 
und ihrer Unterstützung durch die Unternehmergruppen gewesen zu sein. 

31 ährend eine halbe Millionen Arbeiter durch die Beschäftigungsprogramme der Regierung 
staatliche Zuschüsse von insgesamt 1,5 Prozent des BIP erhieltcn, kostete die Regierung die 
an die Banker zu stellende Kaution 3 Prozent des BIP. Zu Details vgl. P. Meiler, Adjustment 
and Social Costs in Chile During the 1980s, in: World Development, 19 (1991) 11, S. 1545­
61. 

32 Vgl. im einzelnen: C. Graham, Safety Nets (Anm. I). 
33 Eine bemerkenswerte Rolle bei der Bekämpfung der Armut in Chile haben auch Nicht· 

regierungsorganisationen und die Kirche gespielt, die beträchtliche Geldsummen von 
internationalen Sympathisanten bekam. Ein solches zusätzliches Polster gegen die sozialen 
Stabilisierungskosten wie in Chile gab es in Venezuela nicht, wo die lange Tradition eines 
Wohlfahrtstaates lokale Gemeinschaften viel weniger notwendig gemacht hatte. 

34	 Zahlen von der Chilenischen Zentralbank und von Midcplan CASEN Surveys für 1987, 
1990 und 1992. 

35 Vgl. EI Mercurio, Santiago 17.März 1994. 
36 L. Whitehead, On "Reform of the State" and "Regulation of the Market", in: World 

Development, 21 (1993) 8, S. 1382. 
37	 Es kann sein, daß die Privatisierung des Rentensystems zum ökonomischen Wachstum 

beigetragen hat, doch ist weniger klar, ob dies auch kurzfristig im Gesundheits· und 
Bildungswesen der Fall gewesen ist. welcher Art auch immer die Langzeiteffekte dieser 
zusätzlichen Ausgaben für Gesundheit und Bildung und das Wachstum des Humankapitals 
gewesen sein mögen. 

38	 Die folgende Diskussion basiert stark aufpersönlichen Interviews einer der beiden Autoren. 
die Ende 1993 in Chile geführt worden sind. Zu einer grundsätzlichen Betrachtung der 
chilenischen Reformen vgl. P. Vergara. Ruptura y Continuidad en la Politica Social dei 
Gobierno Democratico. Estudios Sociales 44 (]993): D. Raczynski, Politicas Sociales en 
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Chile: Orfgen, Transformaciones y Perspectivas, Santiago 1993. 
-'9	 Vgl. Adimark Survey, in: EI Mercurio 26. März 1994. 
.w	 Es hat bemerkenswene Finanzierungen zur Verbesserung der Bi Idung in den Grundschulen 

der armen Regionen gegeben. doch der größte Teil des Geldes war ein Darlehen der 
Weltbank. 

-tl	 Über die Armut in Venezuela vgl. auch: Venezuela Poverty Study: From Generalized 
Subsidies LO Targeted Programs. hrsg. von World Bank, Latin America and Caribbean 
Division. Washington D.C. Juni 1991. 

-t2	 Vgl. die gute Darstellung der Reformpolitiken in Venezuela bei: M. Nafm, Paper Tigers and 

Minotaurs: The Politics of Venezuela's Economic Reforms, Washington D.C. 1993. 
-t3	 Zu den Details vgl. den polnischen Fall. Vgl. Safety Nets (Anm. I), Kapitel 7. 
.t.t	 Venezuela Poverty Study (Anm. 41). 

-t5	 So forden das PAMI (Ernährungsprogramm für Mutter und Kind) Besuche von Personal des 
Gesundheitswesens im Vorfeld der Übergabe von Nahrungsmitteln. Es sollte bis 1995 mehr 
als zwei Millionen Mütter und Kinder erreichen. Nur 3 Prozent der Ausgaben galten der 
Verwaltung. (Boliviens außerordentlich erfolgreicher sozialer Ausnahmefond gab annä­
hernd 5 Prozent seines Budgets für die Verwaltung aus.) Das HCD-Programm (Kindena­
gesstätten), das 1993 im kleinen Maßstab begonnen worden war und auf einer lokalen 
Selbstbeteiligung beim Aufbau und Betreiben der Kindenagesstätten beruhte, ist 1989 
durch die Regierung wesentlich erweitert worden. Ein weitreichendes Schulspeisungs­
programm für Kinder im Grund- und Vorschulalter war ebenfalls eingeführt worden (Beca 
Alimentaria). Vgl. Anm. 41 und Interviews der Autoren mit Verantwortlichen des Pro­
gramms in Caracas im August 1993. 

46	 So verzichtete das PAMI-Programm oft auf die Besuche von Personal des Gesundheitswe­
sens bei den Begünstigten, weil dieses Personal aufgrund der ministeriellen Ebcne der 
Arbeitsstreitigkeiten nicht immer operativeinsetzbar war. 

47 Ausführlicher vgl.: R. de la Cruz, La Reforma deI Estado: Democracia y Gobernabilidad, 
America Latina Hoy (1992) 5, S. 21-30. 

-t8	 S. Ellner schreibt zu Venezuela: "Although decentralization has encountered major stumbling 
blocks and made very uneven geographical and sectoral progress, the very fact of its 
initiation has served to trans form the Venezuelan political scene. Citizens are encouraged 

LO speak up and raise demands by the prospect that those who have both the resources and 

power to resolve pressing problems are eloser at hand than they used tO be. Funhermore, 
since elected officials, both local and regional, are now invested with greater authoriLy, they 
are no longer so aptLO be governed by the dictates of the small elique that dominates the 
nationalleadership of their respective panies... S. Ellner, The Deepening of Democracy in 

a Crisis Setting: Political Reform and the Electoral Process in Venezuela, in: Journal of 
Inter-American Studies and World Affairs, 35 0993/4) 4, S. 20. 

-t9 Die Zahlen wurden entnommen bei: R. de la Cruz, La Reforma del Estado: democracia y 
gobernabilidad, America Latina Hoy (Anm. 47), S. 28. Zur allgemeinen Analyse des 

Dezentralisierungsprozesses vgl. R. de la Cruz (Hrsg.), Decentralizaci6n, Gobernabilidad, 
Democracia, Caracas 1992. 

50 Ausführlicher bei: A. Nickson, The Potential ConLribution of Local Government to the 
Delivery of Social Services in Venezuela. Paper (unveröff.), School of Public Policy, 
University of Birmingham, July 1992. 

5 IEbenda, S. 3. 
52	 ·Nach der ersten Privatisierungswelle und ihrem Scheitern zu Beginn der achtziger Jahre, 
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als Büehi dies in seine Hand nahm. hat die Regierung aktiver und regulierend in den 
Privatisierungsprozeß eingegriffen. Insonderheit die Reform des Rentensystems implizier­
te eine aktive Regierungskampagne. um die Reformen der Öffentlichkeit nahezubringen 
und die Werktätigen zu ennutigen. sieh an den privaten Programmen zu beteiligen. Zu den 
Einzelheiten vgl. R. J. Luders. Massive Divestiture and Privatization: Lessons from Chile. 
in: Contemporary Poliey Issues. IX. Oetober. 1991. 

53	 Diese Frage wird bei C. Graham detailliert am Beispiel mehrer Fälle analysiert. Vgl. C. 
Graham. Safety Nets IAnm. I) Die Autorin ist J. Nelson dafür dankbar. daß sie diese Frage 

in der Anfangsphase der Erarbcitung ihrer Studie aufgeworfen hat. 

Peter Gärtner 
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Peter Gärtner 

Zentralamerika als Gegenstand vergleichender 
Transitionsforschung - Ansätze, Probleme, 
Hypothesen 

Zentralamerika I bietet als "defined sub-region"2 die scheinbar günstigsten 
Voraussetzungen für die Anwendung vergleichender Analysen und Me­
thoden. Die gemeinsamen historischen Wurzeln sowie die engen politi­
schen, ökonomischen und kulturellen Bande zwischen den fünf Ländern 
legen ein hohes Maß an Gemeinsamkeiten nahe. Zugleich kann jedes Land 
für sich in Anspruch nehmen, gegenüber den anderen die berühmte 
Ausnahme von der Regel zu sein: Costa Rica wird aufgrund seiner 
politischen wie ökonomischen und kulturellen Eigenentwicklung schon 
fast automatisch als der ewige Sonderfall innerhalb der Subregion gehan­
delt; Honduras weist eine ähnlich hohe Stabilität wie Costa Rica auf, ohne 
daß es demokratische Verhältnisse wie sein südlichster Nachbar vorzu­
weisen hätte; Guatemala kommt schon aufgrund seines regionalen Ge­
wichts und seiner indianischen Bevölkerungsmehrheit eine Sonderrolle 
zu, ein Anspruch, den aufgrund anderer Eigenheiten auch EI Salvador und 
Nicaragua jeweils für sich einklagen können.) Angesichts der für einen 
Vergleich geradezu optimalen Kombination von Gemeinsamkeiten und 
Vielfalt auf so engem Raum kann die Feststellung, daß der Mittelamerika­
Vergleichsboom der achtziger Jahre "Züge komparativer 'Inzucht'" trage 
(vgl. hierzu den Beitrag von H. Zinecker in diesem Heft), zunächst nur 
erstaunen. Auf jeden Fall fordert dieses harsche Urteil zu einer 
eingehenderen Zustandsanalyse der Zentralamerika-Komparatistik her­
aus. 

Unbestritten ist, daß im Ergebnis der Sandinistischen Revolution 1979 
und des nachfolgenden Aufschwungs sozialrevolutionärer Massen­
bewegungen in EI Salvador und Guatemala eine wahre Flut von Literatur 
zum Thema "Revolution-Bürgerkrieg-Mittelamerikakonflikt" aufkam. 
Sieht man sich die Arbeiten mit komparativen Anspruch näher an, so 
handelt es sich fast ausschließlich um solche, die den Vergleich entweder 
additiv oder summarisch praktizieren. Im ersten Fall geht er über eine 
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Aneinanderreihung von Fallstudien - bestenfalls noch mit einem einlei­
tenden oder resümierenden Abschnitt versehen - kaum hinaus; im zweiten 
Fall steht weniger der Ländervergleich als vielmehr die Subregion als 
Ganzes im Mittelpunkt der Untersuchung, wobei bei der Behandlung 
verschiedener Teilaspekte in der Regel auf einzelne Länder verwiesen 
wird. Dies hat dann seine unbestrittene Berechtigung, wenn solche The­
men wie Einwirkung äußerer Faktoren oder zentralamerikanischer 
Integrationsprozeß ein ganzheitliches (regionales) Herangehen erfordern. 

Auch wenn der revolutionszentrierte Boom inzwischen der Vergan­
genheit angehört, so hat sich doch an der Gesamtsituation wenig verändert: 
theoriegeleitete und langfristig angelegte Vergleiche sind nach wie vor rar 
gesät. Dies hängt wohl auch damit zusammen, daß die regionale Zugehö­
rigkeit und die daraus resultierenden Gemeinsamkeiten eine Begründung 
und Formulierung der Ziele des Vergleichs für die zentralamerikanischen 
Länder scheinbar überflüssig machen. Interessanterweise gilt hierbei für 
Zentralamerika die Umkehrung der sonst für Lateinamerika als gültig 
angesehenen Regel, daß primär nordamerikanischen Politikwissen­
schaftlern das Verdienst der theoretischen Fundierung der Forschung 
anzurechnen sei. Mit Edelberto Torres-Rivas ist ein Zentralamerikaner 
führend auf dem Gebiet des theoriegeleiteten und historisch begründeten 
Zentralamerika-Vergleichs.4 Ihm gebührt in erster Linie das Verdienst, 
entscheidende methodologische und theoretische Grundlagen für diese 
Art des Vergleichs gelegt zu haben5 Neben den von Torres-Rivas vorge­
legten Arbeiten kann noch "Power in the Isthmus" von J. Dunkerley 
(LondonlNew York 1988) als einer der wenigen gelungenen Versuche 
gelten, die zentralamerikanischen Länder anhand eines einheitlichen theo­
retischen Rasters über einen längeren historischen Zeitraum miteinander 
zu vergleichen. Aber auch Dunkerley stellt lediglich im ersten Drittel 
seines Buches den Zeitraum bis Ende der fünfziger Jahre (für die politische 
Entwicklung) bzw. bis Ende der siebziger Jahre (für die sozioökonomische 
Entwicklung) durchgängig vergleichend dar, während der Rest von den 
fünf Länderstudien ausgefüllt wird. Dies kann als Indiz dafür gelten, daß 
ein theoretisch anspruchsvoller Vergleich für Zentralamerika gerade we­
gen seiner hohen komparativen Dichte einerseits und der Vielfalt der 
länderspezifischen Entwicklungen andererseits ein schwieriges Unterfan­
gen bleibt.6 Das komparatistische Versprechen, das Zentralamerika bereit­
willig zu geben scheint, ist bisher weitgehend uneingelöst geblieben. 
Hinter der Flut der Zentralamerika-Literatur der achtziger Jahre verbergen 
sich enonne Defizite der Komparatistik. Für diese Situation ist neben den 
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angeführten Gründen besonders der unausgewogene Stand der Länder­
studien, die einem Vergleich zugrunde gelegt werden müssen, verantwort­
lich. Während Guatemala in den letzten drei Jahrzehnten kontinuierlich 
und in notwendiger Breite erforscht worden ist und Costa Rica diesem 
Stand wenigstens nahe kommt, haben Nicaragua und EI Salvador erst im 
Zuge der Revolutionseuphorie Anfang der achtziger Jahre konjunkturell 
bedingte Aufmerksamkeit gefunden, ohne daß aber der Abstand zu den 
Spitzenreitern überwunden werden konnte. Honduras rangiert in der Skala 
des (politik- )wissenschaftlichen Interesses wie eh und je am untersten 
Ende. Für einen komplexen Vergleich sind die fünf Länder aufgrund des 
unterschiedlichen Standes der "case-studies" untereinander zu wenig 
paßfahig. Jeder Vergleich hat zunächst die Aufarbeitung der entsprechen­
den länderspezifischen Desiderate zur Voraussetzung. Daß die vergleichs­
weise beachtlichen Ergebnisse der komparativen Revolutions- und Kon­
fliktforschung für die Transitionsforschung kaum Beachtung fanden, 
verweist auf den fatalen Umstand, daß die verschiedenen thematischen 
und theoretischen Diskurse oftmals nur nebeneinander herlaufen und 
unvermittelt abgebrochen werden. In dieser Hinsicht hat der Begriff der 
"komparativen Inzucht" durchaus seine Berechtigung. "Nicht zuletzt 
durch die Konzentration auf den Zentralamerika-Konflikt in den achtziger 
Jahren ist das Thema der Demokratisierung in der Forschungsliteratur 
zwar für einzelne Länder häufig behandelt, gerade aus vergleichender 
Perspektive aber bislang nur noch wenig fruchtbar gemacht worden. "7 

Auch wenn es hoffnungsvolle Anfänge gibt, diesen Zustand zu überwin­
den, bleiben die vergleichenden Arbeiten jüngeren Datums vorerst auf 
Teilaspekte der Transitionsforschung wie Wahlen8

, Parteien und Parteien­
systeme9 begrenzt. Diese vor allem auf institutionelle und Verfahrens­
aspekte begrenzte Sicht greift aber gerade in Zentralamerika zu kurz. Die 
dortigen Transitionsprozesse erweisen sich als besonders langwierig und 
zäh. Transitions- und Konsolidierungsphase der Demokratisierung sind 
aufs engste miteinander verzahnt. Ohne daß die Transition schon abge­
schlossen wäre, treten bereits Probleme der Konsolidierung aufdie Tages­
ordnung. All dies verlängert die Transition in den meisten zentral­
amerikanischen Ländern und verleiht ihr einen ausgesprochen komplexen 
Charakter. 1O Nicht zuletzt handelt es sich in Zentralamerika - von Costa 
Rica einmal abgesehen - nicht um die Wiederherstellung schon vorher 
existierender demokratischer Verhältnisse wie in den meisten südameri­
kanischen Ländern (Re-Demokratisierung), sondern um deren erstmalige 
Durchsetzung in einer Gesellschaft, deren politische Strukturen und Kul­
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tur über Jahrzehnte hinweg durch besonders repressive Formen des 
Autoritarismus geprägt waren. ll 

Die Transitionsprozesse der zentralamerikanischen Länder weisen 
Besonderheiten auf, die sie nicht nur in Hinblick auf den bisher einmaligen 
Übergang von der erfolgreichen Revolution zurrepräsentativen Demokra­
tie (Nicaragua) in den Rang eines "historischen Novums"!2 heben. Diese 
Charakterisierung gilt zumindest ebenso für EI Salvador, wo sich der 
Übergang zur Demokratie inmitten des blutigsten Bürgerkrieges (1980­
92) in Lateinamerika seit der mexikanischen Revolution l3 vollzogen hat 
und wo Demokratie ebenso zum Selbstverständnis der "verhandelten 
Revolution"14 gehört wie die im Friedensabkommen von Chapultepec 
verankerten Reformen.J5 Wenn sich Transition in Zentralamerika in der 
bisher umfassendsten gesellschaftlichen Krise der Subregion und bei 
Fortexistenz tiefgreifender sozialer Konflikte durchzusetzen hat,16 dann 
stellt sich die Frage, ob und wie Demokratie dauerhaft sein kann und 
welchen Beitrag sie zur Überwindung der zentralamerikanischen Krise zu 
leisten vermag. Demokratisierung steht hier deshalb vor größeren Aufga­
ben und weist Dimensionen auf, die über einen einfachen Regimewechsel 
hinausweisen. Auch die Tatsache, daß die Transitionsprozesse ihre Anfän­
ge in einer revolutionären Situation (Guatemala, EI Salvador) bzw. einer 
siegreichen Revolution (Nicaragua) hatten,!7 unterscheidet die Transition 
in diesen Ländern qualitativ vom Muster des evolutionären Regime­
wandels in Südamerika. 

Um so mehr muß es erstaunen, daß Zentralamerika in der Transitions­
literatur einen eher marginalen Stellenwert besitzt. Zwischen Mexiko und 
Südamerika prägen weiße Flecken die Landkarte der Transition. In den als 
Standardwerke geltenden Arbeiten kommt Zentralamerika in der langen 
Reihe der case studies zur Demokratisierung kaum vor: bei Diamond/ 
LinzlLipset nur einmal (Costa Rica),18 bei Baloyral9 und O'DonnellI 
SchmitterIWhitehead20 gar nicht, bei Malloy/Seligson21 immerhin zwei­
mal. Selbst auf dem erst im September 1992 abgehaltenen internationalen 
Kolloquium zum Thema "Democracia y Democratizaci6n en Centro­
america"22 gibt es nur drei vergleichende Beiträge zur Transition in 
Zentralamerika - ein Anteil, der auch von BoothJSeiigson23 und Vilas24 

nicht überschritten wird. Nur bei Goodman u.a. 25 zeichnet sich ein Trend 
zum Besseren ab (neun von 20 Beiträgen). 

Dabei bietet gerade ein Vergleich der Transitionen in den drei zentral­
amerikanischen Ländern EI Salvador, Guatemala und Nicaragua die 
Möglichkeit, gleich in mehrfacher Hinsicht über den herkömmlichen 
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Zentralamerika als Gegenstand vergleichender Transitionsforschung 

Erkenntnisstand der südamerikazentrierten Transitionsforschung hinaus­
zugehen. 

Die enge zeitliche, räumliche und inhaltliche Verknüpfung von ge­
scheiterter (Guatemala), versuchter (EI Salvador) und zunächst erfolgrei­
cher Revolution (Nicaragua) mit dem Beginn der Transition gestattet es, 
die vergleichende Transitionsanalyse in neue Richtungen voranzutreiben 
und bislang vernachlässigte Fragestellungen ins Visier der Forschung zu 
nehmen. Dies gilt besonders für die schon frühzeitig geforderte,26 bisher 
aber kaum realisierte Verbindung von makrosoziologischem und mikro­
politischem, von struktur- und akteursbezogenem Erklärungsansatz. Für 
die politikwissenschaftliche Zentralamerika-Komparatistik eröffnet sich 
die Chance, den in komparativer Hinsicht relativ weit gediehenen, aber 
unvermittelt abgebrochenen revolutions- und konflikttheoretischen 
Forschungsdiskurs mit dem transitions- und demokratietheoretischen 
Analysestrang zu verbinden. Damit wird zugleich der bisherigen Veren­
gung der lateinamerikanischen Transitionsdebatte auf evolutionäre Vari­
anten begegnet und das Spektrum um die Untersuchung revolutionär 
initiierter Transition erweitert. Vor dem Hintergrund der salvadoriani­
schen und nicaraguanischen Transitionserfahrungen müssen gängige Po­
stulate der Transitionsforschung in Frage gestellt werden. Politische 
Demokratie ist eben nicht (mehr) "nur möglich auf Kosten der Begrenzung 
sozialer und ökonomischer Transformationen", 27 sondern erfordert - wie 
es zumindest die drei genannten zentralamerikanischen Fälle belegen ­
sogar ein Mindestmaß an Umverteilungsreformen zugunsten größerer 
sozialer Gerechtigkeit. Auch die Feststellung, daß Privateigentum und die 
Armee als Institution außerhalb der Eingriffe des Demokratisierungspro­
zesses liegen sollten,28 muß nunmehr überdacht und ggf. korrigiert wer­
den. Gleiches gilt auch für Stephens Zurückweisung "exzessiver Volks­
mobilisierung" als kontraproduktiv für eine erfolgreiche Demokratisie­

29rung. Vielmehr bietet Zentralamerika die Chance, den elitelastigen 
Transitionsanalysen der Vergangenheit einen Ansatz entgegenzusetzen, 
der die Massen als gleichgewichtige Akteure der Transition einbezieht und 
das Verhältnis von Elite(n) und Masse(n) auf der Akteursebene genauer 
ausleuchtet. Hier hat der Druckeiner sozialrevolutionären Massenbewegung 
die Transition geradezu erzwungen und die Opposition gegenüber dem 
autoritären Regime wurde - im Unterschied zu Südamerika - hauptsäch­
lich durch das Bündnis von Guerrilla und Volksbewegung, von Revolutio­
nären und Reformisten bestimmt.30 Eine vergleichende Analyse der zentral­
amerikanischen Transitionsprozesse, die die genannten Probleme und 
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Besonderheiten zum Ausgangspunkt macht, würde die Subregion nicht 
nur vom "Makel" eines wenig beachteten Ausnahmefalls ("deviant case") 
befreien, sondern böte zugleich die Möglichkeit, die zentralamerikanischen 
Transitionsprozesse zu einem wichtigen Bezugspunkt der Transitions­
forschung in und zu Lateinamerika mit Vorbildcharakter zu machen. Dies 
stelltjedoch Ansprüche und Herausforderungen an einen Vergleich. denen 
bisher weder auf intra-zentralamerikanischer noch auf inter(sub)regionaler 
Ebene (zwischen Zentral- und Südamerika) entsprochen werden~konnte. 

Die entscheidende Frage, der sich ein Vergleich der zentralamerika­
nischen Transitionsprozesse zu stellen hat, ist die nach der Durchsetzbar­
keit demokratischer Verhältnisse. Inwiefern ist Demokratie in einer Regi­
on dauerhaft durchsetzbar, 
a) die aufeine langjährige und tiefverwurzelte Tradition des Autoritarismus 

zurückblickt und in der demokratische Traditionen und Erfahrungen 
kaum vorhanden sind; 

b) die sich in der tiefsten Krise ihrer Geschichte befindet und 
c) wo die Polarisierung zwischen Revolution und Konterrevolution in 

drei Ländern zum Bürgerkrieg geführt und einen regionalen Konflikt 
ausgelöst hat? 
Zentraler Ausgangspunkt und Kriterium für die Fallauswahl ist zu­

nächst der Bezug der Transition zur Auseinandersetzung um die sozial­
revolutionäre Transformation der Gesellschaft. Dieser Bezug zur Revolu­
tion - im Fall von Honduras und Costa Rica vermittelt über den Zentral­
amerika-Konflikt und den Krieg in und gegen Nicaragua - unterscheidet 
einerseits die zentralamerikanischen Transitionsprozesse gegenüber den 
südamerikanischen Fällen qualitativ und liefert andererseits das wichtig­
ste Differenzierungskriterium für den intra-zentralamerikanischen Ver­
gleich. 

Vorhanden sein und Tiefe der revolutionären Situation sowie Erfolg 
bzw. Mißerfolg der revolutionären Machteroberung setzten zeitlich wie 
inhaltlich die politischen Ausgangsbedingungen für Beginn und Verlauf 
der Transition. Der Sieg der Sandinisten im Juli 1979 vollzieht den 
revolutionären Bruch mit der autoritären Somoza-Diktatur und setzt in 
Nicaragua eine Transition vom Typ "ruptura" mit dem Ziel der Errichtung 
einer revolutionären bzw. sozialen Demokratie in Gang.31 In EI Salvador 
und Guatemala scheitern die Versuche revolutionärer Machtergreifung 
Anfang der achtziger Jahre jedoch. und es beginnt die "transicion a la 
democracia por la via autoritaria".J2 Damit etablieren sich in Zentral­
amerika zwei unterschiedliche Transitionstypen, die sich ihrerseits beide 
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von den südamerikanischen Varianten unterscheiden. In der regionalen 
und innergesellschaftlichen Konfrontation zwischen Revolution und Kon­
terrevolution stehen sie aufentgegengesetzten Seiten. Typ I (revolutionäre 
Demokratie in Nicaragua) ist das Ergebnis des revolutionären Sturzes des 
,.ancien regime" durch eine Koalition von Sozialrevolutionären, die die 
Hegemonie im Transitionsprozeß innehaben, und Sozialreformisten, die 
aufgrund ihres Ausschlusses aus der politischen Arena und der auch gegen 
sie gerichteten Repression keine Möglichkeit mehr sahen, eine reformisti­
sche Transitionsalternative durchzusetzen und sich deshalb der "ruptura"­
Strategie der Sandinisten anschlossen. Dieser Transitionstyp basiert auf 
der Massenmobilisierung der Bevölkerung und schließt zunächst nur die 
aktiven Somozisten, später auch die "Contra" vom politischen Leben aus. 
Entsprechend dem Demokratieverständnis der Sandinisten stehen parti­
zipative Formen der Demokratie und Verteilungsgerechtigkeit im Zen­
trum des Umgestaltungsprozesses. Die politische Transition ist hier Be­
ginn und integraler Bestandteil einer gesamtgesellschaftlichen Transfor­
mation33. 

Die Transition auf"autoritärem Weg" mündet in ein Transitionsregime 
(Typ 11), das wohl am besten mit dem Begriff der "Counterinsurgency­
Demokratie"34 bestimmt werden kann. Dieser Begriff drückt den wider­
sprüchlichen und hybriden Charakter des Transitionsregimes in Guatema­
la und EI Salvador aus. Die Transition steht einerseits in der Tradition der 
"Aufstandsbekämpfung" und des konterrevolutionären Gründungsauftrags 
der "ancien regime" . Die Demokratisierung wurde in beiden Ländern mit 
der Maßgabe eingeleitet, die sozialrevolutionäre Bewegung im Rahmen 
der Counterinsurgency-Strategie mit politischen Mitteln zu bekämpfen,35 
und die Institution Armee büßte nichts von ihrer Machtfülle36 ein. Ande­
rerseits verschafft sich ein Politikverständnis immer mehr Geltung, wo­
nach "Politik nicht die Fortsetzung des Krieges (ist), sondern dessen 
radikale Verneinung".37 Der deklarierte Übergang zur Demokratie konnte 
auch in diesem Falle ohne das Öffnen politischer Freiräume weder nach 
innen noch nach außen glaubwürdig vermittelt werden und die Transition 
selbst kennt eben mehr Akteure als nur Militär und Regierung, Die 
Initiative für den Regimewandel ging jedoch von oben, von führenden 
Anhängern des Regimes aus, die damit zugleich die Hegemonie im 
Transitionsprozeß sichern konnten. Dem eigentlichen Transitionsbeginn 
unmittelbar vorgelagert war eine Phase, in der mittels einer Kombination 
von Terror und Reformismus den sozialrevolutionären Kräften der Boden 
entzogen werden sollte (Guatemala 1982-84; EI Salvador 1979-82). Der 
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Repressionswelle, die in Guatemala im Genozid an der indianischen 
Bevölkerungsmehrheit gipfelte, fiel vor allem die von Gewerkschaften, 
Bauem-, Studenten- und Menschemechtsorganisationen getragene Massen­
bewegung, die zum großen Teil die sozialrevolutionäre Transitions­
alternative unterstützte, zum Opfer. Die Guerrilla hingegen konnte ihre 
militärische Schlagkraft - wenn auch nur durch den erzwungenen Rück­
zug in ihre Kerngebiete wie in Guatemala - bewahren. Politisch war sie in 
zweifacher Hinsicht geschwächt: zum einen durch die Zerschlagung ihrer 
Massenbasis und zum zweiten durch den Legitimationsgewinn, den das 
gewandelte Regime durch den eingeleiteten Wahlprozeß für sich verbu­
chen konnte. Obwohl in beiden Ländern die Christdemokraten die erste 
Transitions-Regierung stellten (Guatemala 1986-90, EI Salvador 1984­
89) und sich damit ihr politisches Gewicht deutlich erhöhte, blieb das 
politische Spektrum im wesentlichen aufMitte-Rechts-Parteien beschränkt. 
Erst die Wahlen in EI Salvador vom März/April 1994 umfaßten die 
gesamte politische Bandbreite unter Einschluß der 1992 als legale Partei 
zugelassenen FMLN. Bis dahin waren die Linkskräfte - wie bis heute noch 
in Guatemala - als gleichberechtigte Akteure aus dem Transitionsprozeß 
ausgeschlossen. DieserTyp 11 der zentralamerikanischen Transition ist ein 
ausschließender Regimewandel von oben unter Hegemonie der Regime­
anhängerunter Verzicht auf (EI Salvador) oder zur Blockade von Struktur­
reformen (Guatemala) mit dem Ziel, eine sozialrevolutionäre Transitions­
alternative zu verhindern. Regimewandel zu mehr Demokratie ist zugleich 
begleitet von Terror, Gewalt und Exklusion. Diese "Counterinsurgency­
Demokratie" ist das legitime Kind des Bürgerkriegs zwischen Revolution 
und Konterrevolution. Es trägt in sich den innerhalb dieses Typs nicht 
lösbaren Widerspruch zwischen Demokratie und Krieg. 

Bis dahin belegen die zentralamerikanischen Transitionsprozesse le­
diglich, daß sich die Typenbreite des Regimewechsels nicht auf die 
evolutionären Varianten Südamerikas beschränkt. Was sie aus der Menge 
der "gewöhnlichen" Transitionen heraushebt, ist der Typenwandel im 
Verlauf der Transition - gewissermaßen eine Transition der Transition, 
wie er sich bisher in zwei (EI Salvador, Nicaragua) der vier zentral­
amerikanischen Transitionsfälle vollzogen hat. Dieser Typenwandel ver­
läuft - ausgehend von zwei entgegengesetzten Standorten des regionalen 
und innergesellschaftlichen Konflikts, Revolution (Typ I - Nicaragua) 
und Konterrevolution (Typ 11 - EI Salvador) - in Richtung eines neuen 
Transitionstyps, bei dem die für Typ I und II charakteristische Polarisie­
rung aufgebrochen und überwunden wird. Ein Vergleich des Annäherungs-
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prozesses an diesen neuen Typ III ermöglicht Aufschlüsse über einen 
Veränderungs- und Lernprozeß. in dem die tiefe Kluft zwischen einst 
unversöhnlich gegenüberstehenden, unbesiegt gebliebenen Bürgerkriegs­
parteien schrittweise überwunden wird und sich Feindschaft in Partner­
schaft - und Konkurrenz - bei der gemeinsamen Suche nach stabiler und 
dauerhafter Demokratie in einer typischen Krisenregion wandelt. Dies 
kann wohl- bei aller Vorsicht gegenüber vorschnellen Verallgemeinerun­
gen - als die über Lateinamerika hinausgehende Bedeutung zentral­
amerikanischer Transition angesehen werden. Zugleich belegen das hart­
näckige Verweilen Guatemalas bei Typ 11 und das hohe Maß an Instabili­
tät, durch den der Typenwandel besonders in Nicaragua begleitet ist, daß 
es sich um unvollendete, widersprüchliche und reversible Prozesse han­
delt. 38 

Dennoch bleibt es eine beachtenswerte Tatsache, daß sich in Nicaragua 
mit den Wahlen vom Februar 1990 endgültig der Übergang von der 
revolutionären zur parlamentarischen Demokratie vollzogen hat39 und in 
EI Salvador sich mit dem Friedensabkommen von Chapultepec 1992 beide 
Bürgerkriegsparteien bereit gefunden haben, im Rahmen der weiter auf­
und auszubauenden Demokratie politisch um die Macht zu kämpfen.40 Die 
wichtigsten Eckpunkte der "neuen" Demokratie sind: 
a) Überwindung der bewaffneten Konfrontation zwischen Revolution 

und Konterrevolution, Beendigung des Bürgerkrieges; 
b) Einbeziehung aller politischen Kräfte in den Demokratisierungsprozeß 

und Überwindung des ausschließenden Charakters der vorhergehen­
den Transitions-Regime (Typ I und 11); 

c) Beibehaltung der bereits durchgesetzten (Nicaragua) und Akzeptanz 
der anvisierten Agrarreform (EI Salvador) mit dem Ziel einer größeren 
Verteilungsgerechtigkeit; 

d) Neuregelung der militärisch-zivilen Beziehungen mit dem Ziel der 
demokratischen Kontrolle der Streitkräfte. 
Der gefundene Komprorniß zwischen beiden Seiten bestimmt einer­

seits die Grundzüge des neuen politischen Systems und steckt damit auch 
den Rahmen für künftige Veränderungen der Gesellschaft ab, läßt anderer­
seits jedoch die Frage nach der konkreten Ausgestaltung dieses Rahmens 
offen. Richtung, Umfang und Tiefe von Demokratisierung (Transition) 
und Reformierung (Transformation) der Gesellschaft werden nunmehr im 
politischen Kräftemessen beider Seiten auf demokratischer Grundlage 
entschieden. Diese Entscheidung fällt im Ringen um die Hegemonie im 
Demokratisierungsprozeß. 
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Auch wenn vieles offen und unsicher bleibt und erst die Zukunft zeigen 
kann, ob das abgegebene Versprechen der Demokratisierung auch tatsäch­
lich eingelöst wird, stellt schon der von beiden Seiten getragene Übergang 
von der siegreichen Revolution (Nicaragua) bzw. dem bewaffneten Kampf 
um Revolution (EI Salvador) zur Demokratie ein politikgeschichtliches 
und demokratietheoretisches Unikat dar. Zieht man zudem noch in Be­
tracht, daß beide Länder mit dieser bislang umfassendsten Demokratisie­
rung historisches Neuland betreten, dann wird man sich vielleicht der 
Tragweite des Geschehens bewußt. Angesichts der Neuartigkeit und 
Kompexität des Prozesses kann die Frage nach den Ursachen und Bedin­
gungen dieser "doppelten Transition" zunächst nur hypothetisch beant­
wortet werden. Dabei muß vor allem Antwort auf folgende Fragen gefun­
den werden: 

Erstens. Welche neuen "strukturellen Möglichkeiten" für politische 
Demokratie haben sich im Gefolge von Veränderungen der Produktions­
weise und der ökonomischen Strukturen ergeben?41 Historisch wurzeln die 
autoritären Regime Zentralamerikas in einem repressiven, um den 
Agrarexportsektor zentrierten Entwicklungsmodell,42 dessen Aufrechter­
haltung und Absicherung bestenfalls "Fassadendemokratie"43 zuließ. Wenn 
nunmehr ein politisches Regime mit einem deutlichen Mehr an Demokra­
tie möglich ist, dann ergibt sich daraus die Frage, ob Veränderungen im 
Entwicklungsmodell entsprechende Freiräume erst eröffnet haben oder ob 
dieser Regimewechsel gegen die Logik des herrschenden Entwicklungs­
modells durch politische Eingriffe erzwungen werden mußte. Die Antwort 
darauf läßt Rückschlüsse auf die Stabilität des Demokratisierungsprozes­
ses und die Notwendigkeit sozio-ökonomischer Strukturreformen zu des­
sen Absicherung zu. Im Vergleich Nicaragua (siegreiche Revolution) und 
EI Salvador (abgebrochene Revolution) muß ferner der Frage nachgegan­
gen werden, welche gesellschaftlichen (Sozialstruktur etc.) und politi­
schen Strukturen (Komplexität des Staates, Block an der Macht etc.) den 
Sieg der Revolution behindert oder befördert haben. Bei EI Salvador wäre 
im Vergleich zu Nicaragua der Nachweis zu führen, daß die politische 
Macht nicht - wie in Nicaragua. - durch einen "Bewegungskrieg" zu 
~robern war. Das Scheitern der Strategie der bewaffneten Machteroberung 
In EI Salvador verweist auf die Möglichkeit, daß hier der Staat weitaus 
stärker in der Zivilgesellschaft verankert ist und deshalb die Eroberung der 
politischen Macht auf anderem Weg als in Nicaragua erfolgen muß. 

Daß Guatemala im Unterschied zu den beiden anderen Ländern bisher 
lediglich die "einfache" Transition zur "Counterinsurgency-Demokratie" 
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vollzogen hat, liegt offensichtlich auch darin begründet, daß sich dem 
Übergang zu Typ III ("doppelte" Transition) mehr "strukturelle Hinder­
nisse" in den Weg legen. Hier ist der Prozeß des "nation-building" im 
Unterschied zu EI Salvador noch nicht abgeschlossen44 und die Integration 
der indianischen Bevölkerungsmehrheit auf demokratischere 1) Grundlage 
hätte einschneidende Konsequenzen für die politischen Machtverhältnis­
se, was die Repressions- und Blockadepolitik der herrschenden Elite 
gegenüber einem solchen Schritt erklärt. Ohne diesen ist aber in Guatema­
la der Übergang zu Typ III nicht zu haben. 

Zweitens. Welche Kräfteverhältnisse zwischen den sozialen und poli­
tischen Akteuren des Transitionsprozesses liegen der "einfachen" bzw. 
"doppelten Transition" jeweils zugrunde? Bisher beschränkt sich die 
Analyse der Akteure der Transition zumeist auf die legalen politischen 
Parteien. Obgleich die revolutionären Massenbewegungen durch politi­
schen Druck auf die autoritären Regime maßgeblich zum Regimewandel 
(EI Salvador, Guatemala) bzw. Regimesturz (Nicaragua) mitgewirkt ha­
ben, finden sie als Akteure des Demokratisierungsprozesses wenig Beach­
tung. Auch die Streitkräfte und Unternehmerverbände, die in ihrer Bedeu­
tung - zumindest in Guatemala - noch vor den herkömmlichen Parteien 
rangieren, bleiben, gemessen an dieser Bedeutung, analytisch unterbelich­
tet. 

Für die zentralamerikanischen Transitionsprozesse sind drei Akteurs­
gruppen von Bedeutung, deren Verhältnis zum autoritären Regime auffäl­
lig mit ihrem Verhältnis zu gesellschaftlichen Reformen korrespondiert. 45 

Dies sind in der Phase der "einfachen" Transition: 
a) die Anhänger des "ancien regime", die sich in "hard-" und "soft-Iiner" 

unterteilen und die entsprechend der Zuordnung zur entsprechenden 
Gruppe den Reformgegnern oder der kleineren Schar der Befürworter 
von Teilreformen zuzurechnen sind; 

b) die gemäßigte Opposition, die mehrheitlich das Lager der Sozial­
reformisten bilden, und 

c) die radikale (System-) Opposition, die zugleich den Kern der sozial­
revolutionären Bewegung bildet. 

Das Scheitern eines demokratisch-reformistischen Regimewechsels 
und die Orientierung der anti-autoritären Bewegung auf den revolutionä­
ren Bruch (Ende der siebziger/Anfang der achtziger Jahre) sind nach 
Coleman (vgl. Anm. 45) primär auf den Ausschluß (exclusion) der Sozial­
reformisten durch das alte Regime zurückzuführen: je umfassender deren 
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Ausschluß vom Zugang zu den politischen Institutionen und Verfahren 
war, desto größeren Erfolg hatten die Sozialrevolutionäre im Kampf um 
die Durchsetzung einer revolutionären Transitionsalternative, und zwar in 
der Reihenfolge Nicaragua, EI Salvador, Guatemala und Honduras. 

Krumwiede46 schließt an diesen Gedanken an, indem er Aufkommen 
und Stärke der "sozialrevolutionären Flutwelle" aus dem Scheitern der 
"demokratischen Flutwelle" ableitet, die dann ihrerseits von der sozial­
revolutionären Welle teilweise aufgenommen wurde. In Nicaragua konnte 
so der Sturz des autoritären Regimes erreicht und die Macht von den 
Sozialrevolutionären erobert werden, was in EI Salvador und Guatemala 
jedoch mißlang. Für den Übergang zum Typ III ("doppelte Transition") 
läßt sich im Umkehrschluß folgende Hypothese formulieren: Die Sozial­
revolutionäre erweisen sich nun ihrerseits als zu schwach, die Macht zu 
erobern (EI Salvador, Guatemala) bzw. zu behalten (Nicaragua). Die 
zuruckflutende revolutionäre Welle wird von einer neu entstehenden 
demokratischen Welle aufgenommen, was allerdings zwei Dinge voraus­
setzt: a) den Wandel (Strategie, Organisation, Programmatik) der sozial­
revolutionären Kräfte und ihre Umorientierung auf einen schrittweisen 
Regimewandel sowie b) die Öffnung des Spielraums für eine neue 
Demokratiebewegung von unten und die schrittweise Eingliederung der 
zuvor ausgeschlossenen Kräfte in das politische System. In Nicaragua 
schließt die Akzeptanz des Übergangs zu einer repräsentativen Demokra­
tie durch die Sandinisten sogar deren Abwahl im Februar 1990 ein. 

Auf der Grundlage der Vereinigung beider Wellen unter demokrati­
schen Vorzeichen wird es möglich, in den Transitionsprozeß einen 
transformatorischen Impuls (Agrarreform, Entmilitarisierung) einzubrin­
gen und der Demokratisierung eine breitere Basis und größere Pluralität zu 
geben. Wo dies im Ergebnis eines gewissen Kräftegleichgewichts, (parti­
eller) Massenmobilisierung und äußeren Drucks gelingt, beginnt sich der 
S:harakter der Transition zu wandeln: in Nicaragua vollzieht sich der 
Ubergang von der revolutionären zur repräsentativen Demokratie bei 
Fortbestand wichtiger Errungenschaften der Revolutionszeit (Agrarre­
form, Pluralität der Wirtschaft); in EI Salvador wird mit dem Friedensab­
kommen von Chapultepec 1992 aus dem von oben initiierten und kontrol­
lierten "autoritären Übergang zur Demokratie mit niederer Intensität"47 ein 
offener demokratischer Prozeß. Guatemala liefert hierzu das Gegenbei­
spiel. Dort gelang trotz eines Aufschwungs der Demokratiebewegung der 
Übergang zu einer neuen Phase der Transition bisher nicht. 

Diesem gerade für EI Salvador und Nicaragua charakteristischen 
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.,Wandel der Prozeßmuster,qg liegt also ein bestimmtes Kräfteverhältnis 
zugrunde: "ein stabiles 'negatives' politisch-militärisches Gleichgewicht 
zwischen Guerrilla ... und regulärer Armee", das es keinem der kriegs­
führenden Seiten gestattet, "definitiv (zu) siegen bzw. besiegt (zu) wer­
den".49 Die hier für EI Salvador getroffene Einschätzung gilt ebenso wie 
der Verweis auf die zunehmende Kriegsmüdigkeit mit Modifikationen 
auch für Nicaragua (Ausgleich der relativen militärischen Schwäche der 
Contras durch die direkte Einflußnahme der USA) und Guatemala (gerin­
geres Gewicht der Guerrilla). Auf der Grundlage dieses negativen, stabilen 
Gleichgewichts entscheidet dann also die Kompromißbereitschaft und die 
Lernfähigkeit beider Seiten über den Fortgang der Transition zu Typ III, 
der im Falle EI Salvador auf stabilerer Basis im Gange ist als in Nicaragua. 
während er in Guatemala nach wie vor blockiert ist. Im Vergleich EI 
Salvador - Guatemala stößt man damit aber auf die wichtige und interes­
sante Frage, wie stark die Guerrilla sein muß, um von ihrer Seite aus den 
Übergang zu Typ III (mit) zu bewirken und ob bei einer zu schwachen 
Guerrilla (Guatemala) eine Volksbewegung das Kräftedefizit auf der 
Oppositionsseite aufzufüllen imstande ist. 

Drittens. Welche Bedeutung kommt den politischen Lernprozessen 
der Akteure auf beiden Seiten für Beginn, Verlauf und Ergebnisse der 
Transition zu und über welche Einsichten und Verhaltensänderungen 
verlaufen diese Prozesse? Diese Frage führt zum Kern der Erklärung der 
"doppelten Transition", Vom Beginn des Bürgerkriegs zwischen Revolu­
tion und Konterrevolution bis zum Friedensschluß (immerhin mehr als 
zehn Jahre) hat die Transition dieselben Hauptakteure. Die Transition 
vollzieht sich also nicht - wie in den meisten anderen Fällen - über die 
Ausschaltung oder Marginalisierung der Radikalen auf (einer der) beiden 
Seiten, sondern der Übergang von Revolution und Bürgerkrieg zur Demo­
kratisierung - ungleich schwieriger und komplexer als die evolutionären 
Varianten - hat die Kontinuität der Akteure bei gleichzeitigem Wandel 
ihrer Ziele, Strategien und organisatorischen Verfaßtheit geradezu zur 
Voraussetzung. Es hängt entscheidend von der Lern- und Kompromiß­
fähigkeit beider Seiten ab, ob sich das negative Gleichgewicht in eine Falle 
für die Demokratisierung verwandelt oder ob aus diesem Gleichgewicht 
ein neuer Demokratisierungsimpuls erwächst. 

EI Salvador liefert für letzteres das bislang hoffnungsvollste Beispiel, 
das zugleich über den unmittelbar zentralamerikanischen Rahmen hinaus­
weist. Die "rechte" Seite kann von der beruhigenden Tatsache ausgehen, 
daß die "Counterinsurgency-Demokratie" ihr ursprüngliches Ziel, die 
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bedingungslose Kapitulation oder Vernichtung der Guerrilla zwar nicht 
erreicht hat, aber im entscheidenden Punkt - der Verhinderung einer 
sozialrevolutionären Transitionsalternative - erfolgreich war. Die weni­
ger beruhigende Kehrseite der Medaille besteht für sie allerdings darin, 
daß der "linken" Gegenseite im Rahmen der Transition die Möglichkeit 
der gleichberechtigten Teilnahme am politischen Wettbewerb um die 
Gestaltung des Demokratisierungsprozesses eingeräumt werden muß. 
Dies wiederum hat seitens der Guerrilla den Verzicht auf die militärische 
Eroberung der Macht und die Anerkennung des legalen politischen Rah­
mens zur Voraussetzung. Dafür kann sie bei entsprechender militärischer 
und politischer Stärke eine Erweiterung der politischen Spielräume für die 
linke Opposition und die Akzeptanz von Reformen auf strategisch wich­
tigen Feldern (Agrarreform, Entmilitarisierung, Erweiterung der Par­
tizipationsmöglichkeiten für die Subaltenen und Stärkung der Zivil­
geseIlschaft) durch das Regime einfordern.50 Das negative militärische 
Patt kann dann zur Ausgangsbasis für eine weitere Demokratisierung 
werden, wenn sich auf beiden Seiten die Einsicht herausbildet und durch­
setzt, daß die Kosten der Aufrechterhaltung des als stabil bewerteten 
Gleichgewichts für die eigene Seite zu hoch sind und die verabredete 
Gestaltung des politischen Wettbewerbs beiden die Hoffnung läßt, ihre 
Ziele und Forderungen in einer erweiterten und vertieften Demokratie 
zumindest perspektivisch durchzusetzen. Neben dem Erkennen der 
"Gleichgewichtsfalle" und der damit verbundenen Kostenfrage sind - wie 
der Vergleich EI Salvador-Guatemala zeigt - die jeweiligen historischen 
Erfahrungen der Herrschenden mit vorangegangenen Reformversuchen 
und ihr Reformverhalten sowie ihre Fähigkeit, auf die neue Situation 
parteipolitisch und -organisatorisch zu reagieren. Hierfür liefern die Ent­
stehung und der Wandlungsprozeß der einst faschistoiden ARENA zu 
einer modernen rechten Partei ein höchst interessantes Beispiel. 51 Anders 
als in Guatemala (nach wie vor weitgehende Exklusion der linken Kräfte 
und fragmentiertes Parteienspektrum) und Nicaragua (parteienpolitische 
Zersplitterung des rechten Spektrums) gibt es damit auf beiden Seiten 
gleichgewichtige Parteien, die in ihrem Lager die Hegemonie ausüben 
(FMLN bzw. ARENA) und die fähig sind, in der polarisierten salvadoria­
nischen Gesellschaft die Zustimmung für die notwendigen Demokra­
tisierungsschritte von weit rechts bis weit links zu sichern. Die parteipo­
litische Mitte (Christdemokratie) konnte nur vorübergehend (in EI Salva­
dor bis 1989; in Guatemala bis 1990) die Rolle als (eine) zentrale Kraft des 
Parteiensystems ausfüllen. Die salvadorianische Entwicklung seit dem 
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Sieg der ARENA bei den Präsidentschaftswahlen (1989) und der Einglie­
derung der FMLN in das legale Parteienspektrum (1992) hat den Blick für 
die bisher negierte Möglichkeit geöffnet, daß eine starke Mitte nicht 
immer der beste Garant politischer Demokratisierung ist, sondern unter 
bestimmten Bedingungen (hoher Polarisierungsgrad. hoher Reformbedarf) 
der machtpolitische Wettbwerb zwischen einer starken rechten und einer 
starken linken Partei der bessere Weg sein kann. 

Trotz aller Fortschritte und hoffnungsvollen Anfänge ist dieser Weg 
jedoch nach wie vor durch das schwere und zählebige Erbe des 
Autoritarismus gefährdetY Die weitere Entwicklung wird zeigen müssen, 
ob auf dem Weg einer "Reformdemokratie" (Typ III) ein dauerhafter 
Durchbruch zu einer demokratischen Gesellschaft in Zentralamerika ge­
lingen kann. Ob die erst neu gewonnene Möglichkeit zur Realität werden 
kann, wird in entscheidendem Maße von der Antwort auf die oben 
aufgeworfenen Fragen abhängen. 

Hier im engeren Sinne verstanden als die historisch definierte Region zwischen Mexiko und 
Panama. die die Nachfolgestaaten der 1838 endgültig auseinandergebrochenen Zentral­
amerikanischen Föderation umfaßt: Guatemala. Honduras, EI Salvador, Nicaragua und 
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Marfa Cristina Dorado A. 

Die Fallstudie als komparative Methode ­
Entscheidungsfindung in der lokalen Verwaltung von 
Pereira (Kolumbien)* 

Die Fallstudie ist keine Methodologie im typischen Wortsinn, sondern 
eher ein Forschungsdesign oder Bezugspunkt für eine Analyse, mit dem 
die Grenzen markiert werden, in denen eine konkrete Information unter­
sucht und damit zugleich die Struktur einer konkreten Gruppe, Situation 
oder Periode näher bestimmt wird. 1 Es handelt sich dabei auch nicht um 
eine neue Disziplin; vielmehr gehen die Wurzeln der Methode einschließ­
lich der retardierenden Momente bei ihrer Anwendung bis in das Jahr 1920 
zurück. Heute ist bei der Anwendung der Fallstudie als komparativer 
Methode in den Sozialwissenschaften wieder ein neuer Enthusiasmus zu 
verspüren.2 Das Grundcharakteristikum der Methode besteht darin, Merk­
male aufzufinden, die sowohl spezifisch für den Einzelfall als auch 
repräsentativ für ein universales Phänomen sind,] um damit gleichzeitig 
die Voraussetzung für eine komparative Analyse zu schaffen.4 

Dieser Artikel untersucht unter der Anwendung des methodologischen 
Instrumentariums einer Fallstudie die dominierenden Mechanismen bei 
Entscheidungsfindungen und deren Konsequenzen für die Praxis lokaler 
Demokratie. Die Schlußfolgerungen leiten sich aus Beobachtungen ab, die 
in Pereira, einer Stadt in Kolumbien, gemacht wurden, das heißt in einem 
Land, das den Regeln einer liberalen Demokratie - wie zum Beispiel der 
Meinungsfreiheit, der regelmäßigen Durchführung von Wahlen und der 
Gleichheit der Bürger vor dem Gesetz - unterliegt. Die Stadt Pereira wird 
als eine Stadt mittlerer Größe mit rund 500.000 Einwohnern klassifiziert. 
Es ist eine relativ junge Stadt, die 1873 gegründet wurde. Obwohl sie in der 
Kaffeezone liegt, ist der Handel ihre wirtschaftliche Hauptquelle. Dies ist 
ihrer geographischen Lage an einer Wegekreuzung im Westen des Landes 
geschuldet, welche die Region mit dem übrigen Land verbindet. Deshalb 
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haben seit ihrer Gründung Kaffeepflanzer, Händler und Finanziers einen 
besondeern Platz in der sozialökonomischen Struktur der Stadt eingenom­
men. Einer der wichtigsten Beweggründe dafür, gerade die Stadt Pereira 
auszuwählen, um den Prozeß von Entscheidungsfindungen zu analysie­
ren, ist ihr besonderer Ruf, daß das Verhäl tnis zwischen ihren Bürgern von 
einer ungewöhnlichen Vertrautheit und Solidarität geprägt sei, und die 
Bürger schnell ihre Bereitschaft zeigten, sich in einem notwendigen 
Moment und einer wichtigen Angelegenheit zum Wohle der Stadt in 
Bewegung zu setzen. Abgesehen von dieser Besonderheit unterliegt 
Pereira denselben Regeln wie auch alle anderen Städte des Landes. so daß 
die Ergebnisse dieser Untersuchung auch für die Fälle der Entscheidungs­
findung in anderen Städten von Bedeutung sind. Der lokale demokratische 
Prozeß erfordert von politischen Institutionen und Politikern der Stadt 
einen hohen Grad an Verantwortlichkeit und Sensibilität gegenüber den 
Forderungen der Bürger. Dabei geht es darum, den an der lokalen Macht 
Interessierten die bekannte Sorge zu nehmen, die sich oft hinter der Frage 
verbirgt, wer eigentlich regiert. 5 Das Interesse des Artikels gilt dabei 
insbesondere der Frage: Wie wird regiert? Darüber hinaus soll untersucht 
werden, ob die Eliten6 gezwungen sind, untereinander grundsätzlich um 
die Loyalität der Bürger in einem Sinne zu konkurrieren, daß die Verbind­
lichkeit ihrer Politiken mit den Erwartungen und Forderungen der Bevöl­
kerung im großen und ganzen korrespondieren. Die Untersuchung von 
Prozessen der Entscheidungsfindung bringt eine wichtige Dimension für 
die Antwort auf diese Fragen ein, nicht nur für das Verständnis von der 
Demokratie in der Praxis, sondern auch weil sie auf jene soziologischen 
Mechanismen abhebt, von denen die lokalen politischen Aktivitäten 
geprägt sind. Schließlich steht die Untersuchung der Erfüllung demokra­
tischer Forderungen in einer kleinen administrativen Einheit innerhalb 
eines nationalen Regierungssystems im Mittelpunkt des theoretischen 
Interesses dieses Beitrags. 

Die folgende Untersuchung beruht auf vier Prämissen: Erstens, in den 
letzten Jahrzehnten war in den Sozialwissenschaften ein bemerkenswerter 
Aufschwung von Studien zur lokalen Demokratie zu verzeichnen, wäh­
rend gleichzeitig die Relevanz des komparativen Aspektes für solche 
soziologischen Analysen vergessen wurde. Zweitens, durch eine verglei­
chende Untersuchung können gleichermaßen der Prozeß der Entschei­
dungsfindung und die Interaktionen der an diesem Prozeß beteiligten 
Akteure betrachtet werden. Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß die 
übliche Perzeption des Verhaltens der Akteure nie alle Hintergründe und 
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Widersprüche offenlegt, so daß dem Betrachter vieles verborgen bleibt. 
Drittens, bei den ausgewählten Beispielen spielen lokale Pressure-Grup­
pen eine sehr wichtige Rolle. Beurteilt man letztere ausgehend von ihrer 
Position innerhalb der sozialen Struktur der Stadt, gewinnt man einen 
Eindruck über diese Gruppen und ihre Beteiligung am lokalen demokrati­
schen Prozeß in der Stadt. Dank dem doppelten Vorteil der komparativen 
Methode, Varianzen auf der makrosozialen Ebene erklären und interpre­
tieren zu können, ist es auch möglich, den"verborgenen" Phänomenen und 
Rückwirkungen auf die lokale Demokratie-Praxis nachzuspüren.7 Mit den 
Worten von C. Ragin gesagt, heißt das: "The study ofdiversity is the study 
of patterns of similarities and differences within the given set of cases."8 
Viertens, überraschenderweise ist bei den bisherigen Analysen eine große 
Ignoranz solcher Aspekte wie das politische Handeln von Pressure­
Gruppen und die Partizipation von Massen innerhalb der lokalen Politik 
festzustellen, was für die Analyse moderner Politik zweifellos ein gewich­
tiges Defizi t darstellt. 

In der hier vorgelegten Studie wird deshalb davon ausgegangen, daß 
eine der wichtigsten Vorbedingungen für einen demokratischen Prozeß 
die Verantwortlichkeit und Sensibilität des Systems gegenüber den Be­
dürfnissen der Mehrheit der Stadtbevölkerung ist. Diese Hypothese wird 
anhand des HandeIns der mächtigsten Pressure-Gruppen der Stadt im 
Prozeß der Entscheidungsfindung zu drei wichtigen Projekten der Stadt 
überprüft. Das heißt, aus analytischen Gründen wurden für die Untersu­
chung drei spezifische "Unter-Fälle", die aber auch bestimmte Gemein­
samkeiten aufweisen, ausgewählt. Diese drei "Unter-Fälle" sind erstens in 
der Stadt gemeinhin als die im lokalen politischen Leben wichtigsten Fälle 
angesehen. Zweitens, den drei Projekten ist der letztliche Erfolg gemein­
sam, der eng mit der Partizipation der mächtigsten Pressure-Gruppen der 
Stadt zusammenhängt. Drittens, zwei der drei Fälle unterscheiden sich 
durch eine bemerkenswerte gemeinschaftliche Partizipation, die der Stadt 
zum dem Ruf verhalfen, durch einen besonderen Gemeinschaftssinn und 
eine herausragende Solidarität gekennnzeichnet zu sein. Wenn diese 
Studie zur Entscheidungsfindung in drei kleinere "Unter-Fälle" unterteilt 
wird, so ist dies deshalb für die soziale Analyse grundlegend, weil so die 
Vorteile der komparativen Methode besser genutzt werden können.9 

Im ersten Fall wird das Programm zur Bildung des Departements 
Risaralda analysiert. Diese Episode wird für die Politik in der Stadt als 
deshalb so wichtig erachtet, weil sich das politische Leben mit ihr völlig 
wandelte, da Risaralda von der im Departement ihrer Bedeutung nach 
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zweiten Stadt zur Departementshauptstadt avancierte. lO Das zweite Pro­
jekt, das mit dem ersten eng verbunden war, bezieht sich auf den Bau der 
Zuckerfabrik von Risaralda. Das dritte Projekt, das unter anderen Bedin­
gungen als die beiden zuerst genannten durchgeführt wurde, bildet der Bau 
eines Sportkomplexes, der den Namen Olympisches Dorf von Pereira 
erhielt. Alle drei Projekte zeichneten sich durch die Partizipation der 
Pressure-Gruppen und einen letztlich erfolgreichen Abschluß aus. 

1. Die Bildung des Departements von Risaralda 

Pereira war 1873 als Teil des Souveränen Staates von Cauca gegründet 
worden. ll Jedoch schon seit 1905, dem Gründungsjahr des Departements 
von Caldas mit seiner Hauptstadt Manizales, galt Pereira als eine der 
wichtigsten Städte des Departements. Das vielleicht wichtigste Merkmal 
des Departements bestand in der Rivalität, die es nicht nur zwischen 
Pereira und Manizales, sondern auch zwischen diesen zwei Städten und 
Armeniagab. Alle drei Städte hatten ihre eigenen ökonomischen Spezifika'2 

und gehörten zu den mittleren Städten des Landes. Angesichts dieser 
Ausgangssituation beabsichtigte sowohl Pereira als auch Armenia, Departe­
mentshauptstadt zu werden. 

Obwohl Manizales bis 1920 die Hauptstadt des Departements blieb 
und sowohl im regionalen als auch im nationalen Maßstab eine herausge­
hobene Position besaß, war es also immer der Rivalität Pereiras und 
Armenias ausgesetzt, zweier Städte, die sich gleichfalls kontinuierlich 
entwickelten. Die lokalen Führungsschichten beider Städte rangen weiter 
darum, Manizales als Hauptstadt jeweils durch diejenige Stadt zu ersetzen, 
der sie angehörten. Sowohl Armenia als auch Pereira beschuldigten 
Manizales ernsthaft, seine Rolle als Departementshauptstadt schlecht 
auszufüllen und sich selbst zuungunsten des übrigen Teils des Departe­
ments in den Bereichen von Verwaltung, Gesundheits- und Bildungswe­
sen zu begünstigenY 

Spätestens in den dreißiger Jahren waren die Pereiraner von den äußerst 
geringen Chancen überzeugt, die sie dafür besaßen, Pereira zur Departe­
mentshauptstadt von Caldas zu machen. Diese Überzeugung führte dazu, 
daß die Entscheidung getroffen wurde, ein neues Departement zu schaf­
fen. Unter den Plänen war auch der, sich mit Armenia zu vereinigen und 
zusammen das Departement von EI Quindio mit der Hauptstadt Pereira zu 
bilden. Dieser Vorschlag wurde von den Armeniern emphatisch zurück-
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gewiesen. Sie selbst wollten das nur akzeptieren, wenn Armenia Haupt­
stadt würde, was wiederum die Pereiraner total ablehnten. Angesichts 
dieser zwei konträren Positionen fällt es nicht schwer, sich vorzustellen, 
daß die Verhandlungen zu keinem Ergebnis führten, bis schließlich die 
Absicht, ein neues Departement zu bilden, zumindest zeitweise aufgege­
ben wurde. 

Doch Armenia stellte 1965 einen neuen Plan vor, der zu einem guten 
Ergebnis führen sollte. Die Armenier waren bereit, mit der Bildung eines 
Departements EI Quindio mit Armenia als Hauptstadt zu beginnen, und 
diesesmal konnte Armenia triumphieren. 14 Der Sieg der Quyabrosl 5stimu­
lierte nun seinerseits die Pereiraner, ihre Absicht, Pereira zur Hauptstadt 
eines neuen Departements werden zu lassen, wiederaufzunehmen. 

Die Initiative dazu ergriff Don Pedro G6mez, ein Industrieller, der in 
der Stadt wegen seiner sozialen und ökonomischen Stellung hohes Anse­
hen genoß.16 Als erstes suchte Don Pedro die Vertreter von Industrie und 
Handel in der Stadt auf, die seine Freunde waren. Als zweites gelang es ihm 
mit dieser Gruppe andere Pressure-Gruppen vornehmlich aus Industrie, 
Handel und Finanzwesen dafür zu gewinnen, sich für dieses Programm 
verantwortlich zu fühlen. 

Ganz anders dagegen EI Quindio, wo die Bildung des Departements 
von Risaralda auf eine gewaltsame Opposition von seiten der Behörden 
und der Pressure-Gruppen von Manizales und den Manizales ergebenen 
Munizipien stieß. Manizales seinerseits war gut organisiert und begann im 
Rahmen des Planes Pro-Unidad de Ca/das eine vehemente Gegen­
kampagne. Auch die nationale Regierung weigerte sich, einer weiteren 
administrativen Untergliederung des Departements zuzustimmen. Nach 
zwei Jahren konnte Pereira schließlich seine Anstrengungen mit der 
Bildung des Departements von Risaralda und mit Pereira als dessen 
Hauptstadt krönen. Doch bis dahin hatte die Gewalt zwischen beiden 
Städten dominiert. Die Opposition der Gruppe Pro- Unidad de Ca/das war 
recht stark und bemühte verschiedene Strategien, jegliche Zersplitterung 
des Departements zu vermeiden. Viele Politiker, die für die Schaffung 
eines neuen Departements Sympathie zeigten, wurden abgesetzt. 17 Physi­
sche Gewaltanwendung zwischen den Bürgern beider Lager war normal. 
Beide Seiten nutzen jeden Vorwand, sie zu rechtfertigen, einschließlich 
sportlicher Wettkämpfe wie zum Beispiel Fußballspiele auf nationaler 
Ebene, in denen die Mannschaften beider Lager gegeneinander spielten. 
Die Kampagne wurde recht intensiv geführt, und die nationale Regierung 
mußte direkt einschreiten, um Unruhen, die aus dem Konflikt zwischen 
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Bewohnern beider Städte entstanden, zu beenden. 18 Die Presse spielte eine 
wichtige Rolle bei der Propagierung der Aktionen beider Seiten. 

Die Kampagne Pro-Risaralda l9 hatte ausreichende Fonds zur Verfü­
gung, um die Kosten einer guten Organisation zu decken, deren Rückgrat 
eine Junta war, die sich aus den mächtigsten Pressure-Gruppen der Stadt 
- vornehmlich der Vertreter aus Handel, Industrie, Banken und der 
Kaffeezüchter - zusammensetzte.20 Es existierten außerdem verschiedene 
Subkommissionen, und diese hingen ihrerseits direkt von der Junta ab, die 
wiederum beauflagt war, die Vertreter der verschiedenen Subkommissionen 
zu wählen. Als die wahrscheinlich wichtigste aller Subkommissionen 
erwies sich das Frauen-Komitee "Pro-Risaralda", das von den Damen der 
Oberschicht der Stadt gebildet wurde, von denen viele die Ehefrauen der 
Organisatoren der Kampagne waren. Eine der Aktivitäten dieses Komitees 
bestand darin, die Leute nach Bogota zusammenzurufen, damit sie an dem 
Tag, als der Kongreß über das Projekt debattierte, die Kampagne lautstark 
unterstützten. Etwa 10.000 Personen wohnten der Debatte bei.21 Die Rolle 
der Frauen war wichtig, denn dank der persönlichenVerbindungen, die das 
Frauen-Komitee mit Kongreßabgeordneten hatte, konnten auf der Grund­
lage des offiziellen Rückhalts durch diese legislative Kammer einige 
Erfolge erreicht werden. Das Komitee spielte nicht nur bei der Unterstüt­
zung der Kampagne eine große Rolle, sondern auch bei der Anwerbung 
finanzieller Mittel. Unter den Strategien zur Geldbeschaffung ist vor allem 
der "Peso Risaraldense" bekannt geworden, eine Kampagne von Haus-zu­
Haus-Sammlungen, die sowohl in Pereira als auch in anderen Munizipien, 
die dem Departement beitreten wollten, durchgeführt wurde.22 Doch die 
Krise, die die Region durchlebte, erreichte für die nationale Regierung 
bald besorgniserregende Ausmaße. Eine kritische Situation entstand, als 
si.ch die Pereiraner mit den Nachbarn aus den angrenzenden Munizipien, 
dIe zum neuen Departement gehören wollten, in ihrer Absicht zusammen­
taten, auch Straftaten als Mittel zum Zweck nicht mehr auszuschließen. 
Daraufhin beauftragte die Regierung Don Pedro persönlich, den Streik, 
der eine wichtige Region des Landes zu paralysieren drohte, auszusetzen. 
Doch die einzige Konzession, die Don Pedro zu machen sich bereit 
erklärte, war die Verringerung der Anzahl der Munizipien, die das Depar­
tement bilden sollten, von ursprünglich 20 auf 13. Man spielte niemals mit 
dem Gedanken, sich aus dem Kampf zurückzuziehen. Der Streik wurde 
schließlich nur angesichts des persönlichen Versprechens des Präsidenten 
suspendiert, daß das Departement Realität würde.23 
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~·"2rjen. eine Kampagne von Haus-zu­
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e. E:oc kritische Situation entstand, als 
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UD f Don Pedro persönlich, den Streik, 
Ie" Z'J paralysieren drohte, auszusetzen. 
.Joe Don Pedro zu machen sich bereit 
-\.nz.iliJ der ~1unizipien, die das Depar­

?-it-.::h:ü auf 13. Man spielte niemals mit 
nr f zUnickzuziehen. Der Streik wurde 
0nil.::hen \'ersprechens des Präsidenten 
ReJ.l::J.t würde. 2' 
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2. Der Bau der Zuckerfabrik von Risaralda 

Das Ziel dieses Programmes bestand in der Errichtung der Zuckerfabrik 
von Risaralda,24 womit - wenn auch auf indirekte Weise - die Bildung des 
Departements von Risaralda verbunden sein sollte. Der Prozeß verlief in 
zwei Etappen und dauerte etwa sieben Jahre. 

In der ersten Etappe lancierten Viehzüchter einer anderen Region 
Kolumbiens, des Departements Valle dei Cauca, die Initiative, eine 
Zuckerfabrik auf der Basis von Fonds zu errichten, die von der nationalen 
Regierung und der Nationalen Finanz -Korporation25 bereitgestellt werden 
sollten. Zwei andere Korporationen der Departements Valle dei Cauca 
(Corporacion Financiera deI Vafle deI Cauca) und Caldas (Corporacion 
Financiera de Caldas) bildeten die Gesellschaft zur Entwicklung der 
Zuckerverarbeitung (Sociedad para el Desarroflo Azucarero Ltd.), die im 
Risaralda-Tal ansässig werden sollte. 26 

Die Analysen, in denen die Durchführbarkeit dieses Planes überprüft 
wurde, hatten sehr positive Resultate. Das Risaralda-Tal (eine Verlänge­
rung des Cauca-Tales) verfügte über ideale Voraussetzungen für den 
Anbau von Zuckerrohr: so zum Beispiel das Klima, das beeinflußt wurde 
durch die Nähe zu den drei wichtigsten schneebedeckten Bergen Kolum­
biens (Rufz, Santa Isabel und Tolima) und den frischen Wind, der von dort 
herüberwehte und der eine günstige Durchschnittstemperatur von 20 Grad 
Celsius am Tag und 16 Grad Celsius in der Nacht hervorrief. Die Gesell­
schaft machte den pereiranischen Besitzern dieser Ländereien und den 
etwa hundert Viehzüchtern entsprechende Offerten, und diese akzeptier­
ten die Einladung, sich dem Programm anzuschließen. Entsprechend dem 
Vertrag garantierte die Gesellschaft immer dann den Aufkauf der gesam­
ten Zuckerrohrproduktion in diesem Gebiet, wenn sein Anbau unter der 
Leitung von technischen Kräften von Valle stand, die in der Zuckerfabrik 
von Valle schon ausreichend Erfahrung gesammelt hatten. 

Nach vier Jahren der Vorbereitung - von 1963 bis 1967 -löste sich die 
Gesellschaft am 2. Oktober 1967 auf, u.a. wegen der Absatzkrise von 
Zucker auf dem internationalen Markt im Jahre 1969. Interne Streitigkei­
ten beschleunigten den Zerfall der Gesellschaft. Für die Pereiraner hatte 
der Rückzug der Korporationen eine zweifache Bedeutung. Da war zu­
nächst der wirtschaftliche Faktor, der besagte, daß die eigenen Finanzen 
nicht ausreichen würden, umjene 25 Milionen Peso aufzubringen, die für 
den Baubeginn der Zuckerfabrik nötig gewesen wären. Das zweite Pro­
blem hatte mit der Stellung der Stadt gegenüber den nationalen Gremien 
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zu tun. Der Platz Pereiras innerhalb dernationalen politischen Struktur war 
nicht bedeutsam genug, um die Regierung von der Durchführbarkeit des 
Planes zu überzeugen.Doch diese erste Niederlage stimulierte die Organi­
satoren des Pro-Unabhängigkeitsprogrammes, nun erst recht für ihren 
Erfolg zu kämpfen. Denn sollte das Departement Risaralda einmal gebil­
det sein, so würde Pereira auch mit der Unterstützung der neuen lokalen 
Verwaltung rechnen und somit auch seine Verhandlungsposition gegen­
über der Landesregierung verbessern können. Somit hatten die Pereiraner, 
die sich für die Bildung des neuen Departements aussprachen, ein doppel­
tes Interesse an der Umsetzung des Planes. Obgleich die Initiative zu 
diesem Projekt ursprünglich nicht von der Pro-Unabhängigkeitsbewegung 
ausgegangen war, hatten viele ihrer Führungskräfte wesentlich an der 
Kampagne mitgewirkt. 

So unternahmen die Pereiraner 1970 neue Anstrengungen, den Plan 
zugunsten derZuckerfabrik wiederzubelebenY Die Umstände unterschie­
den sich wesentlich von denen der ersten Etappe, vor allem deshalb, weil 
man nun die Unterstützung des Departements Risaralda genoß, das schon 
drei Monate existierte. Dessen Beziehungen zur Regierung des Landes 
waren recht eng. Viele der Persönlichkeiten des Departements hatten 
wichtige Positionen in der öffentlichen nationalen Verwaltung inne.28 

Zudem besaß das Departement eine eigene Korporation, die Corporaci6n 
Financiera de Occidente,29 und auch eine eigene Föderation der Kaffee­
pflanzer.30 

Die Pereiraner nahmen ihre Anstrengungen zum Bau der Zuckerfabrik 
wieder auf, gaben eine Studie über die Durchführbarkeit des Planes in 
Auftrag, die diesesmal von der englischen FirmaTate and Lyle aus London 
erstellt wurde und die ein positives Ergebnis erbrachte, das mit den 
Ergebnissen der im Vorfeld der Bildung der Gesellschaft für die Entwick­
lung der Zuckerproduktion durchgeführten Untersuchung übereinstimm­
te. Nach einer Reihe von Kompromissen waren die formalen Bedingungen 
schnell erreicht. Der erste Schritt entsprach den Anforderungen der 
Departementsverwaltung, nach denen das Dokument durch den Chef des 
Planungsbüros des Departements angenommen sein muß. Der Petition 
wurde nahezu unverzüglich entsprochen. Es wäre auch unbegreiflich 
gewesen, wenn das Planungsbüro das Dokument abgelehnt hätte, zumal 
die Petition die Unterschrift von vielen Gründern des Departements trug. 
Die zweite Vorbedingung war die Unterschrift des Agrarministers. Hin­
sichtlich der gesetzlichen Vorschriften handelte es sich dabei um eine 
mehr oder weniger leichte Aufgabe, um so mehr, da die erste gesetzliche 
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Verpflichtung bereits erfüllt war, Außerdem gab es in diesem Ministerium 
auch viele Eigeninteressen, denn sowohl der Minister als auch viele 
Beamte waren Pereiraner, die dem Plan einen positiven Ausgang wünsch­
ten, Angesichts dieser Lage würde der Präsident der Republik den Plan 
schnell befürworten. Beim näheren Betrachten des Prozesses wird klar, 
daß die Annahme des Planes durch den Präsidenten indirekt von der 
Befürwortung des Departementsbüros von Risaralda abhing, da der An­
nahme durch den Präsidenten der Republik die Akzeptanz durch den 
Agrarminister und der Planungsabteilung vorausgehen mußte. 

Auch im Hinblick auf seine finanzielle Lage war Pereira nunmehr 
günstiger gestellt. Selbst wenn sich die mit der Durchführung des Planes 
verbundenen Kosten inzwischen auf 59 Millionen kolumbianische Pesos 
erhöht hatten, konnte die Finanzierung ohne Schwierigkeiten durch die 
regionalen Filialen bestimmter Interessengruppen wie der COFIAGRO 
(Corporaci6n Finaciera de Agricultura), die 44 Prozent der Summe 
beitrug, der FEDECAFE (Federaci6n Nacional des Cafeteros), die 29 
Prozent bereitstellte, des IFI (Tnstituto de Fomento lndustrial), das II 
Prozent zur Verfügung stellte, und durch private Aktionäre abgesichert 
werden, die den Rest von etwa fünf Prozent beglichen.3! 

3. Der Bau des Olympischen Dorfes 

Der Fall der Neubildung eines Departements illustriert optimal den Prozeß 
der Entscheidungsfindung in einer Stadt. Seine Relevanz erstreckt sich auf 
viele lokale Gebiete und Ereignisse. Natürlich ist damit nicht alles ausge­
schöpft, was die Komplexität von Entscheidungsfindungen ausmacht. 
Vereinbarungen, die unter bestimmten Bedingungen geschlossen werden, 
bestätigen Beobachtungen aus anderen Fällen, andererseits ergeben sich 
auch neue Erkenntnisse, Das alles verweist auf die Notwendigkeit einer 
sehr flexiblen Analyse. In diesen Zusammenhang ist die Errichtung des 
Olympischen Dorfes von Pereira einzuordnen.32 Jenes Programm wurde 
unter ganz anderen Bedingungen umgesetzt, als sie den zuvor analysierten 
Fällen zugrundelagen, denn die Tatsache, daß dieser dritte Fall nichts mit 
einer Pro-Unabhängigkeitsbewegung zu tun hatte, änderte den Hinter­
grund der Entscheidungsfindung beträchtlich. 

Im Unterschied zum Pro-Unabhängigkeitsprogramm ging die Initiati­
ve in diesem Fall von einer Persönlichkeit aus, die bis dahin in der Stadt 
unbekannt war und auch noch nicht lange in dieser Stadt lebte. Don 
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Fernando Angep3 begann seine Kampagne 1961, als Pereira gerade eine 
Niederlage bei der Entscheidung über den Austragungsort der IX. Natio­
nalen Olympischen Spiele erlitten hatte. Die Abstimmung darüber fand 
1960 in der Stadt Cartagena statt, und gesiegt hatte die Stadt Ibague. 

Schon seit einiger Zeit hatte Don Fernando den Wunsch, eine Gesell­
schaft für Sport in der Stadt zu gründen. Er war der Meinung, daß die 
Abstimmungsniederlage Pereiras in Cartagena in einem idealen Moment 
stattgefunden hatte. Er drückte dies mit den folgenden Worten aus: "Diese 
Niederlage hat in Pereira die Bürger aller Schichten bewegt. Es war ein 
harter Schlag, und diesen Umstand habe ich genutzt, um im 'Klub der 
Löwen' meine Idee vorzustellen, eine Gesellschaft für Sport zu konstitu­
ieren, die das Programm zur baulichen Rahmengestaltung fortführen 
würde - auch gegen die Gleichgültigkeit der Regierung - und sogar, indem 
sie sich über die in Cartagena erlittene Niederlage hinwegsetzt. "34 

Unter den von Don Fernando verfolgten Strategien war auch die der 
Bildung einer Korporation für Sport aus Anlaß des hundertsten Geburts­
tages von Pereira, die mit der Organisation aller mit dem Programm 
verbundenen Veranstaltungen beauftragt wurde und deren Hauptaufgabe 
es war, zu beweisen, daß Pereira über eine ausreichende Ausstattung 
verfügte, um Austragungsort der Spiele 1974 werden zu können. Ähnlich 
wie Don Pedro in seinem Pro-Unabhängigkeitsplan hat sich auch Don 
Fernando mit Gesinnungsgenossen und und dabei vor allem mit Mitglie­
dern des 'Klubs der Löwen' getroffen, um ihnen den Plan vorzustellen. 
Auf dieser Versammlung wurden die Strategien für die Umsetzung des 
Planes konzipiert. Dem schlossen sich ihrerseits andere Gruppen an, unter 
ihnen die Gesellschaft der Architekten (Sociedad de Arquitectos), die 
Gesellschaft zur Verbesserung der öffentlichen Dienstleistungen (Sociedad 
de Mejores Publicas) und der Rotary-Klub, deren Direktoren in der 
Mehrzahl gleichzeitig dem Exekutivkomitee des 'Klubs der Löwen' 
angehörten.35 In der Kampagne zugunsten des Olympischen Dorfes wurde 
als wichtigste Maßnahme ein Tag des Olympischen Dorfes ausgerufen, 
eine kommunale Aktion, an der sich alle Bürger durch entsprechende 
Tätigkeiten oder Geldzuwendungen beteiligen konnten. Die Medien über­
nahmen die Verantwortung, das Ereignis stark zu propagieren. Die 
Pereiraner reagierten äußerst positiv - die Mehrheit der Bürger beteiligte 
sich durch Arbeitsleistungen, Geldsammlungen, den Verkauf von Spei­
sen, Tombolas und Schenkungen. Am Ende dieses Tages war die finanzi­
elle Grundlage für das Olympische Dorf in ihren Anfängen gelegt.36 Die 
Regierung des Landes, die bis dahin ihre Unterstützung verweigert hatte, 
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offerierte angesichts des Ergebnisses dieses Tages eine Million Pesos, eine 
Summe, die die Kosten für das Stadion im Olympischen Dorf decken 
sollte:17 

So wie auch bei den bereits genannten Projekten war die Kampagne 
zugunsten dieses Programmes gut organisiert und durch Komitees geführt. 
Eines der wichtigsten war das Komitee der Damen Pereiras, das aus 
Damen der Mittel- und Oberschicht bestand. Das Komitee arbeitete Hand 
in Hand mit der Kirche, vor allem mit Pater Valencia. Pater Valencia nutzte 
die Sonntagsmesse in der Kathedrale dazu, die Vetreter der (oberen) 
Mittelklasse und dabei vornehmlich die Jugendlichen aus dieser sozialen 
Schicht für das Olympische Dorf zu gewinnen. Die Sonntagsmesse um 
zwölf Uhr war traditionell sehr populär: junge Paare gingen dorthin, auch 
um den Tag danach bei einigen Erfrischungen und Mittagessen gemein­
sam zu verbringen. Zudem befindet sich die Kathedrale im Stadtzentrum 
und ist Treffpunkt für die Angehörigen jeglichen Alters vor allem dieser 
sozialen Gruppe. Der Pfarrer hatte ein doppeltes Interesse: Zum einen war 
er selbst sehr sportlich, zum anderen besaß er eine enge persönliche 
Beziehung zu den Organisatoren der Kampagne. Don Fernando verwies 
darauf, daß die Leute von Pereira nicht nur wegen der Propaganda im 
Umkreis, sondern auch aufgrund der Aufforderung, die von der Kanzel 
ausging, in Ibague, wo neben den Spielen selbst auch die Wahl des 
nächsten Austragungsortes stattfand, dabei waren.38 Das Komitee der 
Damen von Pereira wurde in der Kampagne sehr aktiv, indem es flugblät­
ter verteilte, in denen es um die Unterstützung Pereiras in Ibague bat und 
somit schon dafür zu werben begann, als Austragungsort der nächsten 
Nationalen Olympischen Spiele die Stadt Pereira zu wählen. Die Presse 
und der Rundfunk verbreiteten jeden mit dieser Kampagne verbundenen 
Plan, so daß in der Folge etwa 15.000 Pereiraner in Ibague präsent waren 
und, versammelt auf dem zentralen Platz, eine gute Nachricht erhielten. 39 

Don Pedro sagte, daß die Menschen "auf dem Platz Murillo Toro in Ibague 
ihre Anwesenheit demonstrierten und schrien ... Pereira, Pereira. Wir, die 
Delegierten aus verschiedenen Städten des Landes, die wir uns im Salon 
der Handelskammer versammelt hatten, haben uns nicht vorstellen kön­
nen, daß sich ein Volk so begeistern kann ... die übrigen Städte waren 
dagegen nur durch ein Komitee und sonst nichts vertreten."40Im Kontrast 
zur Niederlage von 1960 errang Pereira diesesmal drei Viertel aller von 
den Delegierten der anderen Städte abgegebenen Stimmen. 
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Die bisherige Darstellung demonstriert die Relevanz von Fallstudien 
für die soziologische Analyse des politischen Lebens in einer Stadt 
insbesondere wenn es sich um eine Untersuchung von Mechanismen vo~ 
e~olgreich~n lok~len Projekten handelt. Es bleibt hinzuzufügen, daß in 
dIesem ArtIkel dIe Stadt als solche nur als eine Untersuchungseinheit 
angesehen wird und auch ihre Komponenten im einzelnen analysiert 
werden müssen. Obwohl sich die obengenannten drei Fälle hinsichtlich 
der Umstände, unter denen sie stattfanden, unterscheiden, sind sie doch 
Te.il dess~lben Systems, und wenn man die Fälle untereinander vergleicht, 
zeIgen sIe gleichzeitig, wie das gesamte System auf unterschiedliche 
Bedingungen und Interessen reagiert, was u.a. von den Umständen und der 
Kraft des geführten Kampfes abhängt. Dank der Genauigkeit, wie sie der 
:allst~dieeigenist, wares auch möglich, verborgene, vergessene,ja bisher 
Ignonerte Aspekte des Verhaltens jener politischen Kräfte zu erhellen, die 
für den Erfolg der drei Projekte verantwortlich zeichneten. 

Auf den ersten Blick hinterläßt die Wahrnehmung den Eindruck einer 
Stadt mit einer großen organisatorischen Fähigkeit und mit einem ausge­
prägten Gemeinschaftsgeist. In allen drei Fällen ist die Popularität und die 
Bewunderung offensichtlich, mit der die Organisatoren der einzelnen 
Ka~pa~nenbestimmte Triumphe für die Stadt erlangten, so wie beispiels­
weIse dIe Umwandlung einer Stadt in die Departementshauptstadt - mit 
allen Vorteilen, die das für eine Stadt mit sich bringt - oder den Bau einer 
Zuckerfabrik oder die Austragung nationaler Olympischer Spiele. Den­
noch geh.ören zum ':erborgenen' Hintergrund Faktoren, die in eine ganz 
andere RIchtung welsen. Der Dualismus dieser zwei Welten - der sichtba­
~.en un~ der ~erborgenen - ist partiell auch der Tendenz geschuldet, daß 
uber dIe SIchtbaren Aspekte weitaus mehr publiziert wird. Das ist 
logischerweise auch deshalb so, weil die verborgenen Aspekte gewisser­
maßen in der Stille wirken: Doch in dieser Welt werden Ideen ausge­
tauscht, Gespräche mit der örtlichen Verwaltungsbürokratie geführt, Ver­
s~mmlungen und Vorstände der wichtigsten Institutionen besucht - mit 
emem Wort, gerade in dieser 'verborgenen' Welt konnten die Organisato­
ren der Projekte ihre Positionen konsolidieren und eine vor dem Durch­
schnittsbürger verhüllte Taktik und Raffinesse in die Magie der Macht 
v~rwan~eln. Das Verhalten der Pressure-Gruppen in diesen Projekten 
wIderspIegelt, daß sie lediglich dann tätig werden, wenn ihre Interessen 
unmittelbar auf dem Spiel stehen, anderenfalls bleiben sie relativ inaktiv. 

Die Theorie über die pluralistische Demokratie gerät in die sich genau 
daraus ergebende Falle, weil sie zu der Annahme neigt. daß jedes Interesse 
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gleichermaßen fähig sei, sich zu organisieren und zu verteidigen. Eine 
solche Argumentationslinie würde implizieren, daß Pereira, allein weil es 
miteiner großen Zahl mächtiger Pressure-Gruppen ausgestattet ist, welche 
die Fähigkeit zur Organisation und zum Sieg bewiesen haben, die Mög­
lichkeit habe, auch die Bedürfnisse und Probleme der übrigen Gemein­
schaft zu erfüllen bzw. zu lösen. Das Problem einer solchen Sichtweise 
besteht darin, daß sie das Bestehen von mehr als nur einer Öffentlichkeit 
in dieser Gemeinschaft ignoriert. In ihr gibt es unterschiedliche Interessen, 
Gruppen, soziale Strukturen, mit verschiedenen Problemen und Bedürf­
nissen, und die Realität zeigt, daß das System unterschiedlich auf die 
einzelnen Forderungen reagiert und dabei fast gänzlich ohne Strafe andere 
Kämpfe und Petitionen ignorieren kann. Die drei genannten Fälle verwei­
sen desgleichen darauf, wie wichtig der Moment ist, in dem eine Entschei­
dung getroffen wird. 

Im FaJI des Pro-Unabhängigkeitsprogrammes ergab sich dieser günsti­
ge Moment aus der gerade vollzogenen Bildung des Departements EI 
Quindio. Auch im Rahmen des Projektes der Zuckerfabrik Risaralda 
mußten die lokalen Gruppen, um die zweite und letzte Etappe ihres 
Programmes in Angriff nehmen zu können, den Moment abwarten, da sich 
ihre Position innerhalb der politischen Struktur des Landes konsolidiert 
hatte. Dies wiederum war in vielen Aspekten an den glücklichen Ausgang 
des Pro-Unabhängigkeitsprojektes gebunden. Auch im dritten Fall wurde 
der Vorschlag in einem adäquaten Moment lanciert, als die Bürger gerade 
aufgewühlt und bereit waren, etwas gegen die Niederlage der Stadt in den 
Wahlen des Austragungsortes für die nationalen Olympischen Spiele zu 
unternehmen. 

Dieser Artikel stellt sich auch die Frage nach der Attitüde der Eliten 
gegenüber den Bedürfnissen der übrigen Gemeinschaft. Die genannten 
Beispiele bezeugen die Spontaneität im Handeln in der politischen Ge­
schichte des Ortes. Die Interessen sowie die sozialen und politischen 
Forderungen der Eliten haben sich allmählich als Resultat ihrer verborge­
nen, im Hintergrund wirkenden Taktik entwickelt. Dabei impliziert der 
aus ihrer ökonomischen und sozialen Stellung erwachsende Druck auch 
allseits bekannte und akzeptierte Forderungen, die sich aus der Kenntnis 
und Vertrautheit mit den in der Tiefe des Systems funktionierenden 
Mechanismen ergeben. Die Hauptakteure sind jeweils Gruppen, die die 
mächtigsten und bestorganisierten Sektoren der Stadt repräsentieren. 
Angesichts eines solchen Hintergrundes ist es wenig wahrscheinlich, daß 
sich die Eliten für Themen engagieren würden. die die soziale und 
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politische Ordnung in Frage stellten, es sei denn, ihre Interessen wären 
permanent bedroht, wie im Falle der Departementsbildung durch die Elite 
aus Manizales, die die Mehrzahl der wichtigsten öffentlichen Posten in der 
gesamten Region besetzt hatte. Als jedoch das Departement gebildet war, 
hatten die Pereiraner auch ihre lokale, regionale und nationale politische 
Position konsolidiert. 41 In ihrem Handeln identifizierten sie sich weiterhin 
mit jenen Projekten, die - wie im Falle der Zuckerfabrik Risaralda - ihren 
Interessen entsprachen, und andere Interessen ignorierten sie. 

In ähnlichen Konturen ist auch die Position der Führungspersönlichkeit 
des jeweiligen Projektes nachzuzeichnen. Die drei Fälle kontrastieren mit 
dem in der lateinamerikanischen Literatur vielbeschworenen Persön­
lichkeits-Mythos des cacique und des gamonal. 42 Die dieses Thema betref­
fenden Studien heben in der Regel die sozioökonomischen Charakteristika 
der Führungspersönlichkeit hervor und erkennen ihr quasi die politische 
Allmacht in der Stadt ZU. 43 Doch die oben beschriebenen Erfahrungen 
zeigen vielmehr, daß - obwohl solche Persönlichkeiten für die Entschei­
dungsfindung in einer Stadt wichtig sind - sie jedoch ihre Macht nur 
eingebunden in komplexe Mechanismen ausüben können, und daß die 
Form ihrer Machtausübung ein viel komplizierteres Phänomen darstellt, 
das von vielen Faktoren beeinflußt wird, darunter auch vom Typ der 
Pressure-Gruppe, mit der sich die Machtausübenden in ihrem Handeln 
assoziieren. 

Angesichts differierender Problemstellungen ist das jeweilige System 
auch gehalten, unterschiedlich zu agieren. Zwei der angeführten Themen 
waren für die Mehrheit der Bevölkerung attraktiv: die Themen 'Vater­
landsliebe' und 'Sportbegeisterung' , wobei das erste Thema nicht nur 
generell attraktiv war, sondern auch ein Ergebnis jener spontanen Ent­
wicklung, von der zuvor die Rede war. Es gab einen historisch gewachse­
nen Antagonismus zwischen beiden Städten, der auch durch die Unzufrie­
denheit der Elite Pereiras mit den Nachteilen, die sie im Vergleich zu der 
Elite Manizales' hatte, und den Ungerechtigkeiten, die ihnen von dort 
zugefügt wurden, Nahrung fand. Gleichzeitig widerspiegelt die Geschich­
te der Stadt den scharfen Kontrast zwischen den beschriebenen erfolgrei­
chen Projekten einerseits und den sehr seltenen Projekten zur Verbesse­
rung der Wohnungssituation, Gesundheit, Bildung oder der Beschäftigung 
der marginalen Sektoren in der Stadt andererseits. 

Ungeachtet der Vielfalt der an den wichtigen Entscheidungen in der 
Stadt beteiligten Gruppen und ihrer unterschiedlichen Organisationsfä­
higkeit müssen die folgenden allgemeinen Feststellungen in Betracht 

Die Fallstudie als Itc 

gezogen werden: Erstens. bei der ,. 
Einfluß der 'verborgenen Welt'. ,:i", 
intimen Systemkenntnis ·openerr·. 
denen konkrete Interessen bedr0h, 
haben die Interessengruppenjev. e;b.: 
demselben Druck der Autoritate:l .3 

Gruppen sich auch nur für be~t!mr: 

gegenüber gleichgültig bleiben. rr.ir 
Gruppen gleichermaßen anrakti\. UJ 

eines Projektes vom Grad der .-\n. 

mächtigen Interessen-Gruppen at>r..a 
den verschiedenen Gruppen und Or 
wie zum Beispiel Geld. AnuJ-o.: j 

Angestellten und die Stabilität ein~r 1 

so daß kleine Gruppen damit nur ~h 

als jene, die dem Handels- un~ F 
Kaffeepflanzer entstammen. Die~ I 
fende Aufzählung aller mit dem Pro 
einer Stadt verknüpften Fak10ren ~ 

wichtigsten abheben, illustrieren ;'k 

Analyse, bevor Schlußfolgerungen u 
und Sensibilität eines Teils de;. S~, 

Ortes gezogen werden können. D3S : 
kratie in einer Minimaldefinilion a:~: 

dem die gesamte Bevölkerung. ot> 10 i 
Recht hat, die grundlegenden EnL-..:! 
von allgemeinem Interesse zu rrdfe: 

Vgl. R. Stoecker. Evalualing and Re= 
(1991) I,S. 88-112. S. 98. Ragin iSl c.:7 ~ 

ten als Fallstudie angesehen "'erder. ~ 

einer bestimmten Zeit und an einem ~Cl rnl 

Cases of 'What is a Case'?' in: C R~ 

Foundations of Sociallnquiry. Camtn~ 

Studies: History or Sociology'? in: et-<:'r.a<. 
2	 Die Methodologie der Fallstudien e~!e:V.e : 

Soziologie. von 1920 bis 1930einen Ac:f,,;::: 
als führend auf diesem Gebiet. Dcx:h ~' x 
Anwendung dieser Methode Sehri [l i ur s..: 



::nstna Dorado 

,l:e:-:. =, ,ei denn, ihre Interessen wären 
jr~ ~Danementsbildungdurch die Elite 
jcp. I~htig,tenöffentlichen Posten in der 
,;, .'d~h das Departement gebildet war, 
:-L:..:.:. regionale und nationale politische 
h-h.i,:ln identifizierten sie sich weiterhin 
F2:::': der Zuckerfabrik Risaralda - ihren 
~re li.tere,sen ignorierten sie. 
l -i]e Po,ition der Führungspersönlichkeit 
~Jo<:r::;en. Die drei Fälle kontrastieren mit 
~n L:terarur \'ielbeschworenen Persön­
:~, z .1/'1,-'nal.~: Die dieses Thema betref­
: dloe 'c'zi0Ökonomischen Charakteristika 
0r ·.:nj erkennen ihr quasi die politische 

-b d:e oQ.en beschriebenen Erfahrungen 
..:k:he Persönlichkeiten für die Entschei­
.:bL:~ ,ind - sie jedoch ihre Macht nur 
J.:ffi:"nen ausüben können, und daß die 
.lle: ~,::,:nplizierteres Phänomen darstellt. 
luD: ... ird. darunter auch vom Typ der 
be \'t..t.::hrau,übenden in ihrem Handeln 

•.t- :oe::Heliungen ist das jeweilige System 
1 a;:e~en Zwei der angeführten Themen 
0;~e~.:ng attraktiv: die Themen 'Vater­
.ll:{ ..... obei das erste Thema nicht nur 
ill~h .:in Ergebnis jener spontanen Ent­
~ '... ~_ E, gab einen historisch gewachse­
Jen Sc.ldten. der auch durch die Unzufrie­
J '\..t.::hteilen. die sie im Vergleich zu der 
C ngerechtigkeiten, die ihnen von dort 

Gki.:hzeitig widerspiegelt die Geschich­
"! z·... ischen den beschriebenen erfolgrei­
n '-ehr seltenen Projekten zur Verbesse­
'unJJ1eit. Bildung oder der Beschäftigung 
)L:dt andererseits. 
Ln Jen wichtigen Entscheidungen in der 
~er unterschiedlichen Organisationsfä­
illgemeinen Feststellungen in Betracht 

Die Fallstudie als komparative Methode 

gezogen werden: Erstens, bei der Mehrzahl der Gruppen überwiegt der 
Einfluß der 'verborgenen Welt', die in der 'Stille' und aufgrund einer 
intimen Systemkenntnis 'operiert', ausgenommen die Situationen, in 
denen konkrete Interessen bedroht werden. Zweitens, im allgemeinen 
haben die Interessengruppenjeweils dieselben Sorgen und Interessen, sind 
demselben Druck der Autoritäten ausgesetzt, was dazu führt, daß die 
Gruppen sich auch nur für bestimmte Themen einsetzen und anderen 
gegenüber gleichgültig bleiben. Drittens, nicht alle Themen sind für alle 
Gruppen gleichermaßen attraktiv, und in vielen Fällen ist das Gelingen 
eines Projektes vom Grad der Anziehungskraft des Themas auf die 
mächtigen Interessen-Gruppen abhängig. Viertens, die Ressourcen, die 
den verschiedenen Gruppen und Organisationen zur Verfügung stehen, 
wie zum Beispiel Geld, Anzahl der Mitglieder und lohnabhängigen 
Angestellten und die Stabilität einer Gruppe, sind völlig ungleich verteilt, 
so daß kleine Gruppen damit nur sehr viel bescheidener ausgestattet sind 
als jene, die dem Handels- und Finanzwesen oder den Kreisen der 
Kaffeepflanzer entstammen. Diese Bemerkungen stellen keine erschöp­
fende Aufzählung aller mit dem Prozeß von Entscheidungsfindungen in 
einer Stadt verknüpften Faktoren dar, doch da sie zumindest auf die 
wichtigsten abheben, illustrieren sie die Notwendigkeit einer flexiblen 
Analyse, bevor Schlußfolgerungen über den Grad der Verantwortlichkeit 
und Sensibilität eines Teils des Systems gegenüber den Bürgern eines 
Ortes gezogen werden können. Das gilt insbesondere dann, wenn Demo­
kratie in einer Minimaldefinition als ein politisches System gefaßt wird, in 
dem die gesamte Bevölkerung, ob in positiver oder negativer Hinsicht, das 
Recht hat, die grundlegenden Entscheidungen über die Angelegenheiten 
von allgemeinem Interesse zu treffen. 

Vgl. R. Stoecker. Evaluating and Rethinking the Ca~e Study, in: Sociological Review. 39 
(1991) I. S. 88-112, S. 98. Ragin ist der Meinung, daß jede Analyse der Sozialwissenschaf­
ten als Fallstudie angesehen werden kann, weil sie ein spezifisches soziales Phänomen in 
einer bestimmten Zeit und an einem bestimmten On untersucht. Vgl. C. Ragin, Introduction: 
Cases of 'What is a Case?' in: C. RaginIH. S. Becker. What is a Case? Exploring the 
Foundations ofSociallnquiry,Cambridge 1992, S. 1-5. S. 2. Vgl. auch M. Wieviorka, Case 
Studies: History or Sociology? in: ebenda. S. 159-172, S. 170. 

2 Die Methodologie der Fallstudien erlebte in den Sozialwissenschaften. insbesondere in der 
Soziologie, von 1920 bis 1930 einen Aufschwung. Die Vetreter der Chicagoer Schule galten 
als führend auf diesem Gebiet. Doch seit den fünfziger Jahren ging der Enthusiasmus für die 
Anwendung dieser Methode Schritt für Schritt verloren, so daß sie in den sechziger Jahren 
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fast vergessen war. Nach 1970 waren methodologische Arbeiten zur Fallstudie selten. - Die 
vielleicht einzigen Vetreter der Soziologie. die sich noch auf diese Weise den Fallstudien 
widmeten. waren die 'symbolischen Interaktionisten '. geführt von Howard Becker. Heute 
sind neue entscheidende Bemühungen zur Anwendung dieser Methode erkennbar. Die Liste 
dieser Autoren ist lang. Hier können nur einige von ihnen genannt werden: E. Amenta. 
Making the Most of a Case Study: Theories of the Wclfare State and the Ameriean 
Experienee. in: International Journal ofComparative Sociology. 32 (J 991) 1-2. S. 172-194: 
J. Harne!. On the Singularity in Sociology. in: Current Sociology. 40 (1992) I. S. 99-119; 
J. HamelID. Fortin, Case Study Methods, London 1993; J. Platt. 'Case Study' in American 
Methodologieal Though. in: Current Sociology. 40 (1992) I, S. 17-48; C. Ragin/H. S. 
Beeker. What is a Case? in: C. Ragin, Constructing Social Research, California 1994; R. 
Stoeeker, Evaluating and Rethinking the Case Study (Anm. I l: H. C. White. Cases are for 
Identity, for Explanation, or for Control, in: C. Ragin/H. S. Becker. What is a Case?, S. 83­
104; M. Wieviorka, Case Studies (Anm. I): R. K. Yin, Case Study Research - Design and 
Methods,California 1989; F. Zonbend. The Monograph in European Ethnology, in: Current 
Sociology, 40 (1992) I, S. 49-54. Die Spezialisten auf diesem Gebiet unterstreichen 
einhellig die Rückwirkungen. die sich aus der zunehmenden Bedeutung der quantitativen 
Studien für die (qualitativen) Fallstudien ergaben, sowie die Zweifel, die viele Wissen­
schaftler hinsichtlich der Glaubwürdigkeit von Schlußfolgerungen hauen. die aus der 
Betrachtung eines Einzelfalles gezogen wurden. Vgl. J. C. MitchelI, Case and Situation 
Analysis, Sociological Review. 31 (1983) 2. S. 187-211; C. Ragin, The Comparative 
Method - Moving Beyond Qualitative and Quantitative Strategies, London 1989, S. 2. R. 
Stoeeker, Evaluating and Rethinking the Case Study (Anm. I). S. 90. 

3	 Vgl M. Wieviorka, Case Studies (Anm. I). S. 170. Auch andere Wissnsehaftlerbetonen die 
Nützlichkeit von Systemen für Schlußfolgerungen mit allgemeinem Charakter. Vg!. H. 
Eckstein, Pressure Groups, London, 1960; R. K. Yin, Case Study Research (Anm. 2); J. 
Harnei, On the Singulariy in Sociology (Anm. 2), S. 99-119. 

4 Vgl. M. Wieviorka, Case Studies (Anm. I), S. 160. Eckstein unterscheidet fünf Klassen von 
Fallstudien: a) die konfigurativ-ideologische. b) die konfigurativ-disziplinäre. c) die heuri­
stische. d) die plausible und e) die Schlüssel-Fallstudie (crucial). Vgl. E. Eckstein. Case 
Study and Theory in Political Science, in: Handbook of Political Science Strategies of 
Enquiry, Bd. 7, hrsg. von F.1. GreensteinIN. W. Polsby, Reading 1976. S. 79-137.100-110. 
Stoecker führt eine ganze Reihe von Fallstudien einschließlich ihrcr vielfältigen Anwen­
dungen in den Sozialwissenschaften an. Vgl. R. Stoecker. Evaluating and Rethinking the 
Case Study (Anm. I). Für J. C. Mitchell dagegen hat die Fallstudie vor allem einen 
heuristischen Wert. Vgl. J. C. MitchelI, Case and Situation Analysis, in: Sociological 
Review. 31 (1983) 2. S. 192. 

5 Die Reihe der Arbeiten zur Machtfrage in kommunalen Verwaltungseinheiten ist lang. Hicr 
seien nur einige angeführt: R. Dahl, WhoGoverns? New Haven 1973; F. Hunter, Community 
Power Structure. Durharn N.C. 1963: H. Haralambos. Sociology: Themes and Perspectives. 
Siough 1980; M. YounglP. WiHmou. Family and Kinship in East London. London 1957. 

6 Elite wird hier als Führungsklasse verstanden. obwohl in diesem besonderen Fall anerkannt 
werden muß, daß es sich um eine Situation handelt. in der sich politische und soziale Elite 
miteinander vermischen. 

7 Vgl. C. Ragin, The Comparative Method (Anm. 2). S, 5-6.
 
8 C. Ragin. Construeting Social Research (Anm. 2). S. 106.
 
9 Zu den Vorzügen der komparativen Methode insbesondere im Transitionsvergleich vgl. den
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los FUI/dadores). Das Geld dafilr- : 5 '-Lx 
die Eigentum des Departement, v. r ~= P': 
zu nutzen, als ob es ihre eigenen '';' r:=­
Departements nicht zu unterstutze:". 

14 Auf die Einzelheiten der Bildur.g x> [ 
eingegangen. Es soll nur Erv.ähnu1'g :'~ 

stieß. zum Teil weil es ein Terri ton um ~ 

des Departements eine besondere &.r:o;;; 
15 Name. der die Bewohner der Rego,'r, E.. C," 
16 Sein richtiger Name ist hier dur,h e:~= ;-a; 

bildung finden sich bei: G. \'alkF. -'1.; 

Desmembraci6n de la Mariposa \ero.e F-:­
17 Die Lokalzeitung EI Diario vom ::' \,1 .. : 

über einige Fälle der Absetzung \ 0n~~ 

Grund, daß sie Pereiraner waren ur.,: ~ L 
18 Zu diesem Dialog vgl. EI Diario \ 0~ ~ }­

Autorin mit Don Pedro G6mez in Pere~ , 
19 Name. mit dem die Kampagne odro'r ::x 

Risaralda bezeichnet wurde. Diese~ .-'L..:>:.. 

Pro-Risaraldabewegung, ohne zv. I "~J:::: :w: 



:nstlna Dorado 

,~~,:,~ ~ . ',;: '.:he Arbeiten zur Fallstudie selten. - Die 
":"f".'~ ~~ ".:h noch auf diese Weise den Fallstudien 
:u:-:-~.' ~'-.: 'l~n·. geführt von Howard Becker. Heute 
:-.: '.~ "~r:Jung dieser Methode erkennbar. Die Liste 
""1': :.-:;~ " on ihnen genannt werden: E. Amenta. 
r:.:-:·cco, ",f the Welfare State and the American 
. C: ::-.~ :::~1I\ e Sociology, 32 (] 991) 1-2. S. 172-194: 
'.:"f': - Current Sociology. 40 (1992) I. S. 99-119; 
,:-; :.. -,2 -~. 1993: J. PlaU. 'Case Stud)" in American 
",:.~. ~ ;:' ·VI 11992) I. S. 17-48: C. Ragin/H. S. 
~ :,~ .·.:-c·~:mg Social Research. California 1994: R. 

er C:"'< S:.lJ~ (.-\nm. I): H. C. White, Cases are for 
". c C R~gm'li. S. Becker. What is a Case? S. 83­
=.. R r..: Ym. (ase Study Research - Design and 
T~ '.\ :'f:<: gr3rtJ in European Ethnology. in: Current 

:.~ S~C: ~"l~n auf diesem Gebiet unterstreichen 
E:.'" :.~ z'Jnehmenden Bedeutung der quantitativen 

:r:.=:: ::-; ~t'<::l. <owie die Zweifel, die viele Wissen­
:~J.:: " :r. S.:hlußfolgerungen haUen, die aus der 
=- -'_~.;,,:r: \;1. J. C. MitchelI. Case and Situation 
>"':: :. S 1~~-211: C. Ragin, The Comparative 
. 1.:".: ::'_~:::3ti\e Strategies. London 1989, S. 2. R. 
~C.2.';';: S::J.j~ I.-\nm. I L S. 90. 

S :.: .-\ueh andere Wissnschaftler betonen die 
6i':·,;;,-:-.r:,;en mit allgemeinem Charakter. Vgl. H. 
;,.,' R K. Y,n. (ase Study Research (Anm. 2): J. 

:. '~':-:.:. S 99-119. 

S : "'~. Lk5tcin unterscheidet fünf Klassen von 
~'-.:~~ - ::e konfigurativ-disziplinäre, c) die heuri­
~'::-',·F~i'ludie tcmcialL Vgl. E. Eckstein. Case 
::. :::. rir'::-"''''k of Political Science Strategies of 
:=." '" Pol- b~ . Reading 1976. S. 79-137. 100-110. 
'~' ~_2~~. em5.:hließlich ihrer vielfältigen Anwen­
L 'o,; R Sloc.:ker. E\aluating and Rethinking the 
.~ :.2.;~gen hat die Fallstudie vor allem einen 
c. C~.;.;: :;..'ld Situation Analysis, in: Sociological 

=c ::-.~":1JJen Verwaltungseinheiten ist lang. Hier 
: C,:·.,,~,' ,,~'" Ha\'en 1973;F. Hunter.Community 
Hr~ ~-;-.t-..". Sociology: Themes and Perspectives. 

Firc .' -'-'1.j K.inship in East London. London 1957. 
I>.:c-~. : c·... ohl in diesem besonderen Fall anerkannt 
v:"'. ~..2..',jell. '" der sich politische und soziale Elite 

.-.: ;,,~~ : .. s. 5-6.
 
:: '---;-. :'. s. i06.
 
=.:.:.: :~, h.e'ondere im Transitionsvergleich vgl. den
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Beitrag von H. Zinecker in diesem Heft. 
10	 Das Departement (Departamellln) ist eine Form der Klassifizierung von Regionen in 

Kolumbien. Die politische Landkarte Kolumbiens ist durch Departements strukturiert. von 
denen es im hier analysierten Zeitraum 23 gab. In der Reihenfolge ihrer Relevanz folgen die 
- jeweils fünf - bl te 11 del/cias und Cnmüer(as. AuBerdem lassen sich die Regionen in Städte 
unterteilen. von denen es in dieser Zeit etwa I 200 gab. Es werden noch andere Unterglie­
derungen der Departements vorgenommen, die aber von geringerer Relevanz sind: Dörfer, 
Straßenzüge (veredas) und Gehöfte (caserlos). Die Städte werden entsprechend ihrer 
Einwohnerzahl folgendermaßen klassifiziert: 
Großstädte = 500.000 und mehr Einwohner. 
Mittlere Städte = 100.000 bis 500.000 Einwohner, 
Kleinstädte = weniger als 100.000 Einwohner. 

1I Injener Zeit bestand Kolumbien aus Souveränen Staaten - eine administrative Gliederung. 
die viel weilläufigerwarals die gegenwärtige in Departements, llltelldellciasund COllliser(as. 

12 Manizales konzentrierte sich auf den Import von Konsumgütern und exportierte Kakao. 
Gold und Kaffee. Armenia war zuvorderst ein Kaffeeanbaugebiet. und Pereira hing vom 
Handel, von der Viezucht und Agrarproduktion - darunter dem Kaffee - ab. Eine detallierte 
Analyse zur Wirtschaft in der Region zu dieser Zeit ist zu finden bei A. Garcfa, Geograffa 
Econ6mica de Caldas. Bogota 1978. Vgl. auch R. Brew, EI Desarrollo Econ6mico de 
Antioquia desde la Independencia hasta 1920. Bogota 1977: K. Christie, Oligarchy and 
Society in Caldas - Colombia (Diss.). Oxford University 1977; M. Palacios, Coffee in 
Colombia. 1850-1970, Cambridge 1980. 

13 So behaupteten beispielsweise Pereira und Armenia, daß das Krankenhaus in Caldas vor 
allem von den Manizalitern genutzt würde, und 80 Prozent der Ressourcen von Caldas in 
dieser Stadt ausgegeben würden. Sie beklagten sich auch darüber. daß die Schnapsfabrik La 
Licorera de Caldas durch Departementsgelder - eine Summe von 25 Millionen Pesos ­
finanziert worden sei. Sie protestierten auch gegen die Gründung eines Theaters (Teatro de 
Ins FUlldadores). Das Geld dafür- 15 Millionen Pesos -entsprang einer Lotterie aus Caldas, 
die Eigentum des Departements war. Die Pereiraner beschuldigten Manizales, die Fonds so 
zu nutzen, als ob es ihre eigenen wären, und wichtige Projekte in anderen Städten des 

Departements nicht zu unterstützen. 
14 Auf die Einzelheiten der Bildung des Departement von EI Quindfo wird hier nicht 

eingegangen. Es soll nur Erwähnung f'mden, daß dessen Bildung auf weniger Hindernisse 
stieß, zum Teil weil es ein Territorium betraf. daß weder für Manizales noch für andere Teile 
des Departements eine besondere Bedrohung darstellte. 

15	 Name, der die Bewohner der Region EI Quindfo bezeichnet. 
16	 Sein richtiger Name ist hier durch einen fiktiven ersetzt worden. Daten zur Departements­

bildung finden sich bei: G. Vallejo. Asf se cre6 Risaralda. Pereira 1992. F. G. Alzate. 
Desmembraci6n de la Mariposa Verde. Pereira 1984. 

17	 Die Lokalzeitung EI Diario vom 30. Mai, 12. Juni, 13. Juli und 20. August 1966 berichtete 
über einige Fälle der Absetzung von Angestellten im öffentlichen Dienst aus dem einzigen 
Grund, daß sie Pereiraner waren und das Unabhängigkeitsprojekt unterstützten. 

18	 Zu diesem Dialog vgl. EI Diario vom 5. Juli 1966. S. 5 und die persönlichen Interviews der 
Autorin mit Don Pedro G6mez in Pereira am 14.08.1985 und 17.08.1985. 

19	 Name. mit dem die Kampagne oder die Gruppe für die Bildung eines Departements 
Risaralda bezeichnet wurde. Dieser Artikel bezieht sich auf die Pro-Unabhängigkeits- bzw. 
Pro-Risaraldabewegung. ohne zwischen beiden einen Unterschied zu machen. 
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20	 Unter ihnen waren lokale Repräsentanten von FENALCO. (Federacioll Naciollal de 
Comerciales), die Cdmara de COlllercio als Vetreterin der Handelsleute, die Sociedad de 
Mejoras Ptibliens, die für die Verbesserung der öffentlichen Dienstleistungen verantwort­
lich zeichnete. die Junta de FOlllellIo v Turislllo. die örtlichen Vertreter von ACOPI 
(Asociacion Colombiana de Pequellos Illdustriales) und von der Asociaciol1 Nochmal de 
Illdustriales. 

21	 Vgl. EI Diarin. Pereira. vom 18. Juni 1966. S. I und 8. Diese Zahl schließt jene Risaraldenser 
ein, die zu dieser Zeit in Bogota wohnten. 

22	 Vgl. EI Diario. Pereira. vom 30. Juni 1966. S. 1-5. 
23	 Persönliches Interview der Autorin mit Don Pedro G6mez in Pereira. 14.08.1985. 
24	 Vgl. H. J. Angel. Pereira. Bd. 11. Pereira 1982. 
25	 Geldinstitut. das auf die Finanzierung von Handels- und Industrieprojekten spezialisiert 

war. 
26 Diese Region umfaßte die Munizipien von Belen de Umbria. Santuario. Viterbo. Balboa. 

Belalcazar, La Virginia, Ansenna und Risaralda. Sie alle wurden Teil des neuen Departe­
ments. 

27 Auf dem Weltmarkt wurde zu dieser Zeit das Pfund Zucker zu einem Wert von 0.15 US 
Dollar gehandelt. Doch die lokalen Zeitungen kommentierten auch die niedrige Kapitalisie­
rung als einen weiteren Grund für den Rückzug der Körperschaften aus der neuen Gesell­
schaft. Vgl. EI Diario, Pereira, 19. April 1967, S. I und 5: 16. Juni 1967. S. I und 8: 19. 
August 1967, S. I und 2: La Tarde. Pereira. 25. Juli 1978, S. 7. 

28 Der Agranninister war Pereiraner. und andere Pereiraner arbeiteten ebenfalls in diesem 
Ministerium. Zudem haUen der Gouverneur von Risaralda, der Ex-Bürgenneister von 
Pereira und andere Persönlichkeiten enge Verbindungen zur nationalen Regierung. ein 
Umstand, der eine Vertrauensbasis schuf und die Interaktionen mit der Regierung heträcht­
lich erleichterte. - ­

29	 Die Bildung dieser Körperschaft ist ebenfalls ein gutes Beispiel. um die verschiedenen 
Mechanismen bei Entscheidungsfindungen zu illustrieren. Aus Platzgründen kann das hier 
nicht geschehen: so beschränken wir uns hier auf den Verweis darauf, daß es sich dabei um 
ein Projekt handelte, bei dem viele der Veranwortlichen auch bei den beiden schon zuvor 
genannten Projekten mitgearbeitet hatten. 

30	 Die Gründer des Departements hatten auch die Federacioll de Cafeteros stark im Blick. 
Nonnalerweise operieren die Föderationen auf der regionalen Ebene und sind in der 
Regionalpolitik sehr aktiv. Es ist anzunehmen, daß dies ein weiteres Motiv für die Bildung 
des Departements Risaralda war. Einer der Gründer des Departements bemerkte gegenübe; 
der AUlOrin, daß allein die Tatsache einer Unterstützung durch die Federacioll de Cafeteros 
Grund genug für die Bildung des Departements gewesen wäre. Interview der Autorin mit 
Don Pedro G6mez, Pereira. 14.08.1985. 

3\	 Die privaten Aktionäre repräsentierten zugleich wichtige Persönlichkeiten der relevante­
sten Interessengruppen in der Stadt. Vgl. M. Rodriguez. EI Empresario Industrial dei Viejo 
Caldas. Bogota 1983, S. 108. Vgl. auch La Tarde. Pereira. 28. Juli 1978, S. 9. 

32	 Sportkomplex, der für fast alle Sportarten bei den Nationalen Olympischen Spielen geeignet 
sein sollte. 

33 Sein wirklicher Name ist hier durch einen fiktiven ersetzt worden. 
34 Persönliches Interview der Autorin mit Don Fernando Angel. Pereira. 24. 07. 1987. 
35 Diese Strategie würde den Pereiranern schon deshalb gef;lIen. weil 1972 Pereira seinen 

hundertsten Gehurtstag begehen sollte, und seine Bewohner für jedes Programm. das damit 
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im Zusammenhang steht. sehr mOli' l~~ --::: 

36	 Persönliches Interview der Autorin rr.:: [):-:: 

37	 Über die Beteiligung an diesem Ta; : ''': "­
Anerkennung der Partizipation der Bö:;' [): 
50.000 Personen. d.h. auf zwei Drille 1~c- E..:.... 
Einwohner. 

38 Persönliches Interview der Autori n :T, : C':J: 
39 Ebenda. 
40	 Ebenda. 
41	 Viele der Angehörige dieser Junten z'.:: Cr f'Z 

in der politischen Bürokratie. Fase "-.c ­
Risaralda. 

42 Wir verweisen hier auf nur eiOlge der ~ '::'=-" 

Urban Planning as a Cultural PrC"e.,,'; S::..o. 
of F10rida 1980; M. S. Grindale. Patrcr.' z.; 

in Mexico, in: Latin American Re.,ez::- R: 
Factions. A Reader in Political Clie:::c::'=. : 
Legrand. Perpectives for the Hislon:.i. S-:..L"" 
Overview. in: Latin American Re~z:: R: 
Politics 01' Development Planning in C: ,::-::er; 
Glick gelangt dabei in seiner Studie ur.e: ~-=J 

bis zu dem Punkt vom Kaziken reg:~. ~ 

anderen lokalen Autoritäten vom K.:.z:<.::: lIC 

43	 Der Tenninus 'Politik' wird in die~r::: "L..:4 

und bezieht sich auf jegliche ."I.ku' 1:.3.: .::': = 
verbunden ist. 
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..lOJ:-, . :.~. FE'.;.-\LCO. (FederncirJl/ Naciollal de 
, lc· ':::':-::lmn der Handelsleute. die Sociedad de 

="'.:1:'; :.~ :,::'::ntlichen Dienstleistungen verantwort­
:-•. 'n: die örtlichen Vertreter von ACOPI 

. , • :." 'C,: .'" und von der AsociacirJlI Naciol/al de 

":"':	 5 _',.:' Die,c Zahl schließt jene Risaraldenser 
<=. 
-<: 

,: JoT r:-'::- G0mez in Pereira. 14.08.1985. 
:!""""z:	 :" .. 

,:r r-:-'.:".•':,":" und Industrieprojekten spezialisiert 

',':-oe ".:: ,e .::: Lmrria. Santuario. Viterbo. Balboa. 
k'''''',-'':':' 5::: .;jic wurden Teil des neuen Departe­

e::: .:,,,. ?:'_c•.: Z:Kkcr zu einem Wert von 0.15 US 
tl!:.f:'C· ~ :'':"..'T.::nuerten auch die niedrige Kapitalisie­
R.lo.:L',; .:ec p.;,,'rper'chaften aus der neuen Gesell­
r .~' 5 1 und 5: 16. Juni 1967, S. I und 8; 19. 
~.:-'-:: Lil : 9-S. S. 7. 

.: ./C"':'~:- P::re:":111cr arbeiteten ebenfalls in diesem 
':-:-:~.: " T R:<.J.ralda. der Ex-Bürgermeister von 
=r.;~ " ::-:-:xc:r.;en zur nationalen Regierung. ein 
.u:':.ü.:::.:: L',:e~i>;,ioncnmitderRegierungbeträcht-

,=,=':.i.. . :::c. p:e, Bci'piel. um die verschiedenen 
r~:c_ ,·::-;e,cn ..".u< Platzgrunden kann das hier 
l~ ;::,e- b...:' ~ \ ::r'o' CI< darauf. daß es sich dabei um 
" =:-...: .. :,,,: :~~e:1 auch bei den beiden schon zuvor 

c.L 

RJi: - : :- .~. _'"-,;""i,, Je Cafereros stark im Blick. 
":0:::= =-:' .:.c:c regIonalen Ebene und sind in der 
e-:I:J':':- .::2Ö ~,e' cin "eiteres Motiv für die Bildung 
:r-::-~CIX"7 j"" Departements bemerkte gegenüber 
::'" '..':'c:-. :_=-- ..:r:; durch die Federacioll de Cafereros 
r=.:--, ;::·... c'Crl "are. Interview der Autorin mit 

':-.l.~': ':~, ... :~~::ge Persönlichkeiten der relevante­
~ ~ -'=--~C~7, EI Empresario Industrial dei Viejo 

r :-: :-:.:; P;:.c::,ra. ~8. Juli 1978, S. 9. 

C! ~ :<:- ,,~: '"nJ.1~n Olympischen Spielen geeignet 

'e-:! " : - ::r'c-:Zl "orden. 
::.,.. =:--'..' :"~ Angc I. Pereira, 24. 07. 1987. 
'-.:........ r :':- - -'..:- gefallen. weil 1972 Pereira seinen 

u::': -: -oe ,,: "'~Jl~r für jedes Programm, das damit 
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im Zusammenhang steht, sehr motiviert sein würden . 
36	 Persönliches Interview der Autorin mit Don Fernando Angel, Pereira, 24.07.1987. 
37	 Über die Beteiligung an diesem Tag existiert keine Statistik, wenn auch eine große 

Anerkennung der Panizipation der Bürger. Don Fernando schätzte die Beteiligung auf etwa 
50.000 Personen, d.h. auf zwei Drittel der Einwohnerzahl. 1962 hatte Pereira etwa 200.000 
Einwohner. 

38	 Persönliches Interview der Autorin mit Don Fernando Angel, Percira, 11.07.1985. 
39	 Ebenda. 
40	 Ebenda. 
41	 Viele der Angehörige dieser Junten zur Organisierung der Projekte erhielten später Posten 

in der politischen Bürokratie. Fast alle wurden Gouverneure im neuen Departement 
Risaralda. 

42	 Wir verweisen hier auf nur einige der an diesem Problem interessierten Autoren: R. Glick, 
Urban Planning as a Cultural Process. A Study of Armenia, Colombia ( Diss.), University 
of F10rida 1980; M. S. Grindale, Patrons and Clients in the Bureaucracy: Career Networks 
in Mexico, in: Latin American Research Review, XII (1977) I; Friends, Followers and 
Factions. A Reader in Political Clientelism, hrsg. von S. Schmidt et al., Berkeley 1977; C. 
Legrand, Perpectives for the Historical Study ofRural Politics and the Colombian Case; An 
Overview, in: Latin American Research Review, XII (1977) I: A.I. Rivera Ortiz, The 
Politics ofDevelopment Planning in Colombia (Diss.), State University ofNew York, 1976. 
Glick gelangt dabei in seiner Studie über Armenia sogar zu der Behauptung, die Stadt würde 
bis zu dem Punkt vom Kaziken regiert, daß sogar die Wahl des Gouverneurs und aller 
anderen lokalen Autoritäten vom Kaziken abhingen. 

43	 Der Terminus 'Politik' wird in diesem Artikel in einem sehr allgemeinen Sinn gebraucht 
und bezieht sich auf jegliche Aktivität. die mit öffentlicher Entscheidung und Verwaltung 

verbunden ist. 
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